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Vorwort 

Keine auf selbständigem Quellenstudium beruhende, wissenschaft­
liche Arbeit ist es, die ich dem Leser darbiete; zu einer solchen fehlte 
es mir wie an der speziellen Vorbildung und Uebung des Historikers 
von Fach, so auch zurzeit an dem ausreichenden Urkundenmaterial, 
namentlich für Livland und Estland. Ich vermochte daher nicht mehr, 
als ein Bild der baltischen Verhältnisse und ihrer Geschichte im 
Rahmen der politischen Tätigkeit der Ritterschaften zu zeichnen, wie 
es sich mir nach schon vorhandenen geschichtlichen Werken und aus den 
Erfahrungen meines langjährigen Landesdienstes ergeben hat. — 
Als oftmals zu den Landtagen Livlands (und einmal auch Estlands) 
entsandter Deligierter Kurlands und als Teilnehmer an den baltischen 
Konferenzen in den Verfassungsfragen ist mir erwünschte Gelegenheit 
geworden, dem politischen Leben und Streben auch der Schwester­
provinzen nahe zu treten, und aus allen diesen Eindrücken hat sich 
in mir eine lebendige Anschauung des Wesens und der Bedeutung 
der verbrüderten baltischen Ritterschaften gestaltet, der Ausdruck zu 
geben mir wie die Erfüllung einer Dankespflicht vorkommt. — Zu­
gleich war Triebfeder der Wunsch: in diesem für das Baltikum 
entscheidendsten Augenblicke der Weltgeschichte etwas zu seiner Er­
kenntnis im deutschen Mutterlande beizutragen. 

M i t a u  
R u d o l f  v o n  H o e r n e r  



Geschichtlicher Ueberblick 

Die Eroberung und Kultivierung des baltischen Ostseegebiets 
im 13. Jahrhundert gehört zu jener großen, schon im frühen Mittel­
alter begonnenen Lstwärtswandernng der germanischen Stämme, 
die ihrer staatenbildenden Fähigkeit und Kulturkraft bewußt unauf­
haltsam vorwärts drängten. Tie Weltmacht der einen christlich­
katholischen Kirche gab der Bewegung die Weihe. Sie stand, die 
Heerscharen rufend und sie organisierend, an der Spitze, und wie 
viel auch an rein weltlichen Trieben die Kämpfer herbeiführte, wie 
viel an Abenteuerlust, an Begehr nach Besitz und Macht auch mit­
spielte, über alle dem schwebte dennoch die Idee, die auch die Kreuz­
züge beseelt hatte, die Idee der Gottgefälligkeit des Werkes: die 
Heidenvölker unter das Kreuz zu beugen und ihre Länder der einen 
zur Allbeherrschung berufenen Kirche Christi zu unterwerfen. 

Längst hatte das Wort des Meisters: „Mein Reich ist nickt 
von dieser Welt" vor dem Weltherrschaftsstreben seiner „Statthalter 
auf Erden" zurücktreten müssen, die ihre nächstliegende Aufgabe viel­
mehr gerade darin sahen, das Schwert mit dem Kreuze zu vereinen, 
um allem zuvor, und wenn auch zunächst rein äußerlich, die Länder 
und Völker für die Kirche zu gewinnen. War sie es doch, die den 
Gnadenschatz der überirdischen, himmlischen Güter verwaltete und, 
nur den Gehorsam vorausgesetzt, allen ihren Angehörigen mitteilen 
zu können glaubte. Und hier wie so vielfach in der Menschheits­
geschichte sehen wir bewundernd eine Vorsehung walten, die auch die 
eigensüchtigen menschlichen Bestrebungen und Wünsche großen Zielen 
dienstbar zu machen weiß, Zielen, die über die irdischen UnVoll­
kommenheiten und Vergänglichkeiten hinausragend den Werdegang 
und Aufstieg der Menschheit letzten Endes bestimmen. 
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Auch die Geschichte des Baltikums steht unter diesem Gesichts-
Punkt. Auch hier ist es die Kirche, die als Leiterin und Herrscherin 
dem Kolonisationswerke den inneren ideellen Kern und damit die 
Kraft der Ausdauer verleiht. Auch hier werden die sehr diesseitigen, 
materiellen Instinkte und Begierden unter diesem höher liegenden 
Grundgedanken: der Ausbreitung des Christentums, zusammengefaßt 
zu gemeinsamer, wirkungsvoller Tätigkeit. Kein Widerspruch ist es, 
daß die bischöflichen Seelenhirten mit dem Schwert in der einen 
und mit dem Kreuz in der anderen Hand ihres Amtes walten, und 
daß die ^Kriegsleute von Beruf, jene streitbaren Ordensritter, der 
Fahne der heiligen Jungfrau folgen und ihren Mantel mit dem 
Liebessymbol des Kreuzes schmücken. 

In zweierlei Gestalt erschien hier die Kirche und ihre Macht 
vertreten: im Bischof (refp. Erzbischof) und im Orden. Beide Ge­
walten, bischöfliche wie ordensmeisterliche, dem einen irdischen Ober-
haupte der Christenheit unterstellt, sollten der Idee nach in Ein­
mütigkeit zusammenwirken; allein nur zu bald entstanden Reibungen 
und Rangstreitigkeiten. 

Beide Gewalten bedurften zur Unterwerfung der Heidenwelt 
und zur Behauptung der Eroberungen der Kriegsmacht und schufen 
sie sich hauptsächlich dadurch, daß sie aus Deutschland die ritterlichen 
Streiter meist aus dem niederen Adel durch Angebot von Land, 
das diese als Lohn sür ihre Kriegsdienste zu Lehen erhielten, 
heranlockten. 

Auf diese Weise entstand ein zahlreiches Vasallentum sowohl 
der Bischöfe wie des Ordens, das feinen Lehnsbesitz mit Hilfe der 
indigenen Bevölkerung kultivierte und ausbaute und die zum Christen­

tum bekehrten Einheimischen als Einzel-Fähnlein zum Bischofs- oder 
Ordensheer in den fortdauernden Kriegen und Kämpfen führte. 

Aus diesem landbesitzlichen Vasallentum sind die Ritterschaften 
hervorgegangen. 

Im Lehnsverhältnis, das feine besondere Entwicklungsgeschichte 
hat, waren gegenseitige Verpflichtungen und Ansprüche zwischen Lehns­
herren und Lehnsmannen begründet, die in ihrer Gleichartigkeit um 
die Gesamtheit der Vasallen ein Band der Interessengemeinschaft 
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schlangen und sie zum Zusammenschluß aufforderten. In den sich 
mehr und mehr als besonderen Stand fühlenden und sich im späteren 
Verlauf der Geschichte zu geschlossenen Korporationen vereinigenden 
ritterlichen Vasallen erwuchs allmählich ein neuer politischer Faktor, 
der neben den aufblühenden Städten und deren Vertretern auf den 
alten Landtagen Livlands mit den obersten Landesherren die Fragen 
der Landeswohlsahrt beriet und entschied. Die Bedeutung der Ritter­
schaften aber nahm naturgemäß in dem Maße zu, als die Ober­
herrschaft im rivalisierenden Dualismus der Bischöfe und des Ordens 
sich selbst schwächte, und als die überaus schwierige Lage der dem 
Mutterlande weit abliegenden, allseitig bedrohten Kolonie die Ober­
herrschaft nötigte, die unentbehrliche Kriegsbereitschaft und Hilfe der 
Vasallen sich durch immer erweiterte Zugeständnisse zu sichern. — 
In Estland, das schon von Waldemar II im Anfange des 13. Jahr­
hunderts erobert, über ein Jahrhundert dänischer Oberhoheit unter­
stand, entwickelte sich dieser Prozeß am ersten und nachhaltigsten. 
Hier waren die zentralen Gewalten am entferntesten und gaben die 
günstigste Gelegenheit für die Erstarkung der Selbständigkeit der 
lokalen Mächte. 

In Harrien und in Wierland sehen wir denn anch schon im 
13. Jahrhundert eine korporativ geschlossene Ritterschaft sich bilden, 
deren Vertretung immer erfolgreicher ihren bedeutungsvollen Anteil 
an der Landesregierung erwirbt, und die es gleichzeitig wohl versteht, 
das Lehnsrecht so auszugestalten, daß es allmählich den Lehnsbesitz 
der Güter zu eiuem Familieneigentum wandelt. 

Das Beispiel Estlands wirkte natürlich vorbildlich auch auf 
Livland und Kurland, und immer ausschlaggebender wird auch hier die 
Stimmung und Haltung der zu politischen Körperschaften vereinten 
Vasallen. Auf den Prozeß der Bildung der ritterschaftlichen Kor­
porationen kommen wir an weiterer Stelle noch zurück; es mögen 
daher hier die kurzen Andeutungen genügen, um im Bilde der Aus­
gestaltung der baltischen Verhältnisse zu sein. 

Die Entwicklung des deutschen Kolonisationswerkes konnte hier 
kaum eine andere sein, als sie war. Der Strom der deutschen 
Wanderung nach Nordost war begreiflicher Weise bis dahin vor­
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gedrungen, wo das die natürliche Grenze bildende und den leichtesten 
Warenaustausch gewährende Meer ihm die Schranke sehte. Aber 
dieser Wanderstrom war nicht voll und nicht breit genug im Ver­
hältnis zu seiner Ausdehnung. Er hatte nicht alles Land dauernd 
zu überfluten vermocht, sondern hatte viel Gebiet zwischen dem 
Mutterlande und seiner äußersten baltischen Kolonie anderen Völker­
schaften überlassen müssen. 

Der deutsche Orden in Preußen wie in Livland hat fortgesetzt 
um die Erringung auch dieses Zwischenlandes, Litauen, gekämpft, 
das erst die Brücke für die Einwanderung auch des deutschen Bauern 
dargeboten hätte, aber ohne das Ziel zu erreichen. Nach der unglück­
lichen Schlacht bei Tannenberg (1410) war seine erobernde Kraft 
gebrochen, und Livland, vom deutschen Mutterlande immer mehr ver­
lassen und getrennt, konnte, auf sich selbst gestellt, nicht mehr tun, 
als in fortgesetztem schwerem Ringen das deutsche Werk im Balten­
lande vor dem gewaltigen Andrang des Slaventums zu schützen 
und es im innern trotz schwierigster Verhältnisse fortzubauen. 

Länger als in Preußen und bis in die zweite Hälfte des 
16. Jahrhunderts hinein vermochte der Orden in Livland sich als 
Hauptmacht zu halten und unter hervorragenden Meistern, wie 
namentlich Wolter von Plettenberg (1494—1535) noch staunenswertes 
in siegreichen Kämpfen gegen die immer stürmischer andrängenden 
Slavenmächte zu leisten. Allein auch hier war der Höhepunkt bereits 
überschritten, und der Orden mußte vor der mit der Reformation 
beginnenden neuen Zeit den Abstieg antreten. 

Die Reformation, deren grundlegende neue Ideen über Christen­
tum, Menschenwürde und Freiheit auch die Geister des Baltikums 
schnell und dauernd ergriffen, brach die innere Kraft und das äußere 
Ansehen der alten kirchlichen Mächte und Institutionen. Livlands 
staatliche Selbständigkeit ging in den furchtbaren, zum großen Teil 
auf seinem Gebiet ausgefochtenen Kriegen der Nord- und Ost­
reiche für immer zu Grunde. Livland ward 1562 dem Königreiche 
Polen, Estland Schweden einverleibt, und nur für Kurland gelang 
es dem letzten Ordensmeister Gotthard Kettler, eine gewisse Selbst­
ständigkeit als Lehnsherzogtum zu bewahren. So war denn Liv-
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lands Einheit zerrissen, und die alte deutsche Kolonie, aus tausend 
Wunden blutend, schien sür immer dem völligen Untergange geweiht. 

Zwar erfolgte die Wiedervereinigung ihrer Teile, und zwar zu­
nächst Livlands und Estlands unter Schweden während des 17. Jahr­
hunderts und dann unter Rußland nach Abschluß des Nordischen 
Krieges (1721) und endlich 1795 auch Kurlands unter Katharina II: 
die Fremdherrschaft aber und die völlige staatliche Abtrennung vom 
deutschen Mntterlande blieb auch nach der Vereinigung aller drei Teile 
unter Rußland bestehen. 

Deutschland hatte seine älteste Kolonie verloren. 
War damit nun auch der weltgeschichtliche Gedanke, der ihre 

Gründung beseelt, mit ins Grab gesunken? 
Eine vollwertige Antwort aus diese Frage können nur die balti­

schen Zustände selbst geben. Sie wird verneinend ausfallen dürfen, 
wenn zuzugeben ist, daß die Fortentwicklung der Kulturverhältnisse 
hier trotz aller Einwirkungen und Hemmnisse der langen und 
wechselnden Fremdherrschaft dennoch im alten Geiste ihrer Begründer 
erfolgt ist und ihren spezifisch deutschen Charakter bis in die welt­
erschütternde Gegenwart hineingerettet hat. 

Das zu beurteilen ist des deutschen Mutterlandes Sache. 
Seine siegreichen Heere haben nach 700 Jahren den alten Kolo­

nialboden wiederum betreten, und ist das auch erst nur bis zur Düna 
hin geschehen, und ist's bisher nur Kurland, auf dem der prüfende 
deutsche Blick ruht*), — den freudigen, überraschten Ausruf haben 
wir dennoch schon von allen Seiten her, von hoch und niedrig, ver­
nommen: „Das ist ja alles hier deutscher Art und deutschen Geistes!" 
So ist es denn auch in der Tat und selbst bei der ursprünglich anders­
stämmigen, jetzt vielfach verwirrten uud verhetzten Urbevölkerung, 
bei den Letten, wird es dem näher Zuschauenden klar, daß alles, was 
die Leute an Kultur besitzen, deutschen Ursprungs und Wesens ist, 
so vor allem auch ihr evangelisch-lutherisches Christentum. 

Und wenn das nun so ist, dann entsteht die weitere Frage: 
wie und wodurch ist es möglich gewesen, daß das numerisch so schwache 
Deutschtum, das wie auf einer kleinen Insel im weiten wogenden 

siehe Nachwort 
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Slavenmeer alle dessen Stürme und Brandungen durch die Jahr­
hunderte erduldet hat, sich in seiner Heimatart hat behaupten können? 

Wir geben die Antwort darauf gewiß nicht umfassend genug, 
wenn wir an dieser Stelle unter den mannigfach daran beteiligten 
Faktoren (wie namentlich Kirche nnd Städte) bloß den einen Stand, 
die deutschen Ritterschaften, herausgreifen. Aber wir meinen dennoch 
zu dieser Beschränkung berechtigt zu sein, da in diesem engen Rahmen 
das gesamte Bild der baltisch-deutschen Entwicklung und der schweren 
Kämpfe des Deutschtums mit der Uebermacht seiner Feinde voll ent­

halten und umschlossen ist. 
Wir sahen bereits im flüchtigen Rückblick in die Vergangenheit, 

wie früh schon neben den ursprünglichen kirchlichen und staatlichen 
Gewalten ein neuer politischer Faktor in den aus dem landbesitzlichen 
Vasallentum hervorgehenden Ritterschaften erstand, und in welch 
wachsendem Maße er Anteil an der Verwaltung der allgemeinen 
Landesangelegenheiten gewann. Das konnte füglich auch nicht anders 
sein. Hatten ja doch sowohl Bischof wie Orden in diesen seinen 
Lehnsleuten nicht nur die alle Zeit so notwendige Kriegsmacht, 
sondern auch die Organe und Kräfte, die das Werk der deutschen 
Kolonisierung unmittelbar auf ihren Gebieten ins Leben führten. — 
Diese in der Natur der Dinge begründete Bedeutung der Ritterschaften 
trat nun aber erst in vollem Umfange hervor, nachdem die geistlichen 
und weltlichen Oberautoritäten in den Stürmen der Reformationszeit 
und in dem Völkerringen um das Ostseegebiet zu Boden gesunken waren. 

Wenn auch in Kurland noch das Land seit 1562 im Herzoge 
eine eigene Spitze und Vertretung nach außen besaß, so standen 
doch in Livland und Estland der Fremdherrschaft nur noch die Ritter­
schaften gegenüber, die als geschichtlich gewordene Organisationen 
das Land repräsentierten. 

Wohl hatten noch die wenigen großen Städte in ihrer organi­
sierten Bürgerschaft und Stadtverwaltung eigne Vertretungen ihrer 
besonderen Interessen, in allen übrigen Beziehungen aber gab es 
keine anderweitige, einheitliche Zusammenfassung der Landesbevölkerung, 
die in deren Namen zu raten und zu taten berufen und berechtigt 
gewesen wäre, als eben nur die zu geschlossenen Korporationen und 
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wohlorganisierten politischen Körperschaften ausgestalteten Ritter­
schaften. Tieses Bewußtsein erfüllte sie denn auch ganz, und wie 
fest die Ritterschaften von dem Zusammenfallen der speziellen Staudes-
mit den allgemeinen Landesintcressen durchdrungen waren, wie sehr 
auch hier die freilich nicht fehlenden egoistischen Triebe von der Idee 
der großen deutschen Gesamtaufgabe mit erfüllt waren, dafür geben 
unwiderlegliches Zeugnis schon alle die Unterwerfungsakte und Kapi­
tulationen, die die Ritterschaften mit den fremden Herrschern und 
Reichen geschlossen haben. Ausnahmslos findet sich hier als Voraus­
setzung und Bedingung der Unterwerfung unter fremde Gewalt die 
zu gewährende Garantie der alten Landesrechte, der Aufrechterhaltung 
des evangelischen Bekenntnisses in selbständiger Landeskirche, der Er­
haltung der deutschen Sprache in Verwaltung, Justiz und Schule, 
des Fortbestandes einheimischen, deutschen Rechtes und eigner Landes­
verwaltung. Glaube, Sprache, Recht und Selbstverwaltung standen 
somit immer an der Spitze der Kapitulationen, und wenn auch die 
weiteren Bestimmungen über den Lehns- resp. Eigentumsbesitz und 
das Erbrecht an den Landgütern eine wichtige Rolle spielten, so stand 
doch auch hier der Eigennutz und Selbsterhaltungstrieb, bewußt oder 
unbewußt, unter dem höheren Gesichtspunkt, daß nur so der deutsche 
Charakter der Landschaft sich erhalten ließe. 

In dem ibnen in Fleisch und Blut übergegangenen Gesühle, 
daß die gesamten Landesinteressen in den Ritterschaften ihre natür­
liche und vornehmliche Vertretung hätten, haben sie denn an dem 
Ausbau derselben gearbeitet und mit Aufbietung aller Kraft die dem 
deutschen Kolonisationswerke von allen Seiten und stets in ver­
änderter Gestalt drohenden Gefahren abgewehrt. Eine der schwersten 
drohte gleich nach dem Fall der livländischen Selbständigkeit von 
Polen her. — Unlöslich hatte sich der deutsche Gedanke im Balten­
lande mit den Ideen und Kräften der Reformation verbunden, 
während Polen nur zu bald dem Ansturm der Gegenreformation er­
logen war und alsbald mit Feuereifer an die Rekatholisierung, und, 
was damit zusammenhing, an die gewaltsame Polonisierung seiner 
neu erworbenen Länder ging. Eine spätere schwere Gefahr entstand 
für den deutschen Großgrundbesitz und damit für daS Deutschtum 
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Livlands und Estlands in der sogenannten „Güterreduktion" unter 
Schwedens Herrschaft, deren Könige, um den herabgekommenen Stand 
der Staatskasse zu heben, die Einziehung der ehemals zu Lehen ver­
gebenen Güter nach Willkür verfügten, und wider Recht und Billig­
keit weite Gebiete dem Fiskus zusprachen, die längst den Charakter 
des unbestrittenen Privateigentums ihrer Besitzer gewonnen hatten. 

Unter Rußland endlich gelangte das deutsche Kolonialgebiet zum 
lang ersehnten und nur noch einmal von den Napoleonischen Kriegen 
unterbrochenen Frieden. 

Solange der geniale Gedanke Peters des Großen: durch die balti­
schen Provinzen mit ihrer germanischen, vorgeschrittenen Kultur die 
Verbindung des weiten Slavenreiches mit dem Westen herzustellen 
und Rußland in die europäische Sphäre überzuführen, bei seinen 
Nachfolgern wirksam blieb, war den baltischen Provinzen die Möglich­
keit gegeben, in zäher deutscher Arbeit wieder aufzurichten und fort­
zuführen, was die Jahrhunderte vorher nur unter schwersten, oft 
bis an den Rand der Vernichtung führenden Kämpfen geschaffen 
hatten. Diese Friedensarbeit in deutschem Geist und Sinn ging denn 
fort nicht nur zum Wohle der Heimat, sondern auch des weiteu 
russischen Reiches, bis in der 2. Hälfte des verflossenen Jahrhunderts 
und namentlich nach Wiederaufrichtung des deutschen Reiches Ruß­
land in seinen führenden Persönlichkeiten von dem Taumel eines einer 
toten Gleichheitsidee huldigenden und alles fremdartige vernichtenden 
Nationalismus ergriffen ward und nunmehr in fortgesetzter Steige­
rung den Ausrottungskampf gegen die Eigenart seiner baltischen 
Provinzen zum Staatsprogramm erhob. 

Während aller dieser wechselnden Zeitepochen sind es die Ritter­
schaften gewesen, in deren Verfassungskörpern sich die gesamten Landes­
interessen mehr und mehr konzentrierten, und in denen die Tradition 
des deutschen Kolonisationsgedankens verteidigend und weiterbauend 
fortlebte. Immer wieder galt es vor allem aus dem äußersten, durch 
die furchtbaren Kriege verursachten Elend sich mühsamst empor­
zuarbeiten uud die Verheerungen zu überwinden, die zumal von 
Osten her über das vielgeprüfte Land wiederholt dahingegangen 
waren. Soll doch Livland noch heute nicht die Einwohnerzahl wieder-
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erreicht haben, die es vor den Moskowitereinfällen unter Iwan dem 
Grausamen im 16. Jahrhundert gehabt hat, und spricht doch der 
kurze Bericht des Feldherrn Peters des Großen Bände, wenn es 
darin heißt: „Du befahlst zu zerstören, ich hab's getan, nichts gibt's 
mehr zu zerstören!" 

Wahrlich ein Wunder der Weltgeschichte bleibt es, woher trotzdem 
immer wieder die Kräfte der Wiedergeburt kamen! Sie lagen eben 
doch in dem durch deutsche Tatkraft geschaffenen und erhaltenen Groß­
grundbesitz als dem vernehmlichsten Träger auch der ideellen Aufgaben 
des einmal begonnenen und schon zu mehrfacher Blüte gebrachten 
Werkes. 

Die Reformation hatte keineswegs nur die alten Mächte zur 
Auflösung und zu Fall gebracht, sondern sie hatte zugleich als positiv 
wirkende Neubelebung die Gemüter ergriffen. Tie Organisierung 
der neuen Kirche gehörte denn auch alsbald zu den Dingen, die einen 
fortlaufenden Verhandlungsgegenstand der ritterschaftlichen Landtage 
ausmachen, und hieran schloß sich, dem Geiste der Reformation ent­
sprechend, die freilich nur langsam wachwerdende Erkenntnis des 
Wertes und der Notwendigkeit eines geregelten Unterrichts. Der 
kirchliche Neu- und Ansban mit dem später sich daran schließenden 
Volksunterricht hat niemals während der anderskonfesfionellen Fremd­
herrschaft und nur während der kurzen Epoche der Schwedenherrschaft 
von außen her Unterstützung und Förderung genossen, ist vielmehr 
das ureigenste Werk baltischen Deutschtums, das von der evangelischen 
Geistlichkeit und deren hervorragenden Führern unter tatkräftiger 
Mithilfe der Ritterschaften trotz aller Anfeindungen und Hemmnisse 
gegründet und erhalten worden ist. Die Ritterschaften wurden die 
Patrone der evangelischen Kirche, als die sie auch von der späteren 
Kodifikation des baltischen Provinzialrechtes unter Kaiser Nikolaus I 
ausdrücklich anerkannt wurden. 

In allen kirchlichen Behörden nnd so auch in den drei Konsistorien 
der drei Provinzen saßen und sitzen neben Vertretern der Geistlichkeit 
erwählte Glieder der Ritterschafteu, und die Besitzer der Rittergüter 
hatten durch Fundation der Pastorate sich das Vokationsrecht der 
Prediger für alle Zeit erworben. Aehnlich war denn auch die Anteil-
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nähme, die den Ritterschaften und ihren landbesitzlichen Gliedern 
an den nach und nach entstehenden Landvolksschulen und deren erst 
spät geregelten Verwaltung gewährleistet war. 

Wie auf diesem, so auch auf allen anderen Gebieten des öffent­
lichen Lebens, Verwaltung wie Justiz, war es den Ritterschaften 
gelungen, durch ihre erwählten Glieder vertreten zu sein, wie das ja 
noch das baltische Provinzialrecht aus den 40er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts dartut, dessen beide letzte Teile, der Zivil- und 
Kriminalprozeß, leider nicht mehr erschienen sind, sondern später 
durch das russische Reichsgesetz ersetzt wurden. 

Eine weitgehende Autonomie, die namentlich in der den ritter­
schaftlichen und ritter- und landschaftlichen Landesversammlungen 
eingeräumten Gesetzesinitiative, d. h. in der Berechtigung lag, der Staats­
regierung auf die gesamte Landeswohlfahrt bezügliche Gesetzesprojekte 
vorzustellen, Throngesuche einzureichen, die eignen ständischen An­
gelegenheiten selbständig zu regeln, sowie endlich die provinziellen 
Steuern zu beschließen und umzulegen, hatten sich die Ritterschaften 
un langen schweren Kampf um die deutsche Eigenart der baltischen 
Lande erstritten und mit bewundernswerter Zähigkeit und politischem 
Weitblick und Takt an diesen ihren Landesrechten, den nachher so 
vielsach angefeindeten „Privilegien", festgehalten. — Wie viel mensch­
liches, oder sagen wir hier lieber ständisches, allzuständisches, in den 
nie abreißenden Kämpfen der Ritterschaften mit den Oberherrschaften 
auch zu Tage treten mag, es wäre dennoch kein geschichtliches und 
kein berechtigtes Urteil, das um dieser Erscheinungsform willen sich 
der Erkenntnis der starken ideellen Unterströmung verschließen wollte, 
die hier auch die eigensüchtigen Triebe in der einen Hauptrichtung: 
der Erhaltung der deutschen Kultur, fortführte und lenkte. 

Versuchen wir es uun, wenn auch nur im flüchtigen Ueberblick, 
die tatsächlichen Zustände des Baltikums zu prüfen, welches Urteil 
sie als Gericht des Erfolges über alles das sprechen. 
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Agrarentwicklung 

Ein wesentliches Merkmal der Gesundheit der Verhältnisse stellen 
überall die agraren Verhältnisse eines Landes dar. 

In dieser Hinsicht geben alle drei baltischen Provinzen das über­
einstimmende Bild einer in der Hauptsache, der Verteilung des Grund­
besitzes, abgeschlossenen Entwicklung. 

Ueberall, ist der Kleingrundbesitz als individuelles bäuerliches 
Eigentum entstanden uud hat, dem Beispiele des Großgrundbesitzes 
folgend, schnelle Fortschritte in der wirtschaftlichen Kultur gemacht. 
Wenn auch nach Gegend und Bodenbeschaffenheit die erreichte Kultur­
höhe eine verschiedene ist, so ist der Totaleindruck, zumal verglichen 
mit den übrigen Teilen des russischen Reiches, durchaus der, daß die 
baltischen Provinzen einen so weiten Vorsprung gewonnen haben, daß 
ihre Vergleichung mit den Verhältnissen Deutschlands viel näher liegt, 
als mit den so grundverschiedenen Rußlands. 

Der heutige Zustand aber ist das Resultat einer Entwicklung, 
die ganz ausschließlich von den Ritterschaften eingeleitet und durch, 
geführt worden ist. Freilich wäre es nicht gelungen, die Begründung 
uud Ausgestaltung der Agrarverhältnisse hier so vollständig ab­
weichend, ja gegensätzlich zu dem Werdegang im übrigen Reiche ins 
Werk zu setzeu, wenn nicht die baltischen Provinzen auch in dieser 
Beziehung so weit voraus gewesen wären, und wenn nicht in den 
entscheidendsten Zeitmomenten des vorigen Jahrhunderts das Ver­
trauen und die Einsicht der Monarchen, eines Alexanders I, Nikolaus'I 
und Alexanders H, die baltischen Provinzen vor dem Verschlungen­
werden von der immer gefahrdrohender anschwellenden Flut der 
alles gleichmachenden nationalistischen Wellen geschützt hätten. 

Nicht völlig gleich und gleichzeitig ist in den drei baltischen Pro­
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vinzen die Agrarentwictlung vor sich gegangen, Zumal von da ab 
nicht mehr, wo Livlands Selbständigkeit aufhörte, uud seine einzelnen 
Teile unter verschiedene Fremdherrschast gerieten, deren Einfluß auf 
diesen wichtigen Lebenszweig unvermeidbar war. Dennoch ist im 
wesentlichen die Übereinstimmung in den Anfängen und Schluß­
ergebnissen vorhanden. 

Ueberall hatte sich das Land in die organischen Einheiten der 
einzelnen Güter zerlegt, an denen entweder die betreffende Ober­
herrschaft die Besitzrechte unmittelbar ausübte (der spätere Domänial-
besitz), oder die, allmählich durch die Stadien des Lehnsbesitzes hin­
durchgehend, zum vollen Eigentum von Privatpersonen oder Gemein­
schaften (der Städte, Kirchen usw.) wurden. Ueberall auch gab es 
die Unterscheidung zwischen dem in der direkten Nutzung des Gutsherrn 
stehenden Landes und deu von der Bauerschaft für sich bearbeiteten 
Ländereien, und übereinstimmend war die reine auf den Fron­
leistungen der Bauern beruhende Naturalwirtschaft. Ueberall endlich 
machte die indigene Bauerschaft auch des Baltikums den Weg der 
Entwicklung durch, der von der ursprünglichen politischen Freiheit bis 
zur Leibeigenschaft hinabführte, um danach wieder den allmählichen 
Aufstieg durch die Stadien der Erbuntertänigkeit und Klebas 
säsel-iptio bis zu Freiheit und Landeigentum zu gewähren. 

Die gesetzliche Ausgestaltung der bäuerlichen Verhältnisse und 
die Schaffung eines selbständigen Kleingrundbesitzes beginnt mit dem 
Ansang des 19. Jahrhunderts. 

Die rege geistige Verbindung mit dem deutschen Mutterlande, 
wo viele der Baltensöhne ihre höhere Ausbildung suchten, hatte die 
humanen Ideen des Zeitalters der Aufklärung auch hierher hinüber­
getragen, und auf dem Throne Rußlands saß der Monarch, dessen 
Gemüt gleichfalls deu Idealen der Zeit offen stand, Alexander I — 
Da war es denn begreiflich, baß die Fragen der Banernemanzipation 
im Baltikum akut wurden, wo trotz mangels gesetzlicher, die Ver­
hältnisse der Bauern regelnder und schützender Bestimmungen dennoch 
ihr tatsächlicher kultureller Zustand denjenigen des übrigen Reiches 
weit überragte. Hatte es doch schon im 18. Jahrhundert in allen 
drei Provinzen vereinzelte Gutsherren gegeben, die, der Zeit vorgreifend, 
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private Bauernrechte für ihre Güter und Bauernschaft schufen, die die 
formelle Leibeigenschaft in eine milde Erbuntertänigkeit wandelten, 
die Fronleistungen normierten und die sittliche und kulturelle He­
bung ihrer Bauerschaft anbahnten. — Auch Landtagsverhandlungen 
und Beschlüsse, die Regelung der agraren Bauernverhältnisse be­
treffend, hatten namentlich in Liv- und Estland schon am Ausgange 
des 18. Jahrhunderts stattgehabt und von den humanen Gesinnungen 
der Ritterschaften gegenüber der Bauernschaft gezeugt, allein die ge­
setzliche Bestätigung derselben, und damit die feste Grundlage einer 
gleichmäßigen Fortentwicklung wurde erst im Beginn des 19. Jahr­
hunderts nach vielen Kämpfen und Schwankungen erreicht. Tie 
Schwierigkeiten und Hindernisse, die es zu überwinden galt, lagen 
keineswegs bloß in der Verschiedenheit der Auffassungen und der 
wirtschaftlichen Lage der ritterschaftlichen Gutsbesitzer selbst, sondern 
znm großen Teil in der Zugehörigkeit der baltischen Provinzen zu 
einem Reiche, dessen gesamte Zustände noch völlig von der Geltung 
der unbedingten Leibeigenschaft abhingen. Die Rücksicht auf diese 
Lage der Dinge mußte auch die humanen Bestrebungen eines Alexander I 
beeinflussen, uud deutlich kennzeichnet sich in allen Maßnahmen, die 
der Kaiser und seine Regierung in dieser Beziehung für das Baltikum 
trafen, die Besorgnis vor den unliebsamen Rückwirkungen, die jede 
Vorwärtsbewegung hier auf das weit zurückgebliebene Reich vorzeitig 
ausüben könute. Mußten doch die Verhandlungen des estländischen 
wie livländischen Landtages der Jahre 1803/5 möglichst geheim ge­
heim gehalten und Ausdrücke wie „Bauernbefreiung" und „Auf­
hebung der Leibeigenschaft" in den Beschlüssen und Projekten ver­
mieden werden, um das Reich vor Erreguugeu zu schützen! 

Die agrare Ausgestaltung des Baltenlandes durch die deutschen 
Ritterschaften ist ein Thema, dessen Behandlung in seinen Einzel­
heiten Bände zu füllen vermag und solche auch bereits gefüllt hat. 
Für Livland liegt in dieser Hinsicht das hervorragende, auf ein­
gehendstem Quellenstudium beruhende und durch seine Vergleichuug 
mit der parallelen Entwicklung anderer Länder überaus lehrreiche, 
zweibändige Werk von Alexander Tobien vor: „Die Agrargesetz­
gebung Livlands im 19. Jahrhundert", Bd. I, 1899 bei Puttkammer 
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und Mühlbrecht, Berlin, und Bd. II in Riga 1911 im Kommissions­
verlag von Löffler erschienen; für Estland ein ähnliches Werk: 
„Geschichte und System des bäuerlichen Agrarrechts in Estland von 
Arel von Gernet. 1901 Kommissionsverlag von Franz Kluge, 
Reval"; Kurland entbehrt noch bis heute einer systematischen Bear­
beitung und Zusammenfassung seiner Agrarentwicklung, die jedoch, 
abgesehen von verstreuten Einzelbearbeitungen, ihre Darstellung im 
Tobienschen Werke durch stete Heranziehung im Vergleiche mit Livland 
mit findet. — Auf diese Werke jeden an der Sache näher Interessierten 
verweisend, dürfen wir uns hier, wo die Agrarentwicklung nur eiueu 
Teil der Aufgaben darstellt, die den das Land führenden Ritterschaften 
obgelegen, darauf beschränken, im Umrisse ihre wesentlichsten Momente 
und Stadien hervorzuheben. 

In den durch Jahre und Jahrzehnte sich hinziehenden Landtags­
verhandlungen treten nicht nur die abweichenden prinzipiellen Auf­
fassungen kämpfend einander gegenüber, sondern auch die Fragen 
ihrer tatsächlichen und praktischen Anwendung auf die eigenartig und 
verschieden gestalteten Verhältnisse der einzelnen Landesteile. — Wohl 
waren die Ideen über Menschenwürde und -Freiheit siegreich auch 
innerhalb der Ritterschaften vorgedrungen und hatten die erforder­
liche Opferwilligkeit der Mehrheiten erzeugt, aber neben sie trat die 
gleichberechtigte Erwägung, daß bei unvermitteltem Sprunge von 
Leibeigenschaft zu voller Freiheit diese für den bisher am Gängel­
bande geführten Bauern zur „Vogelfreiheit" und zum wirtschaft­
lichen Ruin des gesamten Landes werden würde. 

„Bauernschutz" und „Bauernfreiheit" waren daher gleichwertige 
bedeutsame Forderungen, von deren Erfüllung das Gelingen des 
Werkes abhing, und ebenfalls nicht zu übersehen war die Notwendig­
keit, die neuen Wirtschaftsformen so zu gestalten, daß durch sie die 
beiden unlöslich aufeinander angewiesenen Hauptfaktoren, der große 
wie der kleine Bodennutzer, der Gutsherr wie der Bauer, die Be­
dingungen fortschreitenden Gedeihens erlangten. 

Das war keine leichte Aufgabe, und wohlbegreifllich ist es, daß 
die Ritterschasten nur zögernd und tastend an sie herantraten. — 
Wie stark auch die Ideen von Menschenwürde und -Freiheit inner-
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halb der Ritterschaften vorgedrungen waren, die im praktischen Lebens­
kampf geübten Glieder der Landtage erkannten fehr wohl auch die 
Gefahren, von denen jeder voreilige Schritt auf dem Wege der 
Bauernemanzipation begleitet war, und im Untergrunde des politischen 
Fühlens wirkte bei vielen wohl auch schon der Gedanke hemmend 
mit, daß das letzte Ziel der Agrarentwicklung: die Begründung 
bäuerlichen Grundeigentums, die erste bedeutungsvolle Bresche in die 
Landesverfassung legen könnte, die, ausschließlich auf dem die Lasten 
tragenden und die politischen Rechte gewährenden Grundbesitze ruhend, 
die ganze Stärke der deutschen Ritterschaften ausgemacht hatte. 
Dieses instinktive Festhalten an dem uualterierteu Eigentum des 
Grundherrn am gesamten Grund und Boden, das übrigens auch den 
Intentionen und Anschauungen eines Alexanders I und Nikolaus I 
entsprach, fand denn auch seinen entsprechenden Ausdruck in den 
ersten Bauernverordnungen Estlands und Livlands von 1804 und 1805, 
deren wesentlicher Inhalt sich auf die Regulierung der bäuerlichen 
Fronleistungen und auf Schaffung eines bäuerlichen Privatrechtes 
und Begründung einer Prozeß- und Polizeiordnung in speziellen 
Bauernbehörden mit teilweise bäuerlichen Richtern beschränkte und 
des weiteren die gntsherrliche Hauszucht der Willkür Zu entziehen 
strebte. 

Die erste erreichte Etappe kennzeichnete sich somit als „Bauern­
schutz" und wies von einer „Bauernfreiheit" nur schüchterne Anfänge 
auf. Doch auch schon hier trat die ganze Fülle der zu überwindenden 
Schwierigkeiten und der zu lösenden praktischen Fragen erschreckend zu 
Tage, so vor allem die sich darstellende Aufgabe der territorialen 
Fixierung und der Wertberechnung des in bäuerlicher oder in guts­
herrlicher Nutzung stehenden Landes, die doch allein einen sicheren 
Maßstab sür die Leistungen des Bauern und die Forderungen des 
Gutsherrn geben konnte. Nur Livland besaß noch aus der Schwedenzeit 
einen primitiven Kataster (den sogenannten „Haken"), die beiden anderen 
Provinzen aber kaum desgleichen, und nur Livland schritt wirklich 
unter Aufbietung enormer Kosten und gewaltiger Arbeitsleistung an 
die weitere Ausgestaltung eines Bodenkatasters, an dem es auch in 
der weiteren Folge fortgearbeitet hat, bis es heute zu einem die 
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Schwesterprovinzen weit überragenden, allen modernen Ansprüchen 
genügenden Abschluß gelangt ist. 

Nur zu bald traten die UnVollkommenheiten dieser ersten Bauern­
verordnungen zu Tage und ließen die dem ganzen Geiste der Zeit 
entsprechende Anschauung erstarken, daß nur ein großer entschlossener 
Schritt Zur völligen Freiheit über alle Hemmnisse hinwegführen würde, 

Die estländische Ritterschaft tat als erste diesen Schritt, indem 
sie auf dem Landtage von 1811 Grundsätze für eine neue Baueru-
verordnung beriet und annahm, die klipp und klar die Aufhebung 
nicht nur der Leibeigenschaft, fondern auch jeder Art Bodengebunden­
heit und Erbuntertänigkeit des Bauern bedeuteten und für die 

Beziehungen der Bauernschaft zur Gutsherrfchaft das Prinzip der 
freien Vereinbarung als allein maßgebend statuierten. Auch die 
Erwerbung und Vererbung unbeweglichen Eigentums ward dem 
Bauern wie jedem freien Staatsbürger zugestanden, und seine Frei­
zügigkeit nur auf die Grenzen Estlands eingeschränkt. 

Nachdem diese Grundsätze die Billigung des Kaisers erfahren, 
ging die Ritterschaft in voller Übereinstimmung mit dem zum General­
gouverneur Estlands ernannten Erbprinzen August vou Holstein-
Oldenburg an die Ausarbeitung des Projektes der neuen Bauern» 
Verordnung, die jedoch eine Unterbrechung durch den Napoleonischen 
Einfall in Rußland erfuhr und erst im Jahre 1814 wieder auf­
genommen werden konnte. 

Die Verhandlungen innerhalb der Ritterschaft und zwischen 
ihr und einer besondern vom Kaiser unter Vorsitz des Erbprinzen 
niedergesetzten Kommission setzten sich dann fort, bis das Projekt 
fertiggestellt und am 16. November 1815 der Kaiserlichen Regierung 
zur Bestätigung vorgestellt werden konnte. Das Projekt schuf zunächst 
einen Uebergangszustand von 14 Jahren, innerhalb der der Bauer 
auf die volle Freiheit vorbereitet werdeu sollte; während dieser 14 Jahre 
blieb er noch schollenpflichtig, und galten noch für seine Leistungen 
die Regulative von 1864; dann ging die Bauernschaft, während gleich­
zeitig die Organisation der einzelnen Gemeinden und die Einführung 
der neuen bäuerlichen Gerichts- nnd Polizeibehörden stattfand, sektions­
weise zur Freiheit über. (ek. Tobien I, pa.A. 304). 
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Das definitive Gesetz, das erst 1830 in volle Wirksamkeit zu 
treten berufen war, zerfiel dem Entwürfe gemäß in 4 Bücher folgende« 
Inhalts: 1) die Gemeindeordnung, 2) das bäuerliche Privatrecht, 
3) die Polizeiordnung, 4) die Gerichtsordnung. An die Spitze des 
Entwurfes waren 10 fundamentale Bestimmungen gestellt, die in 
das endgültige Gesetz übergingen und also lauteten: 

1) Die estländischen Bauern bilden, nachdem ihnen der Staat 
die wesentlichsten bürgerlichen Rechte zugestanden hat, einen von der 
Erbuntertänigkeit unabhängigen Bauernstand. 

2) Zu diesem Stande gehört jeder, bisher einem Grundstück 
erbzugehörige Bauer und vererbt seine persönlichen Rechte für alle 
Folgezeit auf feine Nachkommen beiderlei Geschlechts, auf die weiblichen 
jedoch nur bis zu ihrer Verheiratung, da sie alsdann dem Stande 
ihrer Ehemänner zu folgen haben. 

3) Diesem Grundsatz gemäß darf der estländische Bauer weder 
allein, noch mit seiner Familie, weder getrennt, noch im Zusammen­
hange mit einem Gut, verkauft, verschenkt, abgetreten, verpfändet 
oder sonst verbrieft werden. 

4) Ter estländische Bauer hat das Recht, sich Ländereien und 
inderes unbewegliches Vermögen zum erblichen Besitz und Eigentum 
<u erwerben. 

5) Er ist in bürgerlichen Fällen in erster und zweiter Instanz 
Gerichtsbehörden unterworfen, die aus Personen bestehen, die znm 
Teil durch feine Wahl zum Richteramt berufen werden und zum 
Teil von seinem Stande sind. 

6) Er darf nur nach vorhergegangener Untersuchung und zufolge 
Urteil und Recht bestraft werden. 

7) Er hat das Recht, Verträge über freiwillige Dienstverhältnisse, 
Pacht von Ländereien und anderweitige Leistungen mit einem jeden 
einzugehen. 

8) In Ansehung ihrer bürgerlichen Verfassung teilen sich die 
estländischen Bauern in Gemeinden, deren Angelegenheiten, gemein­
schaftlichen Rechte und Gesamtverbindlichkeiten unter der Aufsicht von 
Vorstehern oder Gemeindeältesten verwaltet und erfüllt werden. Ein 
jeder Bauer muß bei einer Gemeinde angeschrieben sein. 
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9) Das Austreten aus einer Gemeinde, um den Wohnort zu 
verändern und Mitglied einer anderen zu werden, ist keiner Be­
schränkung unterworfen, sosern der Austretende seinen Verpflichtungen 
gegen seine bisherige Gemeinde und den bisherigen Gutsherrn nach­
gekommen ist. 

10) Dem Gutsherrn bleibt nach wie vor das vollkommene 
Eigentumsrecht an dem Grund und Boden vorbehalten, weshalb ihm 
eine polizeiliche Gewalt über die Gemeinde seines Gutes sowie über 
die einzelnen Mitglieder derselben zusteht. 

In seinem das Projekt befürwortenden Begleitschreiben des 
Erbprinzen an den Kaiser bittet er, Seine Majestät wolle das 
Projekt als „das der estländischen Ritterschaft" seiner 
Bestätigung würdigen, damit hierdurch den Bauern bezeugt werde, 
daß die Neuordnung aus freiwilliger Entschließung der Ritterschaft 
hervorgegangen sei. Ferner bittet er in Übereinstimmung mit der 
Redaktionskommission und der Ritterschaft, der deutsche Urtext möge 
bestätigt werden und als Gesetz gelten, nicht aber die Übertragung 
ins Russische, da diese leicht Fehler enthalten könnte. (1. e. pag-. 306 
und 307). 

Nachdem noch zuvor der Reichsrat und die Kod^fikationskommission 
das Gesetzprojekt geprüft und begutachtet hatten und ersterer die 
darin vorkommenden Ausdrücke: „Aufhebung der Leibeigenschaft" und 
„Aufhebung der Scholleupflichtigkeit" als unnütz und fälschliche 
Vorstellungen und unbegründete Anschauungen erweckend beanstandet 
hatte, bestätigte der Kaiser endlich am 23. Mai 1816 die Bauer­
verordnung, worauf am 8. Januar 1817 die Befreiung der estländischen 
Bauern zu Reval feierlich proklamiert wurde. 

Dem bahnbrechenden, eine neue Aera der Agrarentwicklung ein­
leitenden Vorgehen der estländischen Ritterschaft folgten in kurzen 
Abständen auch die Ritterschaften der Schwesterprovinzen, und zwar 
zuerst Kurlands, und darauf Livlands und Oefels. In Kurland 
wurde das bezügliche, der estländischen Bauerverordnung in allen 
wesentlichen Teilen nachgebildete ritterschaftliche Projekt der kur-
ländischen Bauernverordnung am 25. August 1817 Allerhöchst bestätigt, 
und am 30. August 1818 die Bauernfreiheit in Gegenwart des 
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Monarchen in Mitau feierlichst proklamiert, während für Livland 
und Oesel die Kaiserliche Bestätigung der analogen ritterschaftlichen 
Beschlüsse am 26. März 1819 erfolgte und die feierliche Proklamierung 
der Bauernfreiheit am 6. Januar 1820 zu Riga und Arensburg 
stattfand. 

So war denn von allen vier Ritterschaften*) der weit­
gehendste nnd scheinbar alle schwierigen Detailfragen überholende und 
lösende Schritt auf dem Wege zur Bauernbefreiung getan, und die 
vereinzelten Stimmen verhallten wirkungslos, die weiter voraus­
schauend im nunmehr freigewordenen Spiel der Kräfte Momente 
zukünftiger Verwickluugeu und Gefahren erblickten. Und dennoch 
behielten diese in vielen Beziehungen recht. Die Agrarsrage war 
mit den Bauernverordnungen von 1817, 1819 und 1820 noch keines­
wegs praktisch gelöst. In Wahrheit war mit der Proklamierung 
der Bauernsreiheit nicht mehr geschehen, als daß ein großes, erlösendes 
Prinzip ausgesprochen und festgestellt war. Tie Agrarentwicklnng 
war in Fluß gebracht, nachdem die Sonne des Aufklärungszeitalters 
das Eis der Unfreiheit und Gebuudeuheit geschmolzen und gesprengt 
hatte, — nun aber hieß es den Wassern die Wege weisen und sie 
so lenken, daß sie das gesamte Land befruchteten. 

Die Agrarfrage war noch keineswegs von der Tagesordnung 
der ritterschaftlichen Landtage abgesetzt, vielmehr genügt ein Blick 
in das Tobiensche Werk, um zu erkennen, welche Fülle von Arbeit 
namentlich die livländische Ritterschaft fortgesetzt ihr zugewandt hielt. 

Nur zu bald erwies es sich auch hier, daß die Freiheit in 
menschlichen Dingen nur in dem Maße eine bewegende, schaffende 
Krast ist, als Gesetze ihr die Bahnen weisen und abstecken, und daß 
das freie Spiel der Kräfte auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiete 
keineswegs jene unfehlbare letzte Lösung der Lebensprobleme dar­
stellt, als die sie die Schüler eines Adam Smith ansahen. Im 
Gegensatz zu den gehegten Erwartungen traten vielmehr die größten 
Unzuträglichkeiten und Gesahren für das wirtschaftliche Gedeihen des 
großen wie des kleinen Grundbesitzes hervor, die von Mißernten und 

Obwohl die Insel Oesel zu Livland gehört und einen Kreis davon 

bildet, hat sie doch ihre eigene „Oeselsche Ritterschaft". 
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anderen, die Ruhe der Landbevölkerung erschütternden Vorgängen 
(wie namentlich Konvertierungsbestrebungen der griechisch-orthodoren 
Kirche) vermehrt, die Erkenntnis wachriefen, daß es so nicht weiter 
ginge, fondern daß für die Agrarentwicklnng neue, feste Formen 
zu suchen seien. 

Der vom Freiheitsideal zeitweilig zurückgedrängte „Bauern-
schutz" rückte als zwingende, nicht nur im Interesse der Bauern, 
sondern auch der Gutsherren notwendige Maßnahme von neuem in 
den Vordergrund und beschäftigte von 1839 an die estländische wie 
die livländische Ritterschaft auf allen ihren Landtagen. 

In Kurland, das schon die ganze Bewegung der Agrarfragen 
1804 und 1805 nicht mitgemacht hatte, sondern scheinbar ganz un­
vermittelt zum Freiheitsgesetz von 1817 gelangt war, wurden die 
Liv- und Estland nun intensiv beschäftigenden Fragen zu keinen so 
brennenden. Es offenbarte sich hier auf diesem wie auch auf an­
deren Lebensgebieten eine Kurland besonders eigene Lebenskraft, die 
die notwendigen Formen ihres Daseins und ihrer Weiterentwicklung 
mit einem bewundernswerten praktischen Instinkte stets schon fand, 
ehe noch die theoretische und gesetzliche Regelung eingetreten war. 
So waren die bäuerlichen Verhältnisse (zumal auf den Privatgütern) 
nach übereinstimmendem Zeugnis objektiver Beurteiler in Kurland, 
wo die uneingeschränkte Leibeigenschaft in tkesi noch bis 1817 be­
stand, bessere als in den Schwesterprovinzen, trotz des Mangels aller 
der Schutzbestimmungen, die diese schon am Ende des 18. und am An­
fang des 19. Jahrhunderts für ihre Bauernschaft getroffen hatten. — 
Kurland blieb denn auch zunächst unberührt von den schweren 
Meinungskämpfen und Arbeiten, die die Agrarfrage den Ritter­
schaften der Schwesterprovinzen verursachten. — Hier waren die Miß­
stände vielfach grell hervorgetreten, die das Fehlen jedes Regulativs 
für die Beziehungen der Gutsherrschaft zu den Bauerwirten (zumal 
hinsichtlich des Frcnkontraktes) wie zu dem Dienstpersonal gezeitigt 
hatte, und die an mehreren Stellen ausgebrochenen Bauernunruhen 
hatten die Agrarfrage von neuem im ganzen Umfange aufgerollt. 
Tie Uebelstände willkürlicher und zu kurz bemessener Gesinde­
kontrakte, des Hinzuziehens von Bauerngesinden zum Hofesland 

28 



(das sogenannte Bauerlegen), der durch die Freizügigkeit hervorgerufenen 
übermäßigen Steigerung der Arbeitslöhne, kurzum die Uebelstände 
der gesamten zur Willkür ausartenden Freiheit im Wirtschaftsleben 
standen als betrübendes Resultat der Bauernbefreiung vor den 
Ritterschaften Est- und Livlands. Alle die verschiedenen Einzel­
fragen verdichteten sich im Lause der erregten Verhandlungen mehr 
und mehr zu der Kernfrage, wie neben dem zu neuen, rationelleren 
Wirtschaftssystemen gedrängten Großgrundbesitz der bäuerliche Klein­
grundbesitz, den zu erhalten als Pflicht des Adels anerkannt ward, 
aus gesicherte Grundlagen zu stellen sei. Der Begriff des „Bauern­
landes", als eiu das freie Dispositionsrecht des Gutsherrn ein­
schränkender, trat unabweisbar neben den bisher allseitig (auch von 
der Regierung) anerkannten Grundsatz, daß alles Land unbestrittenes 
Eigentum der Grundherren sei, und immer deutlicher offenbarte sich 
den führenden Männern als letztes Ziel der Agrarentwicklnng: der 
Eigentumserwerb der in bäuerlicher Nutzung stehenden Ländereien 
(der Bauerngesinde) durch deren Nutznießer, d. h. durch die Bauern.— 
In dem zu findenden Ausgleich der Widersprüche, die unvermeidlich 
jede Art von „Bauernschutz" und jede Zweiteilung des Grund und 
Bodens in „Bauernland" und »Hofesland" zu dem erlangten Prin­
zip der völligen Vertragsfreiheit zwischen der Grundherrschaft und 
der Bauernschaft bildeten, lag die ungeheure Schwierigkeit der Auf­
gabe, über deren endgültige Lösung denn auch noch fast zwei Jahr­
zehnte hingingen. 

Wir müssen es uns hier versagen, die interessanten, wechselnden 
Phasen dieses Prinzipienkampfes näher zu verfolgen, in dem die 
Regierung in der mächtigen Persönlichkeit Kaiser Nikolaus I, durchaus 
auf dem Boden des unalterierbaren Eigentumsrechtes der Groß­
grundbesitzer stehend, einer Zwangsablösung des Bauernlandes abge­
neigt war und die Besserung der Banernverhältnisse im Reiche wie 
in den Ostseeprovinzen von der freiwilligen Initiative der einzelnen 
erwartete. 

Auf sich selbst gestellt, hatten es denn die Ritterschaften Liv-
und Estlands unaufhörlich mit der Agrarfrage zu tun, und wie 
aus den Verhandlungen jedes einzelnen Landtages der Gegensatz 

29 



hervortrat Zwischen den philanthropischen, die vollste Freiheit auch 
für das Wirtschaftsleben fordernden Ideen und den zähe am her­
gebrachten, am patriarchalischen Verhältnis festhaltenden An­
schauungen, so schwankten auch die Landtagsbeschlüsse nur zu sehr 
zwischen den Prinzipien der Vauerusreiheit und der Bauerngebunden­
heit, die mit dem Bauernschutz verbunden war, hin und her. Ter 
auf dem Freiheitsprinzip des „laisse?! Aller" aufgebauten livländischen 
Bauernverordnung Von1819folgten1845die sogenannten 77Ergänzungs-
Paragraphen, die im wesentlichen die Regelung und Normierung von 
Kontrakten auf Arbeitsleistung der Gesindewirte (sogenannte Fronpacht), 
sowie Bestimmungen über die Minimalsrist von Geld-, Natnral-
nnd gemischten Pachtkontrakten, ferner über die Kündigungsmoda­
litäten, Meliorationsentschädigungen der zur Aufgabe der Pacht ge­
zwungenen bisherigen Nutznießer der Gesinde und ibr Näher-Recht 
bei Neuverpachtung und Verkauf enthielten. Auch die Erbpacht von 
Gesinden, wie der eventuelle (schon 1819 vorgesehene) Eigentums-
eriverb von Land durch die Bauern ward hier eingehender geregelt, 
und auch in polizeilicher und gerichtlicher Beziehung der Schutz des 
Bauernstandes noch weiter ausgebaut und gesichert. Dennoch stellten 
alle diese Maßnahmen nur Palliative dar und lösten den Kern der 
Agrarsrage: die Begründung eines sür alle Zeit gesicherten bäuer­
lichen Kleingrundbesitzes, noch nicht aus der Schale aller ihn um­
gebenden divergierenden Interessen und drohenden Gefahren klar 
heraus. Das geschah endgültig erst, nachdem in Rußland mit dem 
Thronwechsel, der 1855 Kaiser Alexander II das Zepter des Riesen-
reiches in die Hand gab, auch ein Wechsel der Grundanschauungen 
an höchster Stelle eintrat. 

Die streng konservative, von der Furcht und Abneigung gegen 
alle bis zu revolutionären Ausbrüchen gesteigerten Freiheitsideen 
des Westens in den vierziger Jahren beherrschte Aera Nikolaus I 
war der entgegengesetzten liberalen Strömung gewichen, die mit dem 
Regierungsantritt des jugendlichen „Zarbefreiers" die Sklavenbande 
auch im Reiche sprengte und, nur zu übereilt und zu weitgehend, die 
Schleusen öffuete, durch die die Freiheitswasser sich über die soma­
tische Tiefebene zu ergießen vermochten. — Wohl war in den baltischen 
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Landen, ähnlich wie auch in Teutschland, den auf Bauernbefreiung 
gerichteten, in der Bauernverordnung von 1849 zum Ausdruck und 
provisorischen Gesetz gelangten Bestrebungen der liv- und estländischen 
Ritterschaften noch eine starke reaktionäre Welle gefolgt, die sich aber 
nach 1855 an der jäh veränderten Politik des Gesamtreiches wirkungslos 
brach und die Bahn freigeben mußte für den Abschluß der Bauern­
befreiung durch die Bauernverordnungen von 1860 mit ihren späteren 
Ergänzungen und Erläuterungen. 

Die wesentlichen Zielpunkte der jahrzehntelangen Meinungs-
kämpse waren damit erreicht und unter das schützende Dach der 
staatlichen Anerkennung gebracht, was für das Baltenland von um so 
weittragenderer Bedeutung war, als durch die frühzeitige und erfolg­
reiche Arbeit feiner Ritterschaften die Agrarentwicklung auf eignen, 
naturgemäßen Grundlagen fortzuschreiten vermocht hatte und dadurch 
bewahrt blieb vor einer Hineinziehung in den allgemeinen Strom 
der russischen Bauernbefreiung, die, von ganz anderen Vorbedingungen 
ausgehend und in keiner Weise vorbereitet, zu den unglücklichen 
Resultaten des kollektiven, jeden wirtschaftlichen Fortschritt aus­
schließenden Gemeindebesitzes führte und die Bauernschaft — theoretisch 
frei und landbesitzend — praktisch doch nur in neue Formen zwingender 
Abhängigkeit brachte. 

In Liv- und Estland war zwar auch eine Teilung des Grund 
und Bodens in Hofes- und Bauernland vollzogen und bestimmt 
worden, daß letzteres, obgleich als Eigentum des Grundherrn 
anerkannt, doch nur der direkten bäuerlichen Nutzung für alle Zeit 
vorbehalten bleiben solle. Iu natura ward diese Teilung durch 
den sogenannten „roten Strich" bewerkstelligt, gleichzeitig aber zuge­
geben, daß ein Teil dieses in bäuerlicher Bewirtschaftung gewesenen 
Landes der unbeschränkten gutsherrlichen Disposition vorbehalten 
bleiben müsse, da ja zeither bei der Arbeits- oder der gemischte» 
Pacht die gesamte, sür die Hoseswirtschaft (das gutsherrliche Land) 
erforderliche Arbeitskraft an Menschen und Gespannen auf die 
Bauernhöfe (Gesinde) verteilt und von dem Banernlande ernährt 
und unterhalten worden war. 

Wie sollten nun die noch von häusigen schweren Mißwachsjahren 
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geschwächten und zum Uebergang zu rationelleren Wirtschaftsmethoden 
(so namentlich zur Mehrfelderwirtschast und zum Futterbau) ge­
drängten Gutswirtschaften die eigne Arbeitskraft erlangen und unter­
bringen, wenn ihnen mit dem „roten Strich" mit einem Male alles 
Land genommen ward, das bisher die Arbeitskraft gestellt hatte? 

Tas war eine Unmöglichkeit und führte zu dem auch von der 
Staatsregierung schließlich anerkannten, auch von einer zweckmäßigen 
territorialen Regulierung zwischen Hofes- und Bauerulaud geforderten 
Zugeständnis, daß ein Teil des ehemaligen Bauernlandes (in Estland 
„das Sechstel", in Livland „die Quote" genannt) von den bauer-
schützlichen Bestimmungen ausgenommen und der sreieu Verfügung 
des Gutsherrn zur Unterbringung der Hofesknechte, zur Vergrößerung 
des Hofesareals oder zu anderen, ihm notwendig erscheinenden Wirt» 
schaftlichen Maßnahmen überlassen werden müsse. 

Das „Bauernland" im Sinne des von der Bauernschaft als 
Gesamtheit zu ihrem eigenen Nutzen bebauten Landes verringerte 
sich dadurch in Wirklichkeit nicht, da die nachbleibenden Bauerwirte 
die von ihnen gehaltene fremde Arbeitskraft nun loswurden und 
daher die ihnen verbliebenen Ländereien mit verringerter Arbeitskraft 
für eigne Rechnung nutzten. — Es fehlt zwar eine ausreichende 
Statistik dafür, doch läßt sich mit äußerster Wahrscheinlichkeit be­
haupten, daß nach Abstrich des „Sechstels" resp. „der Quote" das 
Bauernland im obbezeichneten engeren Sinne heute eher eine Ver­
mehrung als eine Verringerung gegenüber seinem Bestände zur 
Fronpachtzeit erfahren hat, zumal da ein sehr großer Teil des 
Sechstel- und Ouotenlandes durch seine Verschmelzung mit dem Hoses­
lande keineswegs der bäuerlichen Nutzung, sei es als Pachtgesinde, 
sei es als Knechtsland, entzogen worden ist. Trotzdem haben L:v-
und Estland von bäuerlicher Seite wie von der Beamtenschast ewige 
Angriffe in dieser Hinsicht zu erdulden gehabt, die bis in die neueste 
Zeit hinein die Quoteusrage zu keiner Ruhe und völligen Abgeschlossen­
heit haben kommen lassen, vielmehr es immer wieder versuchten, 
diese unzweideutig dem freien Dispositionsrecht der Gutsherren an­
heimgegebenen Ländereien in den Bannkreis bäuerlicher Schutz­
bestimmungen hineinzuziehen. 
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Die weiteren, hauptsächlich den Bauernschutz und die Fort­
entwicklung der Agrarverhältnisse fördernden Bestimmungen betrasen: 
die Beseitigung der Arbeits- resp. Fronpacht und ihre Umwandlung 
in längere Geldpacht als Vorstufe für den fest im Auge behaltenen 
bäuerlichen Eigentumserwerb durch Kauf; den Entschädigungsanspruch 
des Pächters, der seine Stelle aufgeben muß; die Ausgestaltung 
der ländlichen Polizei unter äußerster Beschränkung der gutsherrlichen 
Hauszucht auf Minderjährige und die weitere Ausbildung des bäuer­
lichen Gerichtswesens in Behörden, in denen von der Bauerschaft 
gewählte Glieder Sitz und Stimme hatten. 

Hatten somit Livland und Estland nur nach unendlicher Arbeit 
und mehrfachen sich folgenden Gesetzgebungsakten die Agrarfrage 
bis zu dem Abschluß von 1860 zu bringen vermocht, der für die 
Begründung des Kleingrundbesitzes als bäuerliches Eigentum die 
gesetzliche Regelung gab, so war Kurland von allen diesen, die Gemüter 
so ties erregenden und den Gesetzgebungsapparat in steter Tätigkeit 
haltenden Verhandlungen fern geblieben. Es hatte von glücklichem 
politischem Instinkte geleitet das Schwergewicht seiner Fortentwicklung 
weniger im theoretischen Austrag der ja ebenso vor seiner Ritterschaft 
stehenden Agrarfrage erblickt, als in der tatsächlichen und von den 
Lebensbedürfnissen geforderten Weiterführung und Festigung der 

Wirtschaftsverhältnisse. 
Es war ciuoaä Gesetzgebung weit hinter den Schwesterprovinzen 

zurück und auf der durch die Bauernverordnung von 1817 gewonnenen, 
alles Land dem gutsherrlichen unbeschränkten Eigentumsrechte und 
der freien Vereinbarung vorbehaltenden Gesetzesgrundlage stehen 
geblieben, hatte keinen „roten Strich" zwischen Bauern- und Hofesland 
gezogen und war dennoch dazu gelangt, daß z. B. 1861 hier nur 
noch 14"/c> der Bauerngesinde in der als schädlich erkannten Arbeits-
resp. Fronpacht standen, während Livland noch 70,5 o/g Fronpacht­
tontrakte aufwies (ef. Tobien I. e. xaZ. 264 Anm. 4 und paZ. 265); 
daß die Verschmelzung von Gesinden mit Hofesland (die Gesinde-
ein Ziehung) hier in keinem größeren Maße stattgehabt hatte als in 
Livland, und daß endlich der Gesindeverkauf, dem erst die kurlän-
dischen Agrarregeln von 1863 die gesetzliche Bahn wiesen, dann 
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schneller vor sich ging und zum Schluß führte als in Liv- und 
Estland. 

Doch nun war auch Kurlands Zeit gekommen, Hand in Hand 
mit den Schwesterprovinzen den Gesetzgebungsweg zur Festigung 
des gewonnenen und zur Weiterführung des noch unvollendeten 
zu betreten. 

Noch galt es, die Freizügigkeit der Bauernschaft zu erweitern 
und die unabhängige, freie Bauerngemeinde zu organisieren und am 
den für Livland und Estland in ihren neusten Banernverordnnngen 
bereits erlangten, für Kurland erst noch zu gewinnenden gesetzlichen 
Grundlagen den Abverkauf der Bauernpachtgesinde zur Tat und 
Wahrheit werden zu lassen. Für diese trotz aller Vorbereitungen doch nicht 
ganz leichte Operation waren die Bedingungen einer ohne jede Staatshilfe 
zu schaffenden Finanzierung zu finden, und sie wurden iu den von den 
Ritterschaften gegründeten Kreditvereinen gefunden, die die Abwicklung 
des Bauernlandverkanfes durch Gewährung unkündbarer, sich allmäh­
lich mortifizierender Pfandbriefdarlehne auch bestens zustande brachten. 

Die Zeit dieser letzten, entscheidenden Periode der baltischen 
Agrarentwicklung war für die Erhaltung der Eigenart dieser Lande, 
von der Gedeihen oder Verkümmern abhing, eine besonders kritische. 
Gleichzeitig mit dem Frnheitserwachen war im Reiche auch die ge­
waltige nationalistische Strömung, der Panslavismus, nnt feinem 
Verlangen nach Gleichheit aller Lebensformen entstanden und strebte 
mit allen Mitteln danach, die durch Alexander II ermöglichte Aera 
der Reformen auch zu einer solchen der völligen Nivellierung aller 
Teile des Riesenreiches zu gestalten. Auch im Lettenvolke waren 
auf dem gewonnenen Freiheitsboden die ersten Keime nationaler 
Ideen im nun beginnenden „Juuglettentum" ersprossen, das, sich 
irrtümlich für einen Zweig des Slaventums haltend, den Anschluß 
an die großrussische Bewegung suchte und in seiner Presse (nament­
lich in der in Petersburg begründeten lettischen Zeitung) Mißtrauen 
und Haß gegen das Deutschtum der Ostseeprovinzen der dortigen 
Bevölkerung zu suggerieren trachtete und namentlich auch auf dem 
agraren Gebiete die scheinbar weitergehenden, alle Bauern im 
kommunistischen Gemeindeeigentum zu Land besitzenden machenden, 
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mit Staatshilfe durchzuführenden russischen Befreiungsgesetze als 
die weit liberaleren und bauernsrenndlicheren den Ostseeprovinziellen 
gegenüberstellte. — So war es denn in Wahrheit ein von Gefahren 
rings umgebenes, schlüpfriges Gebiet, auf dem die baltischen Ritter­
schaften die letzten Schritte zur endgültigen Konsolidierung ihrer 
Agrarverhältnisse zu tuu hatten. 

Daß ihnen das Werk gelang, das dankten sie wohl in erster 
Reihe dem wohlwollenden Vertrauen des Monarchen, das er, 
gleich seinem Vater, in die unverbrüchliche, in allen Lebenslagen be­
währte Treue seiner deutschen Ritterschaften setzte, deren wahrhaft 
konservative, dem naturgemäßen, aus dem bestehenden sich ent­
wickelnden Fortschritt nicht abgeneigte Gesinnung in der wilden 
Flucht der sich überstürzenden informatorischen Ideen den ruhenden 
Pol darstellte. Sie dankten es weiter den Männern, die in dem be­
treffenden Jahrzehnt die oberste Regierungsautorität in den balti­
schen Provinzen als Generalgouverneure repräsentierten, einem 
Suworow, Baron Lieven und Grasen Schuwalow, und sie ver­
dankten es zuletzt und nicht am wenigsten ihren eignen ritter­
schaftlichen Vertretern, die mit staatsklugem Geschick das baltische 
Schifflem mit seinem kostbaren Inhalt einer durch Jahrhunderte 
bewahrten deutsch-evangelischen Kultur au alleu Klippen und Un­
tiefen des aufgeregten Meeres flavifcher Leidenschaft vorbei in den 
ruhigen Hafen einer gesunden Eigenart zu steuern verstanden. 

Gleich das erste, die Freizügigkeit betreffende Reformprojekt, das 
sogenannte Paßreglement v. I. 63, deckte die Gefahren auf, die allen 
baltischen Fragen derzeit in der Residenz drohten. Rur mit Mühe 
und mit viel Geschick der Vertreter gelang es, dieses Projekt davor zu 
bewahren, daß es gleichmäßig mit allen auf das Gesamtreich be­
züglichen Emanzipationsfragen den hiefür bestehenden und neuge­
schaffenen Reichsinstitutionen zur Erledigung überwiesen wurde, 
sondern daß es den Weg in das besondere, aus Vertrauensmännern 
des Monarchen und Vertretern der baltischen Provinzen speziell für 
diese konstituierte Ostseekomitee fand, wo es der Prüfung unterzogen 
und emendiert zur direkten Kaiserlichen Bestätigung gebracht 
werden konnte. 
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Denselben Weg beschritt nun auch das Gesetzesprojekt, daS Kur­
lands Ritterschaft unter Führung seines hervorragendsten Staats­
mannes, des Freiherrn Karl von der Recke-Paulsgnade, beschlossen 
hatte und das unter dem Titel: „Regeln, auf Grund welcher den 
Bauern in Kurland freigestellt ist, Gesinde der Privatgüter zu 
Eigentum zu erwerben und Arrendekontrakte abzuschließen", denselben 
gesetzmäßigen Abschluß der Agrarfrage erstrebte, den die Schwester­
provinzen bereits erreicht hatten. In der denkbar knappsten und 
einfachsten Weise wird hier nachgeholt, worin Kurland rückständig 
geworden war, und wenn es ein unbestreitbarer Borzug ist, mit 
naheliegenden kleinsten Mitteln ein noch entfernt erscheinendes, großes 
Ziel zu erreichen, so gebührt dieser Vorzug den von Recke ent­
worfenen und zur Annahme durch die Ritterschaft und hernach durch 
die Staatsregierung gebrachten „knrländischen Agrarregeln". Im 
Unterschiede von den letzten Bauernverordnungen Livlands und Estlands 
war es hier vermieden worden, durch den „roten Strich" ein be­
sonders qualifiziertes und in der Verkehrsfreiheit beschränktes „Bauern­
land" zu schaffen, wodurch ja dort auch alle die schwierigen Fragen 
des „Sechstel-" und „Ouotenlandes" entstanden waren, sondern statt 
dessen war darauf Bedacht genommen, den Bauer in seiner Nutz­
nießung des Landes nach Möglichkeit zu sichern und ihm dessen 
Erwerb zu vollem Eigentum zu erleichtern. Die derzeitigen Ge-
sindepächter, die, wie wir bereits sahen, sast sämtlich schon Geld­
pächter waren, galt es Zu schützen und ihnen durch ein Vorpacht-
wie Vorkaufsrecht und durch Entschädigungsansprüche, falls sie 
dennoch von anderen verdrängt würden, wie endlich durch gesetzlich 
bestimmte Minimalfristen der Pachtdauer das Nutzungsrecht so lange 
Zu erhalten, bis sie durch Ankauf ihrer Pachtgesinde für alle Zeit 
mit dem Heimatboden verbunden würden. 

Die ganze Operation sollte sich auf dem Boden der freien 
Vereinbarung zwischen Grundherren und Pächtern vollziehen, und 
der Schutz der letzteren vor unbilligen Anforderungen der Guts­
besitzer dadurch gewährleistet werden, daß die Höhe der dem ab­
ziehenden bisherigen Pächter auszuzahlenden Entschädigung von der 
Größe der Differenz zwischen dem von ihm gemachten Kauf- refp. 
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Pachtangebot und dem von dem neuen Aspiranten akzeptierten 
Pacht- oder Kaufpreise abhängig sein sollte. Die leitenden Gesichts­
punkte dieser kurländischen Agrarregeln waren demnach: 1) die 
Wahrung des freien Vertragsrechtes für beide interessierten Teile; 
2) die möglichste Bewahrung auch des sogenannten Bauernlandes vor 
einengenden und seinen Wert mindernden Oualisikationsbestimmungen 
(„dem freien Manne ein freies Land" war das für diesen Grund­
satz geprägte Wort) und 3) eine gesetzliche Regelung nur für den 
ersten Uebergang des bäuerlicher Nutzung anheimgegebenen Landes 
in das volle Eigentum ihrer vor Willkür geschützten Nutznießer zu 
schaffen, um dann dem in den Sattel gehobenen Kleingrundbesitz 
selbst das Reiten zu überlassen. Die Agrarregeln stellten gewisser­
maßen das Tor am Ende des Weges der bäuerlichen Schutzmaß­
nahmen dar, jenseits dessen die Freiheit des Verkehrs für Land und 
Leute begann. Auch für diese kurländischen Agrarregeln gelang es 
dem Landesbevollmächtigten, Freiherrn von der Recke, die besondere 
Behandlung im Ostseekomitee und ihre Allerhöchste Bestätigung ohne 
vorausgehende Verhandlungen in den allgemeinen Reichsinstitutionen 
zu erwirken. Damit war Kurland auch hinsichtlich der Gesetzgebung 
den Schwesterprovinzen voll an die Seite gerückt, und für alle balti­
schen Ritterschaften kam es nun darauf an, keine Zeit zu verlieren, 
um alles das, was in tkesi für die endgültige Ausgestaltung der 
eignen Agrarzustände gewonnen war, in praxi zu Wahrheit und 
Wirklichkeit werden zu lassen. Die mit der Jnslebensührung der 
Agrargesetze betrauten „Kommissionen in Bauernsachen", in denen die 
ritterschaftlichen Vertreter von ausschlaggebendem Einfluß waren, 
säumten denn auch nicht, Verordnungen zu erlassen, die jedes weitere 
Einziehen von Pachtgesinden ldas Bauernlegen) verboten und die 
noch notwendigen Regulierungen und Austausche von Hofes- und 
Gesindeland unter den Schutz und die Aussicht besonderer Ver­
waltungsinstanzen stellten. 

Für die namentlich in Kurland zahlreichen Fideikommißgüter 
endlich wurde 1870 ein Spezialgesetz exportiert, das das Verbot der 
Veräußerung für die den „Agrarregeln" unterliegenden Bauernpacht-
gesinde aufhob, sie unter das allgemeine Gesetz stellte und verordnete, 
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daß der aus dem Verkauf dieser Gesinde erzielte Erlös einen zum 
betreffenden Gute gehörigen, vom Ritterschaftskomitee zu verwaltenden 
Fideikommißfond zu bilden habe, der entweder in tutelsicheren Wert­
papieren anzulegen, oder zu Meliorationszwecken und neuen Land­
ankäufen, unter Mitwirkung und Kontrolle der ritterschaftlichen 
Vertretung und besonderer Kommissionen, zu verwenden sei. 

So war denn der gesetzliche Boden für den Gesindeverkauf der 
Privatgüter nach allen Richtungen vorbereitet und abgesteckt, und so 
rüstig schritt dieser Verkauf, unterstützt von den finanziellen Maß­
nahmen der ritterschaftlichen Kreditvereine, vorwärts, daß der Ab­
schluß dieser bedeutsamsten Maßnahme schon längst bis auf ver­
schwindende Einzelausuahmen vollendet ist, und in allen drei Ostsee­
provinzen ein wohlarrondierter, von den Gutsherren auch finanziell 
meist ganz unabhängiger, alle Bedingungen seines sichtbaren wirt­
schaftlichen Gedeihens in sich tragender bäuerlicher Grundbesitz besteht. 

Charakteristischer Weise ist der Staat mit seinem ausgedehnten 
Domänialbesitz in Livland und namentlich in Kurland (in Estland 
gibt es ihn nicht) in der Agrarfrage nirgends dem Privatbesitz mit 
anregendem Beispiel vorangegangen, sondern ist nach wundersamen, 
meist von national- und kirchenpolitischen Beweggründen geleiteten 
Experimenten immer nur der ritterschastlichen Initiative nachgehinkt. 

Erst 1869 erschien ein die Ablösung auch der Kronsgesinde an­
bahnender Erlaß, der den allmählichen Eigentumsübergang der 
Gesinde zunächst in das Belieben der Bauerwirte stellte, indem sie 
um Kapitalisierung der zeitherigen, überaus niedrigen, ungefähr ein 
Drittel des Wertes betragenden Pacht nachsuchen durften. Dann folgte 
später eine Zwangsablösung auf derselben Grundlage kapitalisierter 
Pachten und endlich 1905 — als merkwürdige Folge der Revolution 
— eine Streichung aller noch restierenden Zins- und Amortisations­
zahlungen. Es sind Millionenwerte, die der Fiskns bei der von 
endlosen Regulierungen begleiteten Operation der Ablösung der 
Domänengesinde und der teilweisen Aufteilung seiner Güter zur Be­
gründung von Landstellen geopsert hat, und was durch solche Opfer 
erreicht worden ist, läßt sich unmöglich als glückliche Lösung der 
Agrarfrage bezeichnen. Im Volke wurden vielmehr diese unmoti-
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vierten Maßnahmen, und vor allem jene Schuldenstreichung für die 
ohnehin schon so günstig gestellten „Kronswirte", als schreiende Un­
gerechtigkeit gegenüber der Arbeiterklasse empsunden, und für die 
Beschenkten gab es die verhängnisvolle Folge, daß die nunmehr völlig 
freie Hypothek ihrer Gesinde sie zur Aufnahme von hoch zu ver­
zinsenden Darlehen der zahlreich entstandenen lettischen Banken 
verleitete, die mit Zinssüßen von 7—lO^/o operierten. An die Stelle 
einer unkündbaren, sich bei niedrigem Zinsnß (4—41/20/0) von selbst 
amortisierenden Schuld (wie das bei den Privatbauern hinsichtlich 
der Tarlehen der ritterschaftlichen Kreditvereine und bei den 
Tomänenbauern bezüglich ihrer kapitalisierten Pacht gegenüber dem 
Fiskus bisher stattgehabt hatte) traten nun kündbare, hochverzinste 
Privatschulden, die den durch leichte Gelderlangung zur Ueppigkeit 
und zum Streben über ihren Stand hinaus verleiteten Kronswirten 
nur zu oft verhängnisvoll wurden. Abgesehen auch von der üblen 
Wirkung auf die Zufriedenheit der Privatbauern, die diese beson­
deren Vergünstigungen der Kronsbauern naturgemäß (und vielleicht 
nicht unbeabsichtigt) hervorrufen mußten, tragen sie das Merkmal 
verfehlter, die gesunde, gleichmäßige Agrarentwickluug störender Maß­
nahmen an sich. Auch die von wechselnden und durchaus nicht nur 
von agrarpolitischen Gesichtspunkten aus unternommenen Koloni­
sationsexperimente auf den Domänengütern haben vielfach nur das 
Resultat nicht lebensfähiger Gebilde gezeitigt, bei denen die mühe­
vollen Ersparnisse der Leute — bei weitem nicht für die Bebauung 
und Bearbeitung des oft zum Ackerbau überhaupt ungeeigneten 
Waldbodens ausreichend — mangels jeder organisierten Staatshilfe 
einfach verloren gegangen sind. 

So stellen denn die Regierungsmaßnahmen mit ihren Erfolgen 
durchaus keine Lichtpunkte im Bilde der baltischen Bauern­
verhältnisse dar. 
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Landgemeindeordnung 

Vor den Ritterschaften aber stand nun noch die weitere Auf­
gabe des Ausbaues der Landgemeinden, die zwar schon durch du 
Bauernverordnungen von 1817—20 begründet waren, doch noch wenig 
Selbständigkeit und Selbstverwaltung besaßen, sondern sich in Ab­
hängigkeit und Vormundschaft der Gutsherren und der Aufsichts­
behörden befanden. 

Der Lösung dieser Aufgabe unterzogen sich die Ritterschaften 
auf Anregung der Regierung und unterbreiteten ihr ihre Ent­

würfe im Jahre 1865. Die estländische Ritterschaft hatte am ein­
gehendsten die Sache ausgearbeitet, und ihr Entwurf wurde denn 
auch die Grundlage eines gemeinsamen Projektes für alle drei Pro­
vinzen, wie es von den ritterschaftlichen Vertretern gemeinsam mit 
dem Generalgouverneur des Baltikums endgültig redigiert und 
von diesen in den Ostseekomitee eingebracht wurde. Am 19. Februar 
1866 erfolgte die Allerhöchste Bestätigung, und am 1. Oktober 1866 
ward das neue Gesetz zunächst probeweise auf sechs Jahre in Wirk­
samkeit gesetzt. Trotz dieses provisorischen Charakters, der den ohne 
Mitwirkung der allgemeinen Gesetzgebungsinstanz des Reiches, des 
Reichsrates, durch Allerhöchsten Willensakt ins Leben gerufenen und 
die Sonderstellung der baltischen Provinzen kennzeichnenden Gesetzen 
eigen war, — ist die Landgemeindeordnung von 1866 mit ihrem 
Anhange, den sogenannten „Wohlfahrtsregeln", die unbestrittene 
Grundlage des bäuerlichen Gemeindelebens geblieben. 

Sie schuf in Wahrheit eine von der gutsherrlichen Bevor­
mundung freie bäuerliche Gemeinde aus der territorialen Grundlage 
der einzelnen Güter, wobei zu kleine Güter sich zu einer gemein­
samen Gemeindeorganisation zusammenschließen konnten. Die volle 
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Gemeindeversammlung, die sämtliche bäuerlichen Grundbesitzer oder 
Pächter viriliter und von den nichtbesitzlichen Bauern zu erwählende 
Zehntleute saus 10 Unansäßige je einen Zehntmann) als Delegierte 
umfaßt, ist in ihrer Kompetenz aus Wahlen und auf event. Aus­
schluß von unwürdigen Gemeindegliedern beschränkt, während die 
ganze kommunale Arbeit einem von der vollen Versammlung er­
wählten Gemeindeausschuß übertragen wird, der bis zur Höchstzahl 
von 24 Gliedern aus dem Gemeindeältesten als Präses und zur 
Hälfte aus Landeigentümern resp. Pächtern, zur andern Hälfte aus 
erwählten Vertretern der Landarbeiter und Unansäßigen besteht. 
Neben diesen, die Gemeindeverwaltung und in der Person des Ge­
meindeältesten mit seinen Gehilsen auch die örtliche Polizei repräsen­
tierenden Institutionen erwählt jede Gemeinde auch ihr eigenes 
Gemeindegericht mit normierten Kompetenzen in Sachen der frei­
willigen und Zivilgerichtsbarkeit und der Polizeiveraehen. Der 
Grundsatz der notwendigen Trennung von Verwaltung und Justiz 
war damit auch sür die Landgemeinden durchgeführt, und ihre dies­
bezügliche Wirksamkeit war unter die Kontrolle staatlicher Institu­
tionen gestellt. Die Gutsherrschaft war aus dem Gemeindeleben fo 
gut wie völlig ausgeschaltet und behielt als Gutspolizei nur wenige, 
jeder Straskompetenz entbehrende und ziemlich unklare Befugnisse 
lediglich hinsichtlich der auf dem Hofesgebiet lebenden und im Hofes­
dienst stehenden Personen. Die Emanzipation der Bauerngemeinde 
von der gutsherrlichen Gewalt war somit hier eine weitergehende, 
als es die analoge Gesetzgebung Preußens statuiert hatte. 

Eine wesentliche Schwierigkeit für die zweckentsprechende Gemeinde­
organisation hatte aber durch diese Neuordnung von 1866 nicht be­
seitigt werden können, weil der Staat resp. der Fiskus an der soli­
darischen Haft der Gemeinde für alle ihm gegenüber bestehenden, 
aus Wehrpflicht, Abgaben und Steuern herrührenden Pflichten der 
einzelnen Gemeindeglieder festhielt. 

Die Landgemeinde vermochte dadurch nicht zu einer örtlich durch 
die Gutsgrenzen bestimmten Gemeinschaft, zu einer wirklichen „Orts­
gemeinde', zu werden, sondern bestand aus den in ihren Gemeinde­
rollen (Familienregistern) eingetragenen Personen, von denen stets 
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ein beträchtlicher Teil auf Grund der gewährten Freizügigkeit ganz 
wo anders feinen Wohnsitz hatte, dennoch aber bezüglich seiner kom­
munalen Md staatlichen Pflichten und Rechte zu dieser seiner Ur­
sprungsgemeinde zählte, sosern nicht eine mit Weiterungen verbundene 
„Umschreibung" stattgehabt hatte. 

Die Unzuträglichkeiten, die hieraus erwuchsen, waren noch zu 
überwinden, solange ein Paßzwang existierte, der jedes Gemeindeglied 
verpflichtete, alle drei Jahre seinen Gemeindepaß zu wechseln, wodurch 
fem Wohnsitz der Gemeinde bekannt blieb. Sie wurden aber zu un­
überwindlichen und die Gemeinden überaus schädigenden, nachdem 
in neuester Zeit die Gemeindeverwaltungen verpflichtet worden sind, 
unentgeltliche und lebenslängliche Gemeindepässe zu erteilen, mit 
denen versehen ihre auswärtigen Gemeindeglieder in der Lage sind, 
sich ihren Gemeindeverpflichtungen zu entziehen, bis Armut oder 
Krankheit sie als Last der Gemeinde in dieselbe zurückführen. — Das 
ist ein Zustand, dessen Veränderung und Verbesserung eine Not­
wendigkeit darstellt. 
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Freigabe des Güterbesihrechtes 

In die große Reformzeit der sechziger Jahre fällt nun noch 
ein Schritt der Ritterschaften, den sie unter Vorantritt Kurlands 1865 
mit der Freigabe des Güterbesitzrechtes taten. 

Das Recht, Rittergüter zu erwerben und zu besitzen sund früher 
auch die Domänengüter zu pachten), hatten sich die Ritterschaften 
als ausschließliches Privileg des einheimischen Adels nach manchem 
harten Kampf (so namentlich mit der Bürgerschaft Rigas) erstritten, und 
die Anerkennung dieses Privilegs war noch in der Kodisikation des 
baltischen Provinzialrechts in den vierziger Jahren ausdrücklich aus­
gesprochen worden. Kaum ein anderes adliges Vorrecht ist so abfällig 
beurteilt worden wie dieses und widersprach so sehr allen liberalen, 
von der besondern politischen Lage des Baltikums absehenden An­
schauungen. Und in der Tat, von allgemeinen Prinzipien aus 
betrachtet, mußte das zähe Festhalten der Ritterschaften an diesem 
ihrem Vorrecht, das auch in die Kapitulationsbedingungen des Rystader 
Friedens von 1721 und in die verschiedenen Herzoglichen und kom-
missarialen Dezisionen Kurlands aufgenommen war, wie der krasseste 
Ausdruck von ständischem Egoismus erscheinen. Dennoch wird eine gerechte 
Beurteilung nicht verkennen dürfen, daß auch hier dem kleinlichen 
und engen etwas größeres und bedeutendes, dem materiellen Jntereffe 
der ideelle deutsche Kolonialgedanke, zu Grunde lag. Das ergibt sich 
schon daraus, daß die Beschränkung der Veränßerlichkeit der Ritter­
güter ihren Wert bedeutend mindern mußte, eiu Moment, das dem 
an seinem Privileg festhaltenden, nichts weniger als reichen, ja oft 
in schwierigster Wirtschaftslage sich befindenden Landadel um so 
weniger verborgen bleiben konnte, als das immer wieder nach allen 
Kriegsnöten rasch anwachsende Kapital der Handelsstädte sein möglich­
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stes tat, um hier Bresche zu legen, und gleichfalls für seine reichen 
Stadtbürger die Berechtigung des Rittergutserwerbes zu gewinnen. 
Landparzellen und Teile von Rittergütern konnten ja schon von Nicht-
adeligen besessen werden; die gaben aber keine politischen Rechte. 

Hätte man nun auch den deutschen städtischen Patriziern un­
bedenklich die Tore weiter öffnen können, so war dennoch nicht abzusehen, 
ob bei dem Eindrang kapitalistischer Kreise nicht auch ganz andere 
Elemente mit dem Rittergutsbesitz in die Verfassungskörper des Landes 
hineingelangt wären, zumal eine auf deutsche Erwerber beschränkte 
Freigabe des Güterbesitzrechtes dem Staate gegenüber als undnrch-
setzbar erscheinen mußte. Hier gab es nur die eine allgemeine Alter­
native: entweder völlige Freigabe oder weiteres Festhalten am aus­
schließlich adligen Rechte. 

Zu Zeiten des so konservativ denkenden und dem baltischen Adel 
so zugeneigten Kaisers Nikolaus I ließ es sich denn auch unschwer 
erreichen, daß dieses Adelsprivileg in der Kodifikation des Provinzial-
rechtes Ausnahme und dadurch erneute Sanktion erhielt. — Anders 
aber lagen die Dinge, nachdem mit Alexander II die liberale Reform-
Periode eingetreten war. Nun stand dieses alte Adelsvorrecht in zu 
schroffem Widerspruch zu den Ideen der Zeit, als daß es auf längere 
Erhaltung rechnen konnte. Unter dem maßgebenden Einfluß ihres 
Landesbevollmächtigten, C. von der Recke, beschloß die kurländische 
Ritterschaft auf der Konferenz des Jahres 1865, auf dieses ritter­
schaftliche Privileg zu verzichten und den Erwerb auch von Ritter­
gütern allen Personen christlichen Glaubens freizugeben. Alsbald 
folgten auch die anderen Ritterschaften diesem Beispiel, und die 
Staatsregierung bestätigte ihre Beschlüsse. 

Damit war in die alten einengenden Wälle der ritterschastlichen 
Festung eine Bresche gelegt, die nun auch den nichtadligen Besitzern 
und Erwerbern von Rittergütern den Eintritt in die Landesversamm­
lungen freigeben mußte. Das Rittergut war ja der Träger der 
Lasten, die die Selbstbesteuerung zu Zwecken der gesamten Landes­
wohlfahrt sich auferlegen durfte, und diesen Lasten entsprachen die 
durch den Rittergutsbesitz gewährleisteten, politischen Rechte, —Pflichten 
und Rechte waren hier untrennbare Korrelate. — Das erkannten 
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die Ritterschaften sehr wohl und ließen der Freigabe des Güterbesitz­
rechtes alsbald auch die Zuerkennung des Stimmrechtes an die nicht­
adligen Rittergutsbesitzer folgen in allen Fragen und landtäglichen 
Verhandlungsgegenständen, die nicht rein korporelle Interessen der 
als geschlossene Stände fortbestehenden Ritterschasten, sondern die 
gesamte Provinz betrafen. So entstand neben der „Ritterschaft" 
eine „Landschaft", die, zunächst noch aus den steuerpflichtigen Ritter­
gutsbesitz beschränkt, doch schon das rein ständische Prinzip durchbrach 
und die Perspektive aus den weiteren Ausbau der provinziellen Selbst­
verwaltung von selbst eröffnete. In diesem ersten Stadium der 
Verfassungserweiterung war es bei der nahen Berührung der kor-
Porellen uud allgemeinen Landesintereffen und angesichts der durch 
das Provinzialrecht nur den Ritterschaften eingeräumten politischen 
Rechte eine Notwendigkeit, daß die Vertretung der Korporation wie 
des Landes der Staatsregierung gegenüber an den indigenen Adels, 
stand gebunden blieb. So wurden denn auch in Kurland den neu 
in die historischen Selbstverwaltungskörper eintretenden Elementen 
hinsichtlich der Wahl der ausführenden Organe der provinziellen 
Landesvertretung wohl das aktive, nicht aber das passive Wahlrecht 
verliehen. Der Staatsregierung gegenüber sprach und handelte 
eigentlich nach wie vor die Ritterschaft, deren Begriff und Wesen 
fich bezüglich der allgemeinen Interessen auf die Gesamtheit der 
Rittergutsbesitzer erweitert hatte. 

Eine Trennung der Kassen erschien dabei um so notwendiger, 
als die Ritterschasten Vermögen besaßen, das, hauptsächlich aus Land­
besitz (Ritterschaftsgütern) bestehend, ihnen zu korporellen und gemein­
nützigen Zwecken verliehen war. In Kurland waren die Ritterschafts­
güter bei Auflösung des Herzogtums 1795 der Ritterschaft als 
Aeguivalent für ihre Forderungen an die Herzogliche und Staatskasse 
überwiesen worden. Die Kassen teilten sich nunmehr in eine Ritter­
oder Korpskasse und eine Landschaftskasse, und auch die landtäglichen 
Bewilligungen im Wege der Selbstbesteuerung erfuhren dieselbe Teilung, 
je nach den Zwecken, denen sie galten, und je nachdem, ob sie von 
der Ritterschaft als Korporation, und dann auch nur die im Besitz 
der indigenen Edelleute befindlichen Rittergüter belastend, beschlossen 
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waren, oder ob sie als „Landeswilligungen" von der Gesamtheit der 
Landtagsberechtigten verfügt und auf sie umgelegt wurden. 

In den Formen und Kompetenzen der provinziellen Versassnngs--
körper, wie auch in dem Verhältnis der „Ritterschaften" und „Ritter­
und Landschaften" zu einander sind in den drei Provinzen wohl ein­
zelne Abweichungen entstanden, die auch noch heute fortbestehen. In 
dem Grundprinzip jedoch, daß die politischen Rechte, wie Pflichten 
ausschließlich und unablöslich mit dem Grundbesitz verbunden sein 
sollen, waren und sind sie in voller Übereinstimmung. So besaß 
auch Riga im livländischen Landtage Sitz und Stimme für zwei 
Vertreter nur auf Grund deffen, daß die Stadt Eigentümerin von 
„Rittergütern" war. Es waren und blieben eben Agrarverfassungen 
in ihrer reinsten Form. 
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Die ritterschaftlichen Verfassungen 

Eine eingehendere Verfassungsgeschichte ist leider für keines der 
drei Ostseeländer bisher geschrieben worden, auch sind die Quellen für 
eine folche, namentlich hinsichtlich der frühen Jahrhunderte, nur 
spärliche. Zu viel der alles verwüstenden Kriege sind über das 
Land dahingegangen, als daß der Urkundenschah ein lückenloser sein 
könnte. Die Archive sind teils vernichtet, teils hierhin und dorthin 
in die erobernden Länder verschleppt worden, und noch in der Neu­
zeit hat Rußland diesen Raub fortgesetzt, indem es den sogenannten 
politischen Teil des alten Herzoglichen Archivs aus Mitau nach 
Petersburg übergeführt hat, wo er nun, in irgend einem Re­
gierungsgebäude untergebracht, für die baltische Geschichtsforschung 
so gut wie tot ist. 

Zwar hat es immer Männer gegeben, denen die Erforschung 
der heimatlichen Geschichte am Herzen lag, und die der Sammeleifer 
nach dem am vollständigsten noch in den ritterschaftlichen Archiven 
vorhandenen Quellenmaterial suchen ließ — aber eine systematische 
Durcharbeitung der so entstandenen Urkundensammlungen guoaä Ent­
wicklung der Verfassungen der einzelnen Gebiete steht immer noch 
ans. Der ehemalige Professor der Jurisprudenz an der Dorpater 
Universität, vr. Friedrich Georg von Vunge, hat in der ersten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts sein reiches Wissen und Können dem 
Quellenstudium der rechtsgeschichtlichen Entwicklung der Ostseelande 
gewidmet und dadurch die überaus wertvollen und grundlegenden 
Vorarbeiten für das später emanierte Provinzialrecht geschaffen. 
Aber man vermag sich auch aus seinen zahlreichen Publikationen 
und Druckschriften kein zusammenhängendes Bild der Entstehung und 
Ausgestaltung der ritterschaftlicheu und der landständischen Verfassungen 
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zu machen. Es fällt das um fo schwerer, als die geschichtliche Ent­
wicklung in den verschiedenen Gebieten des alten Livlands eine 
verschiedene gewesen ist, und zwar namentlich je nachdem, ob die zur 
„Ritterschaft" sich herausbildende Vasallenschaft die Bischöse oder den 
Orden zu ihren Lehns- und Oberherren hatte. Die ersteren ent­
behrten ja der beständigen eignen Kriegsmacht und mußten schon 
darum um so geneigter sein, ihren zur Heeresfolge verpflichteten 
Vasallen mehr Rechte zuzugestehen, als es der straff organisierte, 
mit eignen Kriegsleuten versehene Orden zu tun brauchte. So geht 
denn auch der Prozeß des Zusammenschlusses der Vasallen zu ritter­
schaftlichen Korporationen in den bischöflichen Gebieten (den Stisten) 
schneller und entschiedener vor sich als in den der Ordensherrschast 
unterliegenden Landesteilen. Allen voran aber schreitet die harrisch-
wierische Ritterschaft in Estland. 

Vom Bischos Albert gegen die schwer bezwingbaren Esten zu 
Hilse gerufen, hatte Waldemar II von Dänemark dieses Land erobert, 
und über 100 Jahre, von 1219—1346, gehörte der größte Teil 
Estlands (mit nur kurzer Unterbrechung) zu Dänemark, das aber 
mangels eigener Kolonisationskraft hier fast ausschließlich deutsche 
ritterliche Krieger mit Land und Leuten belehnte, wie solche auch das 
übrige Livland in Besitz gonommen hatten. Unter der räumlich so 
eutsernten, schwachen Oberherrschast und inmitten eines zu beständigen 
Ausständen geneigten Volkes vollzogen die lediglich auf die eigene 
Kraft angewiesenen deutschen Vasallen hier schon im 13. Jahrhundert 
ihren festen Zusammenschluß und bildeten nach und nach eine 
Organisation, deren Vertretung (Landräte und ein Ritterschafts­
hauptmann) eine ausschlaggebende Mitregierung des Landes neben 
dem Vertreter des dänischen Oberherrn gewann. Diese Verhältnisse 

hatten sich so fest konsolidiert, daß sie sich auch nicht mehr auflösen 
ließen, als 1346 König Waldemar III Estland für „19,000 Mark 
lötigen Silbers" an den deutschen Orden verkaufte. Hatte doch die 
Ritterschaft in Harrien und Wierland schon 1315 von König 
Erich VI die Bestätigung und schriftliche Aufzeichnung der ihr von 
Waldemar II verliehenen Rechte und Privilegien erlangt, und dieses soge­
nannte „Waldemar-Erichsche Ritter- und Lehnrecht" diente zum Muster 
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und Vorbild auch den übrigen (und voran den stiftischen) ritterlichen 
Vasallen im ganzen Livland. Auch hier entstanden sogenannte 
„Ritterrechte" und ein dem Sachsenspiegel nachgebildeter „livländischer 
Rechtsspiegel", die, wenn sie auch keine von einer gesetzgebenden 
Gewalt erlassene oder bestätigte Gesetzbücher waren, dennoch Zusammen­
fassungen des geltenden, auf Verträge, autonome Bestimmungen und auf 
Gewohnheitsrecht sich gründende Rechtsbücher darstellten. Ueber die 
Reihensolge und dasTempo der sich nun bildenden „Ritterschaften" fehlen 
uns die genaueren Nachweise, doch ersieht man so viel, daß sie 
schon früh ihre Vertretungen (Räte) bei Verhandlungen mit den 
Landesherren hatten, daß sie die als Gerichte funktionierenden, aber auch 
über Standes, und Landesfragen beratenden, sogenannten „Mann­
tage" beschickten, und daß namentlich der Erzbischos von Riga die Räte 
seiner stistischen Ritterschaft als ständige Institution gleich seinem 
Tomkapitel neben sich gehabt hat, und sie über alle wichtigen An­
gelegenheiten der Kirche und des Landes mitraten durften. Spricht 
das alles schon für ein frühzeitiges Vorhandensein räumlich be­
grenzter ritterschastlicher Zusammenschlüsse, so liegt gleichfalls auf 
der Hand, daß die Gleichheit der ritterschaftlichen Vasalleninteressen 
im Gesamtgebiet der Kolonie bald eine Annäherung und Vereinigung 
der einzelnen Ritterschasten herbeiführen mußte. Das findet denn 
auch seine Bestätigung durch die freilich nicht sehr reichhaltig uns 
überkommenen Nachrichten über die allgemeinen Versammlungen, die 
„Landtage", auf denen die Landesherren, der Ordensmeister und die 
Bischöfe, mit den Landständen, den Städten und Ritterschaften, 
gemeinsam über die wichtigsten Landesfragen, so namentlich auch 
über Krieg und Frieden, berieten und beschlossen. Der älteste uns 
erhaltene Rezeß (Landtagsschluß) eines solchen allgemeinen Landtages 
ist der des Landtags zu Walk von 1421. Auf diesen Landtagen 
bildeten die Ritterschaften, resp. ihre Vertreter, eine besondere Kurie, 
neben den drei übrigen: der Vertreter des Ordens, der Bischöse und 
der Städte. Der Begriff der „Ritterschaft" als „Landstand" war 
somit im Anfang des 15. Jahrhunderts ein schon eingebürgerter und 
gewann in der Folge immer mehr an Bedeutung. 

Parallel mit dem Anwachsen ihrer politischen Macht geht das 
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Bestreben der Ritterschaften, ihren geschlossenen Kreis vor jedem Ein­
drang fremder und namentlich undeutscher Elemente zu bewahren, 
ein Bestreben, das am srühesten wieder in der harrisch-wierischen 
Ritterschaft auftritt und dort auch zuerst die Sanktion durch Hoch­
meisterliche Gnadenakte und Bestätigungen der autonomen Beschlüsse 
erlangt. — So entstand der Begriff der „indigenen" Ritterschaft, 
der allmählich in den einzelnen Gebieten des ganzen alten Livland 
heimisch wurde und später in der Form der geführten „Matrikeln", 
Bücher, in denen die im betreffenden Gebiet ansässigen und als 
adlig nachgewiesenen Geschlechter eingetragen wurden, seinen Ausdruck 
fand. Die mit solcher Prüfung betrauten ritterschaftlichen Kom­
missionen hießen .Ritterbanken" und die älteste, deren Elaborat ans 
uns gekommen ist, ist die kurländische von 1620. Nur die Ritter­
schasten selbst konnten Erweiterungen des so sest umschlossenen Kreises 
ihrer speziellen Angehörigen durch Ausnahme anderer Adelsgeschlechter 
eintreten lassen, wie ihnen auch das Recht zustand, einzelne Adlige, 
die sich ihrer Ritterschaft unwürdig benommen und offenbar ehrlose 
Handlungen begangen hatten, aus der Matrikel auszuschließen, 
Rechte, die auch bis heute noch sich erhalten haben. 

Zu politischen Machtfaktoren hatten sich die Ritterschaften heraus­
gebildet, deren Aktionsradius sich mehr und mehr über das ganze 
innere Leben der Koloniallande erstreckte. Auf den Gebieten der 
Rechtspflege und der Verwaltung waren die maßgebenden Aemter 
und Stellungen durch Mitglieder ihrer Standschast eingenommen, 
die im Namen der verschiedenen und wechselnden Oberherrschaften, 
aber immer im Geiste und Sinne dieser deutschen Ritterschasten, 
das Land regierten. 

Das bedeutete ja nun selbstverständlich nicht, daß alle Arbeit 
ausschließlich von Gliedern der Ritterschaften geleistet ward, vielmebr 
waren es neben ihnen auch die bürgerlichen deutschen Landesbewohner, 
die als Prediger, Lehrer, Rechtsanwälte, Sekretäre der Gerichte und 
Behörden und in verschiedenen Berufen (auch außerhalb der ihr 
eignes reiches Leben führenden Städte) am deutschen Kolonisations­
werke mit fortbauten, indem in ihren Händen besonders die Pflege 
der geistigen und ideellen Güter lag. 
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Aber in den die Landesinteressen vertretenden und die Mittet 
zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse herbeischaffenden Ritterschaften 
war die organisierte Macht entstanden, die allein dem deutschen Werke 
Förderung und Schutz darzubieten vermochte. Tas trat in seiner 
ganzen, weittragenden Bedeutung hervor, als die alten Landesherr» 

schasten der Bischöfe und des Ordens, vom Reformationsgeiste innerlich 
getroffen, dem Ansturm der äußeren feindlichen Mächte nicht mehr 
standzuhalten vermochten, und Livland, zersprengt, unter Fremdherr­
schaft geriet. 

Ta war in den Lstseelanden, von den großen Städten Riga 
uud Reval abgesehen, schlechterdings keine andere politische Macht 
mehr vorhanden, die den deutschen Gedanken gegen alle feind­
lichen Anstürme zu behaupten vermochte, als einzig jene deutschen 
Ritterschaften. Sie sind es denn auch, die in den verschiedenen 
Unterwersungsverhandlnngen und Kapitulationen die Bedingungen 
formulieren, unter denen stets die Forterhaltung der alten Landes­
rechte mbezug aus deutsche Verwaltung, deutsches einheimisches Recht, 
deutsche Sprache und freies, ungehindertes Religionsbekenntnis in der 
zum Luthertum übergegangenen Landeskirche obenan standen. 

Wunderbar, wie es diesem Häuflein deutscher Edelleute in 
richtiger Ausnutzung der politischen Konstellationen gelang, ihre 
gestellten Unterwersungsbedingungen bei den großen, um die Vorherr­
schaft an der Ostsee ringenden Mächten durchzusetzen, und wunderbarer 
noch, daß an den von deutscher Hand errichteten Wällen um die die 
Eigenart pflegenden ritterschastlichen und städtischen Burgen alle die 
alsbald einsetzenden Sturmwellen fremdnationaler und fremdkon­
fessioneller Bestrebungen sich immer wieder brachen! Was hat in 
der Beziehung namentlich Livland in seiner 1562 vollzogenen, un­
mittelbaren Vereinigung mit Polen-Litauen von der mit dem Polentum 
engverbundenen Gegenreformation auszuhalten gehabt, während Est­
land unter dem glaubens- und stammverwandten Schweden, und 
Kurland unter seinen Herzögen dem direkten Ansturm gegen ihre 
Eigenart doch bedeutend weniger ausgesetzt waren! Wie viel auch 
die unter Schwedens Krone wieder vereinigten Provinzen Est. 
und Livland namentlich dem großen Könige Gustav Adolf zu danken 
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hatten, unter seinen späteren Nachfolgern hat das Deutschtum in 
seinen besonderen Lebensformen doch auch oft in schwerem Kampfe 
gegen die auf völlige Assimilierung gerichteten Tendenzen Schwedens 
gestanden und sich mit aller (durch die „Güterreduktionen" so sehr 
geschwächten) Kraft gegen die Verdrängung der einheimischen Rechts-und 
Verfafsungsgruudlageu durch schwedische Landrechte zu wahren gehabt. 

Es gelang den Ritterschasten immer wieder von neuem, ihre 
historischen Lebensformen nach so manchem gewaltsamen Eingriff in 
dieselben, wie es unter Polen und Schweden geschehen war, zurück­
zugewinnen : so gleich nach Eroberung Est- und Livlands durch Peter 
den Großen, so auch fpäter, nachdem unter Katharina II alle 
drei Provinzen wieder vereinigt waren, durch ihren Nachfolger Paul, 
der die von Katharina eingeführte sogenannte Statthalterschafts- und 
russische Adelsverfassung wieder aufhob und die Rückkehr zum 
früheren Status gestattete. Bis in die Neuzeit find die Ritter­
schaften geblieben, was sie in ihrer einzigartigen historischen Ent­
wicklung geworden waren, und wenn auch die Verschiedenheit der 
Schicksale nicht ohne Einfluß auf die Ausgestaltung der einzelnen 
Institutionen und ihre Kompetenzen bleiben konnte, so ändert das 
doch an der Hauptsache nichts, daß in allen drei Gebieten der alten 
deutschen Kolonie die gesamten Landesinteressen unter der Leitung 
und Führung des in sich sest geschlossenen, den Grundbesitz in seiner 
Hand wahrenden, indigenen Adelsstandes behauptet wurden. 

Im wesentlichen übereinstimmend, baut sich die Gliederung 
des Gebietes in Liv-, Est- und Kurland von den Guts- und Ge­
meindebezirken durch die Kirchspiels- und Kreiseinteilungen hindurch 
zur provinziellen Einheit auf. Auch die Gerichts- und Polizei­
instanzen mit ihren aus den Ritterschaften gewählten Behörden 
waren bis zur Einführung der russischen Polizei- und Justiz­
reorganisation (1885—1889), trotz abweichender Benennungen, ein­
ander doch sehr ähnliche. In der Hauptsache übereinstimmend, war 
auch die Vertretung der Ritterschaft in Ausschüssen und Komitees 
organisiert, an deren Spitze der erste Landesvertreter steht, der in 
Estland noch den ältesten Namen „Ritterschaftshauptmann" trägt, 
und in Kurland „Landesbevollmächtigter" heißt, während Livland 
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nach außen hin durch den „Landmarschall", nach innen durch einen 
von den 12 „Landräten" zur Residenz in Riga berufenen Landrat 
verteten wird.*) 

Uebereinstimmend endlich liegt den ritterschaftlichen Verfassungen 
das Prinzip zu Grunde, daß das letzte entscheidende Wort der ein­
zelne Stimmberechtigte selbst zu sprechen habe. Es drückt sich das 
in Liv- und Estland in ihren Virillandtagen, zu denen alle Stimm­
berechtigten in Person oder Vollmacht zu erscheinen haben, ans. 
während Kurland außer seinen, in wichtigen Fragen zu berusenden soge­
nannten „brüderlichen Konferenzen", die gleichfalls Virilversammlungen 
darstellen, auch Deputiertenlandtage (je ein Deputierter der 33 Kirch­
spiele), und zwar als Regel hat, die Endentscheidung über die auf 
den Landtagen durchgearbeiteten Vorlagen aber einer Virilabstimmung 
in den Kirchspielsversammlungen vorbehält. Eine Ausnahme hiervon 
machen nur die höchst selten und nur für ganz konkrete Einzelfragen vor­
gesehenen „extraordinären Landtage" Kurlands, auf denen die 33 De­
putierten zwar definitiv die Sache erledigen, in ihrer Abstimmung 
aber auch hier durch feste Instruktionen ihrer Kirchspiele gebunden sind. 

Es führte zu weit, wollten wir die ritterschaftlichen Ver­
fassungen im einzelnen und in allen ihren Uebereinstimmuugen und 
Abweichungen verfolgen, und es dürfte für die Darstellung ihres 
Wesens und ihrer Bedeutung genügen, wenn wir neben dem vor­
angeführten noch auf einen allerdings recht einschneidenden Unterschied 
der landtäglichen Kompetenzen zwischen Kurland und seinen Schwester­
provinzen hinweisen. Während nämlich in Liv- und Estland die 
gesamten provinziellen Angelegenheiten und Bedürfnisse und die 
Steuerumlagen in dem Rahmen der landtäglichen Verhandlungen 
und Beschlüsse eingeschlossen geblieben sind, die nur nachträglich von 
den Regierungsautoritäten auf ihre formale Gesetzmäßigkeit zu prüfen 
und mittelst „Regierungspatenten' zu veröffentlichen sind, hat Kur­
land einen nicht unbeträchtlichen Teil seiner früheren landtäglichen 
Verwaltungsbefugnisse verloren und an Institutionen übergehen 
lassen, die, auf allgemeinem Reichsgefetz beruhend, einen völlig 
biireankratischen Charakter angenommen haben. 

"I Siehe Beilage 1 
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Im russischen Reiche herrschte der Grundsatz, nicht nur die für 
das betreffende Gouvernement und dessen Wohlfahrt aufzubringend«! 
Steuern und notwendigen Leistungen (Gouvernementsprästanden) 
der Verteilung und Umlage durch örtliche Autoritäten zu überlassen, 
die aber freilich ihre diesbezüglichen, für ein Trienninm zu ent­
werfenden Projekte der zentralen Gewalt in Petersburg zur Sanktion 
vorzustellen hatten, sondern auch die für das allgemeine ReichS-
bedürfnis erforderlichen Steuern und Auflagen (Reichsprästanden) 
seit Einführung der Grundsteuer in Pauschalsummen auf die 
Gouvernements zu verteilen und diesen die Vorschläge zur Distri­
bution und Umlage auf die verschiedenen Steuerobjekte auheim zu 
geben. Die Ritterschaften Liv- und Estlands haben nun diese be­
deutungsvolle Kompetenz ihren Landtagen gewahrt, was Kurland 
nicht geglückt ist. Es ist das Wohl dadurch gekommen, daß in Kurland 
die Krons- oder Domänengüter, die hier einen so viel größeren Teil 
des Landes einnehmen (fast ^4), als in den Schwesterprovinzen, zu 
Herzoglichen Zeiten dazu bestimmt waren, aus ihren Einkünften die 
wesentlichsten Unkosten der öffentlichen Einrichtungen und der Ver­
waltung des Landes zu bestreiten, und daß diese ihre Aufgabe nach 
Uebergang Kurlands an das russische Reich (1795) in den Hinter­
grund trat. Der russische Fiskus übernahm die Domänengüter und 
kaufte dem letzten Herzog auch seine Ehatullengüter ab, sah sie aber 
dann als erwünschten Zuwachs des Reichsvermögens an, ohne an 
ihre ursprüngliche Bestimmung für die Provinz zu denken. Daraus 
entstand für den privaten Grundbesitz in wirtschaftlich schweren 
Zeiten, wie solche namentlich nach der Napoleonischen Invasion ein­
traten, eine Ueberlastuug, die zu schwersten Besorgnissen führte. 
Aus diesen heraus ist dann der Wunsch der Ritterschaft geboren, 
eine größere Mitbeteiligung des Domänialbesitzes an den Landeslasten 
dadurch zu erreichen, daß die Reichsgesetze über die Prästanden auch 
auf Kurland ausgedehnt wurden. Das Danaergeschenk erfolgte, und 
wenn auch zunächst die Ritterschaft durch Mitbeteiligung ihrer Organe 
an der Prästandenverwaltung noch ausschlaggebenden Einfluß behielt, 
so schwand dieser doch infolge der zunehmenden Bnreaukratifieruug 
dieser Verwaltung mehr und mehr. Es war eine erste schmerzliche 
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Erfahrung, die Kurland an der Umwandlung historischer Landes­
rechte in russisHes Reichsgesetz machte. Wesentliche Gebiete der 
Landeswohlfahrt waren damit ans dem Bereich der landtäglichen 
Selbstverwaltung in die Hände der russischen Beamtenwelt überge­
gangen, wie namentlich das Verkehrswesen, der Wege- und Brückenbau, 
die Landpost, die Gefängnisse, das Medizinalwesen u. a. m., und 
wenn auch der landtäglichen Selbstverwaltung und ihren Organen 
nicht jeder Einfluß auf diese Dinge genommen war, und wenn 
ihr auch noch viele Gebiete selbständiger Betätigung, wie namentlich 
in Kirchen-,Schul-, Wohltätigkeits- und Wirtschaftsfragen offen standen, 
und sie mit ihrem Rechte zur Gesetzesinitiative und zu Immediat­
gesuchen an Kaiserliche Majestät ihren Charakter als Vertreterin 
der gesamten Provinz wahrte— es war dennoch ein verhängnisvoller 
Durchbruch der historischen Selbständigkeit des Landes damit erfolgt. 
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Justizreorganisation 

Die sechziger und siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts 
behielten ihren Charakter der großen Reformära wie für das Reich, 
so auch für die baltischen Provinzen bei. Die durchgreifende Justiz­
reorganisation im Reiche, mit ihren Friedens- und Geschworenen­
gerichten und ihrer Durchführung der Trennung von Justiz und 
Verwaltung, ließ auch in den Ostseeprovinzen die Erkenntnis zur 
treibenden Krast werden, daß eine Reform des in der Tat zurück­
gebliebenen baltischen Gerichtswesens eine um so dringendere Forderung 
sei, als ja (wie schon erwähnt) das kodifizierte Provinzialrecht nicht 
bis zur Aufstellung einer Zivil- und Kriminalprozeßordnung gekommen 
war. Innerhalb der Ritterschaften, wie auch der Städte: Riga, 
Dorpat, Reval entstand nun rege Tätigkeit. In Kommissionen und 
gemeinsamen Verhandlungen der die Frage als über die Provinzial-
grenzen hinausgehende, baltische, erkennenden Ritterschaften und Städte 
ist eine Fülle gediegendster Arbeit geleistet worden, um auf der zu 
wahrenden Grundlage deutschen, durch die Jahrhunderte entwickelten 
einheimischen Rechts das neue, zeitgemäße und der Eigenart des 
Landes entsprechende Gebäude der Rechtspflege mit baltischem Ober­
tribunal zu errichten. Es erfüllt noch heute jedes deutsche Herz mit 
tiefem Schmerze, in den dickangeschwollenen Akten „Justizreform" 
so viele vergebliche Arbeit hervorragender Männer unfruchtbar ruhen 
zu sehen, und es mildert den Schmerz nicht, sich dabei sagen zu müssen, 
daß Wohl auch echt deutsche Rechthaberei und Eigenbrödelei die Ver­
ständigung unter einander erschwert und die Verzögerung verschuldet 
haben, die den Zeitmoment verpassen ließ, da es vielleicht (?) gelungen 
wäre, diesen stärksten Wall deutscher Eigenart für alle Zeit vor den 
nivellierenden Fluten des Ostens zu errichten. 
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Auch die späteren Versuche, wenigstens Teile dieses großen Werkes, 
wie namentlich die friedensrichterliche Organisation, in Petersburg 
zur Bestätigung und Einführung in die Oftseeprvvinzen zu bringen, 
scheiterten an der sich immer ausschließlicher auf den Boden der 
Gleichförmigkeit stellenden höheren Bnreaukratie. Die Friedensgerichts­
ordnung wurde zwar bestätigt, gelangte aber dennoch nicht zur 
Durchführung. Nur noch auf Hinziehen und Abwehren konnten sich 
die Ritterschaften beschränken, bis dann in den 80er Jahren, nach 
jener berüchtigten Senatorenrevision, die Ausdehnung der allgemeinen 

russischen Polizei- und Justizreform auch auf die baltischen Provinzen, 
mit russischen Richtern und russischer Verhandlungssprache, alles 
historisch gewordene mit einem Schlage niederwarf, sodaß von dem 
an sich schon torsohaften Provinzialrechte nur noch das Privatrecht 
und zum Teil das Ständerecht einstweilen nachblieben. 
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Allgemeine Wehrpflicht 

Von einschneidender Bedeutung war auch sür die Ostseeprovinzen 
die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in Rußland im Jahre 1874. 
Sie wies auch den Ritterschaften und ihren Organen Wahrnehmungen 
verschiedener Art zu, zumal es ritterschaftliche Vertreter waren, die 
in den Kreiswehrpflichtskommissionen den Vorsitz führten und in 
den Gouvernementskommissionen unter Vorsitz der Gouverneure mit­
arbeiteten. Vor allem galt es, auch den baltischen, damals ja noch 
der Unterrichtssprache nach deutschen Schulen dieselben dem Bildungs­
zensus zugebilligten Vorrechte zu erringen, wie sie den verschiedenen 
Schulen des Reiches vom Wehrpflichtsgesetz zuerkannt waren, was 
in der Hauptsache auch gelang. 
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Einführung der Grundsteuer 

Von eingreifender Wirkung auf die gesamten Verhältnisse war 
ferner die im Jahre 1870 für das Reich beschlossene Umwandlung 
des Steuersystems, indem an die Stelle der seit 1783 bestehenden, 
von jedem männlichen Gliede der steuerpflichtigen Bevölkerung 
erhobenen und nun zum Teil aufgehobenen Kopfsteuer eine Grund­
steuer trat. Ihre Ein- uud Durchführung auch in den Ostseepro­
vinzen gab ihrer Selbstverwaltung wieder neue, weitgehende Aus­
gaben. In unverhältnismäßiger Höhe waren die pauschalier auf 
alle Gouvernements verteilten Neichssteuern den Ostseeprovinzen auf­
erlegt. Hatte doch Kurland die Ehre, in der Skala der eingeschätzten 
Tragfähigkeit der europäischen Gouvernements des Reichs die zweit­
höchste Stelle einzunehmen und somit bezüglich des Bodenwertes den 
Schwar.zerdegouvernements gleichgestellt zu sein. In versuchter Abwehr 
solcher Ungerechtigkeit wars der kurläudische Landesbevollmächtigte, 
Karl von der Recke-Paulsgnade, leider auch das Gewicht seiner durch 
das besondere Vertrauen Alexanders II ausgezeichneten Persönlichkeit 
mit in die Wagschale und trat, da er die erstrebte Erleichterung 
der unverhältnismäßigen Steuerlast nur zum Teil und seine an die 
Steuerreform geknüpften Hoffnungen auf Umgestaltung der kurlän-
dischen Prästandenverwaltung in der Richtung ihrer Zurückgewinuung 
für die Selbstverwaltung garnicht ersüllt sah, vom Amte zurück. 

Sein Nachfolger w'.rd der Graf Hugo Keyserling, der seinen 
Besitz im Kownoschen Gouvernement und seine Begabung und 
Gewandtheit dort in den Zeiten während und nach der polnischen 
Revolntion erwiesen hatte. Nun galt es, die Steuerlast innerhalb 
der Provinzen möglichst richtig zu verteilen und die Bodeuwerte, die 
in den verschiedenen Kreisen nnd Teilen des Landes sehr verschiedene 
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waren, einigermaßen abzuschätzen, wobei das Prinzip durchgeführt 
wurde, einen Kapitalwert der der Steuer unterliegenden Güter und 
Grundstücke herauszurechnen und von diesem dann die Steuer als 
Prozentsatz zu erheben. 

Livland, daß hinsichtlich der Katastrierung des Landes — wie 
wir bereits im Kapitel der Agrarausgestaltung hervorgehoben — den 
Schwesterprovinzen weit vorausgeeilt war, setzte nun alles daran, 
seinen Kataster noch detaillierter auszubauen und zum vollen Abschluß 
zu bringen, was freilich erst nach Jahren gelang. In Kurland, 
wo man die gewaltigen Unkosten einer rationellen Katastrieruug 
scheute, für die man auch die nötigen Arbeitskräfte nicht sobald zu 
beschaffen vermochte, begnügte man sich damit, daß man in den 
Kreisen unter Vorsitz der Kreismarschälle Schätzungskommissionen 
ins Leben rief, die für den landwirtschaftlich genutzten Grund und 
Boden die für die überwiegende Mehrzahl der Privatgüter und sür 
alle deren Bauernhöfe vorliegenden Schätzungen des knrländischen 
Kreditvereins als Grundlage der Neubewertung annahmen und für den 
Wert der Wälder die Analogien mit den benachbarten Kronsforsten 
heranzogen, deren zu kapitalisierender Revenüenwert sich aus den 
sorstmännisch bewirtschafteten Kronswaldungen einigermaßen fest­
stellen ließ. Die Unzulänglichkeit eines so primitiv aufgestellten 
Steuerkatasters konnte ja auch hingenommen werden, wo es sich nicht 
um Feststellung absoluter, sondern nur relativer Werte handelte, 
die den möglichsten Ausgleich der Steuerlast im Verhältnis der 
Steuerobjekte zu einander bewirken sollten. Die so gewonnenen 
Grundwerte wurden dann auch für die Umlage der Gouvernements-
prästanden und der von den Ritter- und Landschaften beschaffenen 
„Landeswillignngen" als Basis der Selbstbesteuerung angewandt. 

60 



Schulwesen 

Wenden wir uns nunmehr dem Gebiete zu, das wie kein 
anderes die deutschen Kräfte des Landes zu gemeinsamer und erfolg­
reicher Arbeit zusammenschloß, dem baltischen Schulwesen. 

Seine Entstehung und Entwicklung ist während der Zeit liv-
ländischer Selbständigkeit durchaus parallel derjenigen des Mutter­
landes vor sich gegangen, und die Lateinschulen und der private, 
häusliche Unterricht durch einzelne Präzeptoren sorgten hier wie dort 
für eine gewisse Bildung der Oberschicht. Auch der Orden hat für 
juridische Bildung durch Einrichtung von Juristenschulen an seinen 
Zentralstellen zu sorgen gesucht, wie es ebenso zweifellos in den 
klösterlichen Einrichtungen der katholischen Kirche Bildungsstätten 
gegeben haben wird. Zu den ältesten ritterschaftlichen Schulanstalten 
gehört die schon im Mittelalter gegründete Domschule in Reval. 

Einen geregelten, auch die breiteren Volksschichten umfassenden 
Unterricht gab es aber während der katholischen Zeit noch nicht. Erst 
die Reformation hat auch in dieser Hinsicht erneuernd und gestaltend 
eingegriffen. Die Verschiedenheit in der religiösen Grundauffassung, 
die die evangelische Kirche als Neubildung aus der katholischen des 
Mittelalters hervorgehen ließ, lag ja darin, daß sie im Gegensatz zu 
der die christlichen Gnadenschätze allein verwaltenden und auf die 
Gemeindeglieder übertragenden alten Kirche nunmehr ein direktes, 
unmittelbares Verhältnis der einzelnen zu Gott und zum Christentum 
aufrichtete uud dadurch zu dem Verlangen der selbsttätigen Aneignung 
der Heilswahrheiten durch ihre einzelnen Glieder gedrängt wurde. 
Das führte mit innerer Logik und Notwendigkeit dazu, auch den 
Volksunterricht neben dem zu vertiefenden höheren Schulwesen in 
das öffentliche und kommunale Interesse hereinzuziehen und den 
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Konfirmandenunterricht zum Ausgangspunkt von Erziehung und 
Bildung auch der Unterschichten werden zu lassen. Auch dem baltischen 
Schulwesen ist Luther Pate gewesen. 

In Kurland beschritt gleich der erste Herzog Gotthard Kettler 
(1561—1587) den Weg der Reformen. Gaben seine Kirchenreformation 
von 1570 und seine Kirchenordnung von 1572 dem gesamten Kirchen­
wesen die ersten festen Fundamente, so erbaute sich in der Folge auf 
ihnen auch der Volksunterricht. Im Jahre 1567 hatte der Herzog 
(der damals auch noch Livland in Polens Auftrag verwaltete) seine 
kurländifche Ritter- resp. Landschaft nach Riga berufen und dort 
erreicht, daß die Gründung von 70 Kirchen beschlossen ward, deren 
Sicherstellung, soweit der Herzog sie nicht selbst übernahm, dadurch 
bewerkstelligt wurde, daß von den Rittergütern entsprechende Teile 
mit fronpflichtigen Bauern als Pastorate und Küstorate ausgeschieden 
wurden. Tie Kirchenreformation von 1570 ordnete dann des näheren 
die äußeren kirchlichen Verhältnisse, während die Kirchenordnung die 
iaterua. der Kirche behandelte. 

Ein Institut von wirkungsvoller Bedeutung für Kirche wie 
Volksunterricht wurden die „Kirchenvisitationen", die von dauernd mit 
dieser Ausgabe betrauten Persönlichkeiten ausgeführt, den Verfügungen 
des Herzogs wie den Kirchen- und Schulfreundlichen Beschlüssen der 
Landtage (so namentlich der von 1568—1570) die Durchführung 
ermöglichten und sicherten. Persönlichkeiten, wie Superintendent 
Einhorn und der Herzogliche Rat Salomon Henning leisteten schon 
im 16. Jahrhundert hervorragendes und wirkten dahin, daß, 
nachdem noch den Visitatoren beständige Räte und ein Kirchennotar 
beigegeben wurden, aus den „Kirchenvisitationen" ein ständiges 
.Konsistorium" mit richterlicher Befugnis in Kirchen- und Ehesachen 
hervorging.*) 

Ueberall ist es neben dem Prediger der Küster, der allmählich 
zum Volkslehrer herangezogen wird, wie denn auch in den Küstoraten 
die ersten Schulen entstehen. Die Grundlehren des evangelischeu 

*) t!t'. Band II der Geschichte Liv-, Est- und Kurlands von E, Seraplnm, speziell 
„Kurland unter den herzögen" von Or. August Seraphim. Neval, Franz Kluge, l89t>. 
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Glaubensbekenntnisses (Luthers kleiner Katechismus) und das Lesen 
bilden zunächst das Programm des Unterrichts. 

Für Liv- und Estland war nach den polnischen Versäumnissen 
und Hemmungen inbezug auf Kirche und Schule die Schweden­
herrschaft von Segen, indem nicht nur Gustav Adolf, souderu auch 
seine Nachfolger und selbst der mit seinen berüchtigten „Güter­
reduktionen" das Land verarmende Karl XI der Ausgestaltung der 
Kirchen- und Schulverhältnisse ihre besondere Fürsorge zuteil werden 
ließen. Eine schwedische Konsistorial- und Kirchenvisitationsordnung 
von 1634 verfügte: „Kirchen und Schulen, da sie sind, zu erhalten, 
und da sie mangeln, zu erbauen, mit tüchtigen Personen zu versehen 
und den gebührlichen Unterhalt zu verordnen." Im Jahre 1650 
befiehlt das Oberkonsistorium in Livland: „Jede Kirche solle ihren 
Küster haben," der die Jugend im Erlernen des Katechismus unter­
weise. Der livländische Landtag von 1687 saßte den Beschluß: „Bei 
einem jedweden Kirchspiele im Lande einen Küster, der zugleich die 
Stelle eiues Schulmeisters vertreten kann, einzusetzen und eine Schule 
nahe an der Kirche anbauen zu lassen, da dann der bestellte Küster 
bei Genießung des zum Unterhalte desselben, vor alters gewidmeten 
Landes und ordinären Lohnes auch die Baueru-Jugeud im Lesen und 

Beten zu informieren sich verpflichten soll." 
Ging die Anreguug zur Gründung und Förderung der Schulen 

überall von hervorragenden und vom evangelischen Glaubeuseifer 
getriebeuen Geistlichen aus, so waren es doch die Ritterschaften aller 
drei Ostseeländer, die nach Kräften (die freilich oft genug äußerst 
geschwächte waren) für die materiellen Unterlagen der Kirchen uud 
der Schulen sorgten. 

Ein nur laugsamer, durch immer neue Kriegsläufe unter­
brochener Aufstieg blieb es dennoch, uud A. Tobien, dem ich auch 
in Darstellung des baltischen Volksschulwesens vielfach folge, meint 
mit Recht, daß namentlich der »Nordische Krieg" für die Balten­
lande dieselbe erschütternde Bedeutung gehabt habe, wie der 30jährige 
Krieg für Deutschland. 

Tie Sprachverschiedenheiten endlich boten weitere Erschwernisse 
dar, die durch die frühzeitig schon beginnenden Übersetzungen von 
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Katechismus, Kirchenliedern, Evangelien und endlich der ganzen 
Bibel im 17. Jahrhundert nur mühsam zu beheben waren.*) 

Hier nun möge eine Einschaltung gestattet sein, die der häufig 
bis zum Vorwurf gesteigerten Frage sich zuwendet, warum die 
deutsche Oberschicht die völlige, auch sprachliche Ueberleitung der 
jeglicher eignen Kultur entbehrenden Esten und Letten ins Deutschtum 
durch den Volksuuterricht und die Schule zu bewerkstelligen unter­
lassen und anstatt dessen die Ausbildung der Ursprache dieser kleinen 
Völkerstämme gefördert habe? Man hat die Erklärung dafür in dem 
Herrenhochmut und in dem Herrschaftsstreben der deutschen Kolo­
nisatoren zu finden gemeint, die den Abstand zwischen der beherrschten 
und der beherrschenden Schicht augenfälligst zu erhalten gesuckt hätten 
und damit einer für die deutsche Sache üblen Politik verfallen 
wären. Es ist ja nun nicht angängig, den negativen Beweis, daß 
das keineswegs der Fall gewesen sei, expv8t zu führen, auch nehmen 
wir keinen Anstand, zuzugestehen, daß hier und da ein instinktives 
Empfinden in dieser Richtung mitgewirkt haben mag. Auf das ganze 
gesehen aber liegt eine viel natürlichere Erklärung so nahe, daß jene 
erstere von selbst zurückgedrängt wird. 

War es den Vertretern der neuen kirchlichen Richtung — und 
das waren ja in erster Reihe die Prediger — wirklich Ernst um 
das Hineintragen der evangelischen Heilswahrheiten ins Volk und 
um dessen Aufklärung im Lichte der Reformation, so gab es für sie 
schlechterdings kein anderes Mittel, als die Anwendung uud den 
allmählichen Ausbau der Muttersprache des VolkeZ. Nur in ihr 
und durch sie konnte die Lehre bis in jene Tiefe der Gemüter hinein­
geführt werden, wo sie zum dauernden Besitz und zur sittlich er­
neuernden Kraft wird. Ein erzwungenes Deutsch hätte doch nur 
dieselbe Rolle spielen können wie die lateinischen xater noster und 
Kultusteile der alten Kirche, und es wäre ebenso unfähig gewesen, das 
Dunkel der Seelen aufzuhellen und sie vom Banne heidnischen Aber­
glaubens zu lösen. Dasselbe mußte dann auch dort zutreffen, wo 
nach und nach aus der primitivsten Religionslehre ein Elementar-

") Zn Kurland erschien der kleine Katechismus 1587 lettisch; im folgenden Zahre 

die „Undeutschen Psalmen und Lieder". 
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Unterricht erwuchs. Auch dieser konnte der Muttersprache der Kinder 
als Lehrsprache nicht entbehren, wollte er Erziehung und Bildung 
anbahnen. Dürfte es doch überhaupt als geschichtlich feststehende 
Tatsache anzusehen sein, daß eine nationale Umwandlung der breiten 
unteren Volksschichten anders als im Wege der Ausrottung der 
Urbevölkerung oder der Blutmischuug eine Unmöglichkeit ist, und daß 
es höchstens den höheren Lehranstalten gelingen kann, in den Ober­
schichten einen auch sprachlichen Uebergang in eine andere Nationalität 
zu bewirken. So ist, um ein nächstliegendes Beispiel anzuführen^ 
auch im Elsaß das Volk, trotz über 200-jähriger Zugehörigkeit zu 
Frankreich, in seiner Masse bei seinem Deutschtum geblieben, während 
nur Teile der Oberschicht der Französierung erlegen sind. — Vor 
allem aber dars wohl behauptet werden, daß hier, wo es sich um 
eine Bevölkerung handelte, die auf keine eigne Kulturentwicklung 
zurückblickte, sondern die erste Kultur überhaupt erwerben sollte, es 
nur die deutschen Kulturbegriffe waren und sein konnten, die ihr 
überm ittelt wurden, uud daß es keinen anderen und sichereren Weg 
gab, ihr deutsche Denkungsart Zu eigen zu machen, als durch die 
Ausgestaltung ihrer Sprache, in die selbst nun deutscher Geist ein­
drang uud sie so zum Ausdruck deutschen Empfindens besähigte. 
Die schon im 16. Jahrhundert begonnenen und im 17. vollendeten 
Übersetzungen vou Bibel, Katechismus und Gesangbuch ins Lettische 
und Estnische, wie später auch die Übersetzungen der besten Erzeug-
uisse deutscher Literatur, haben diesen Geist in einem Maße über­
mittelt, das wir heute nicht recht mehr übersehen, weil das neuzeit­
liche Jungletten- und -Estentum in der Fortbildung ihrer Sprache 
auch anderweitige Anleihen, namentlich aus dem Russischen, gemacht 
hat und zu ganz gekünstelten Sprachbildungen gelangt ist. Trotz 
alledem kann weder Lette noch Este davon frei kommen, daß alle 
seine kulturellen Begriffe, wie die von Familie, Recht, Religion und 
Moral, deutschen Ursprungs und deutschen Wesens sind. Gibt es 
doch z. B. in dem ganzen umfangreichen lettischen Gesangbuch, das 
überall, wo der religiöse Sinn noch nicht völlig überwuchert ist, der 
kleinen Leute und Bauern bester Freund und Tröster ist, kein ein' 
zigeS Lied, das nicht Übersetzung der deutschen Lieder wäre, und 
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sind ihnen die meisterhast übertragenen evangelischen Kern- und 
Lutherlieder genau eben solch ein Volksschah geworden, wie sie es 
uns Deutschen sind. Wie hier, so auch auf allen anderen Lebens­
gebieten, war die tatsächliche Germanisierung eine durch die sprach­
liche Verschiedenheit zwar äußerlich verdeckte, aber innerlich um sc 
tiefer gehende, und es ist unzweifelhaft, daß gerade dadurch, daß die 
Letten, wie Esten ihre unter deutscher Lehrzucht erworbene Kultur 
für ihr spezifisches Volkseigentum ansehen (weil sie ihnen in Fleisch 
und Blut übergegangen ist), sie der Russifizieruug gegenüber eine 
Widerstandskraft entgegenzusetzen hatten, die ihnen sonst unbedingt 
gefehlt hätte. Es ist nicht anders, die Urbevölkerung des Balten­
landes ist bis auf die Sprache germanisiert und könnte und würde 
unter entsprechenden äußeren Verhältnissen einer völligen Eindeutschung 
nicht dauernde Schwierigkeiten darbieten, zumal sie keinen nationalen 
Anschluß außerhalb des Landes hat. 

Kehren wir nun zum Ueberblick über die Entwicklung des 
Schulwesens Zurück, so werden wir auch hier, trotz aller von den 
äußeren Verhältnissen bedingten Verschiedenheiten in den drei balti­
schen Provinzen, dennoch die Übereinstimmung in seinem allmählichen 

. Fortgang wahrnehmen. Auf den Volksunterricht und seine 
praktische Durchführung war die Siedlungsart der Urbevölkerung 
nicht ohne- Einfluß. Estland mit seinem Dorfsystem hatte es in 
mancher Hinsicht leichter, den Haus- uud Elementarunterricht zu 
organisieren, als Livland und Kurland, wo die in auseinanderliegenden 
Emzelhösen wohnende Bauernschaft den Schuleinrichtungen nicht un­
erhebliche Schwierigkeiten entgegensetzte. Konnten in Estland kleine Lese-
schulen im Dorse leicht eingerichtet werden, die für gewisse, geringe 
Vorkenntnisse vor Eintritten die Gemeinde- und Kirchspielsschule 
sorgten, so mußte das in den Schwesterprovinzen dadurch ersetzt werden, 
daß der Vorunterricht im Hause mehr gefördert und durch häufige 
Rundfahrten der Prediger und ihrer Gehilfen (sogenannte „Gebei-
fahrten") einer möglichst fortgesetzten Anweisung und Kontrolle unter­
zogen wurde. Vor der Konfirmation aber wurden auch hier die Kinder 
meist noch erst in Konfirmandenlokalen und iu Pastoraten versammelt 
und vomPrediger einer längeren oder kürzeren Unterweisung unterzogen. 
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Im Vordergrunde aller Bemühungen um den Volksunterricht 
stand immer die Frage der Heranbildung von Voksschullehrern. 

Schon Karl XI hatte 1684 durch eine Schule in der Nähe 
Torpats dasür zu sorgen gesucht, doch ging diese in den Kriegs­
zeiten alsbald wieder ein, und es blieb dabei, daß die Prediger 
sich bemühten, in den Küstern und durch Aufnahme begabter 
Jünglinge in ihr Haus zu weiterem Unterricht die nötigen Lehr­
kräfte heranzubilden. Für einzelne Teile Livlands war hernach 
Herrnhut von großem, förderndem Einfluß; es hatte 1737 eiu 
Lehrerseminar zu Wolmar errichtet und gab überall, wo seine Lehre 
hindrang, starken Anstoß zu Schulgründungen. Aus den Landtagen 
Livlands bildet seit 1730 laut besonderem Beschluß der Ritterschaft 
der Volksunterricht einen beständigen Gegenstand der Verhandlungen, 
die unter Zuziehung des Generalsuperintendenten als Vertreter der 
Geistlichkeit gepflogen wurden. Der Landtag von 1765 beschließt, 
daß da, wo Kirchspielsschulen fehlen, von den Gutsherren auf Gütern 
von über 5 Haken Größe Bauernschuleu errichtet werden sollen, 
deren Besuch sür alle Kinder obligatorisch gemacht wird, die keinen 
genügenden Hausunterricht erhalten. Aus diesen Schulkindern sollten 
dann nach Wahl des Predigers und des Gutsherrn die begabtesten in 
die Kirchspielsschule übergeführt werden, die nach Lehrplan und Lehr­
kraft den einzelnen Gemeindeschulen übergeordnet war, und aus der 
dann auch die Volksschullehrer und Gemeindebeamten hervorgehen 
sollten. 

Nicht ohne Ersolg sind diese Maßnahmen geblieben, wie aus 
einem Bericht des Oberpahlenschen Predigers, des auch literarisch 
bekannten Pastors Hupel hervorgeht, der für seine Gemeinde 1774 
konstatiert daß 71v/g der Knaben und 74v/o der Mädchen des Lesens 
kundig seien.*) 

Das waren schon recht erfreuliche Ausätze zu einer Regelung der 
Volksschulfrage, in der Livland den Schwesterprovinzen voranschritt, 
die aber erst festere Gestalt im 19. Jahrhundert gewann. In der 
Bauernverordnung von 1819 schafft die livländische Ritterschaft bereits 

-) Auch in diesen näheren Angaben für Livland folge ich dem mehrfach schon 
angeführten Werke Tobiens über die Agrargesetzgebung Livlands. 
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eine das Land umfassende Organisation des Schulwesens, die ihre 
nähere Ausgestaltung aber erst durch den Landtagsschluß von 1839 
erhält. Nach diesem, von der Regierung bestätigten Beschlüsse wird 
eine Oberlandschulbehörde niedergesetzt, die sich aus den vier Vor­
sitzenden der Kreislandschulbehörden, dem Generalsuperintendenten, 
einem sachkundigen Schulrat und einem rechtskundigen Sekretär 
zusammensetzt. 

Tieser zentralen Behörde unterstehen die mit den 4 Oberkirchen-
Vorsteherämtern verbundenen Kreisschulbehörden und die Kirchspiels­
schulkonvente. 

Schon die Bauernverordnung von 1819 hatte bestimmt, daß jede 
Bauerugemciude von 500 Seelen eine Schule haben müsse, deren Be­
such für die sonst nicht genügend unterrichteten Kinder vom 10. Lebens­
jahre ab obligatorisch sein sollte, und daß jedes Kirchspiel von über 
2000 Seelen eine Parochial- (oder Kirchspielsschule) mit erweitertem 
Lehrprogramm, das auch Schreiben, Rechnen und allgemeine nützliche 
Kenntnisse umfaßte, haben müßte. Die gleichzeitigen Baueruver-
ordnnngen für Estland und Kurland begnügten sich zunächst mit der 
einen Bestimmung: „Eine besondere Verpflichtung der Gutsgemeinden 
ist die Anlegung einer Schule, und zwar aus 1000 Seeleu beiderlei 
Geschlechts wenigstens eine/ Jedoch auch hier ruhte die Volksschul­
sache nicht. Besondere, aus Vertretern der Ritterschaft und der Geist­
lichkeit gebildete Schulkomitees entwarfen Projekte zur Reorganisation, 
in denen dann auch die Errichtung von Lehrerseminaren vorgesehen 
war. — Es gab aber zeitweilig auch starke Meinungsdifferenzen 
zwischen Ritterschaft und Geistlichkeit und vor allem einen Abwehr­
kamps gegen das Bestreben der Bureaukratie, das Landvolksschul­
wesen in seine Verwaltung zu bekommen, unter der der Charakter 
der Schule als evangelisch-kirchliche Anstalt nicht lange aufrecht zu 
erhalten gewesen wäre, sondern nur zu leicht Tendenzen ganz anderer 
Art unterliegen mußte. Diese Gefahr erschien erst beschworen, nachdem 
das allgemeine Gesetz für die ev.-lutherische Kirche Rußlands von 1832 
(das freilich der evangelischen Kirche im Baltikum den Charakter 
der besonderen „Landeskirche" nahm) die Geistlichkeit und ihre Syno­
den zur Verwaltung der Volksschule ausdrücklich berief. Diese nun 
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setzten Schulkomitees nieder und machten den Ritterschaften ihre 
Vorschläge, die sich auf Durchführung allgemeiner Schulpflicht, auf 
die Ausgestaltung der Parochialschuleu, auf Gründung der so not­
wendigen Seminare und auf die Herstellung einer wohlfunktionie­
renden Schulverwaltung bezogen. Um die Mitte des 19. Jahr­
hunderts entstehen die so lange begehrten Lehrerseminare aus 
Mitteln der Ritterschaften, und zwar zwei für Livland und je 
eines für Estland und Kurland, mit deren überaus segensreicher Wirk­
samkeit unter Leitung hervorragend tüchtiger Pädagogen ein Auf­
blühen des gesamten Volksschulwesens beginnt, und die Kirchen 
wohlunterrichtete Küster und Organisten gewinnen, die in Wahrheit 
Gehilfen der Prediger zu sein vermochten und namentlich auch den 
Kirchengesang zu einer Höhe gebracht haben, die heute manche Reichs­
deutschen überrascht. 

Während nun aber Livland durch die eingehenderen Be^ 
stimmuugeu seiner Bauernverordnungen schon seit 1819 eine eigene 
Schnlverwaltuug mit einer, die einheitliche Leitung innehabenden 
obersten Schulbehörde besaß, mußten Estland und Kurland noch bis 
1875 warten, bis es auch ihnen gelang, ein Projekt der Verwaltung 
der evangelisch-lutherischen Landvolksschule so zu gestalten, daß es 
die staatliche Bestätigung erhielt. Auch hier traten nun Ober-
landschulkommissionen ins Leben, denen Kirchspiels- und lokale 
Schulkommissionen unterstellt waren, und in denen die Ritterschaften 
und kirchlichen Autoritäten zu gemeinsamer Arbeit mit Vertretern 
der Bauerngemeinden berufen wurden, während dem Staate die 
Oberaufsicht (namentlich durch Sitz und Stimme eines Gliedes des 
Unterrichtsressorts in der Oberbehörde) gewahrt blieb. 

Auf dieser, uach langen Bemühungen der Landtage uud der 
Synoden endlich erreichten, festen, gesetzlichen Grundlage begann 
alsbald eine rege Tätigkeit. Das neue Gesetz, so wenig erschöpfend es 
die Einzelfragen behandelte, uud so viele Schwierigkeiten es der Ein­
führung auch bot, es war dennoch eine Errungenschaft von unschätz­
barem Werte, indem es die Grundprinzipien eines gedeihlichen 
Volksunterrichts mit Berücksichtigung der Eigenart der Landesver­
hältnisse festlegte. Unter diesen waren die wichtigsten: 1) der schon 
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im Titel ausgedrückte konfessionel - kirchliche Charakter der Volks­
schulen: „Reglement für die ev.-lutherischen Landvolksschulen der 
Gouvernements Estland und Kurland" und die Unterstellung des 
Volksschülweseus nicht unter das Ministerium der Volksausklärung, 
sondern unter dasjenige des Innern, dem - alle kirchlichen Dinge 
unterlagen, 2) die Zuweisung des Volksschulwesens an eine Selbst­
verwaltung, in der die an ihm interessierten Faktoren: Kirche, 
Bauerngemeinde, Gutsherr (sosern letzterer sich über das gesetzlich 
sür die Errichtung der Schulen vorgeschriebene Maß an deren 
Unterhalt beteiligte) und (an zentraler Stelle) die Ritterschaft ge­
nügende Befugnisse erhielten, um die Mitarbeit und das Interesse 
sicher zu stellen; 3) die nunmehr zweifellos bestimmte allgemeine 
Schulpflicht, die, wenn auch auf die Kinder des einen Bekenntnisses 
und auf die Zeitdauer des obligatorischen Schulbesuches für drei 
Winter, vom 23. Oktober bis 23. April, beschränkt, doch die er­
wünschte Handhabe darbot, die mehrfach bei der Landbevölkerung 
noch vorhandene Indolenz zu überwinden, und sie zur Pflege des 
Hausunterrichts, wie zur Beschickung der Schule nach zurückgelegtem 
10. Lebensjahre der Kinder unweigerlich anzuhalten; 4) die Ge­
währung der Möglichkeit, den Volksunterricht in den Gemeindeschulen 
durch einen, auch die Sommermonate umfassenden, über den pflicht­
mäßigen Schulbesuch hinausgehenden Jahresuuterricht über das 
geringe vorgeschriebene Lehrprogramm zu erheben und den begabteren 
und zur Zahlung eines geringen Schulgeldes befähigten Kindern 
eine sowohl abschließende, höhere Elementarbildung, wie auch die 
Vorbereitung zum Uebergang in nächst höhere Schulen der Städte 
darzubieten. 

Auf solchen Fundamenten ließ sich schon weiterbauen, und es 
wurde damit nicht gesäumt. Der etwas zu vielgliedrige uud kom­
plizierte Verwaltungsapparat ward alsbald ins Leben gerufen, und 
die Oberbehörde erließ die, die zahlreichen Lücken des Gesetzes aus­
füllenden Instruktionen und suchte durch Ausarbeitung von Lehr­
plänen für die Gemeinde- (Winter- wie Jahresschulen) nnd für die 
KirchspielSschulen eine Einheitlichkeit und richtige Stufenfolge des 
Volksunterrichts herzustellen. 
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So weit auch uach Lehrzeit und Programm der Volksuuterricht 
hier demjenigen des deutschen Reiches nachstand, es war dennoch eine 
Genugtuung, zu sehen, wie schnell er sich in den Jahren unge­
hinderter Tätigkeit der Schulkommissioueu und dank der Mitarbeit 
der evangelischen Geistlichkeit und ihrer Synoden entwickelte. Tie 
letzten Reste des Analphabetentums verschwanden alsbald; überall 
entstanden verbesserte oder neu errichtete Schulen, und es wuchs die 
Anzahl der Kinder, sür die die Volksschule die Vorstufe zu weiterer 
Fortbildung in Schulen höherer Ordnung ward. 

Doch nur zu kurz' währte diese Periode des Aufblühens. Bald 
nach der berüchtigten Senatorenrevisiön der Ostseeprovinzen durch 
den Senator Manassein und seinen Stab von Beamten, die alle aus 
der geschichtlichen Eigenart des Baltikums herorgegangenen Insti­
tutionen auf die Anklagebank setzten und a. priori zum Untergange 
verurteilten, erschien 1887 un^er dem harmlosen Titel: „Temporäre 
Ergänzungsregeln für die Verwaltung der Elementarschulen in den 
Gouvernements Livland, Kurland und Estland" ein Allerhöchst be­
stätigter Ministerkomitebeschluß, der das. gesamte Volksschulweseu 
vou seinen bisherigen Grundlagen abhob - und es der Russisikatiou 
durch die Beamteuwelt völlig preisgab. Sämtliche Elementarschulen 
und auch die ev.-luth. Landvolksschulen wurden aus dem Ministerium 
des Innern in das der Volksausklärung übergeführt und dem Ku­
rator des Dorpater Lehrbezirkes und einer neu geschaffenen, rein 
büreaukratischen Organisation unterstellt. Besondere Gouvetnements-
schuldirektoreu und ihnen unterstellte Schulinspektoren wurden zu un­
mittelbaren Leitern des Unterrichts bestellt. Zwar sollte die be­
stehende Schulverwaltung nicht aufgehoben werden, sondern diese neuen 
Schulbeamten sollten Mitglieder der bisherigen Verwaltungskommis­
sionen sein, jedoch mit einer Stellung und mit Kompetenzen, die ein 
Zusammenwirken illusorisch machten. Nicht nur, daß dem Kurator 
mit seinem Schulapparate alle Bestimmungen über Lehrprogramm 
und die wesentlichen inneren Schuleinrichtungen zustanden, nicht nur 
daß die ganze Lehrerwelt ihnen direkt unterstellt ward, so daß die 
Inspektoren die Lehrer vom Amte entfernen und neue provisorisch ins 
Amt einsetzen dursten, sondern sie konnten auch in allen Volksschul­
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behörden jeden Beschluß dieser alteu Verwaltuugsinstanzeu durch ihr 
vew illusorisch machen, indem dadurch die betreffende Sache an die 
höhere Instanz, an den Kurator und, in gewissen Sachen, mit dessen 
Gutachten versehen, an den Minister der Volksaufkläruug zur Ent­
scheidung ging. Inzwischen aber bis zur bezüglich der Tendenz be­
reits vorauszusehenden höheren Entscheidung traf die Beamtenwelt 
ohne die Schulkommissionen ihre sogenannten provisorischen Maßnahmen. 
Als das alles überragende Ziel des Elementarunterrichtes ward 
nunmehr die Erlernung der Reichssprache angesehen. Lediglich von 
diesem Gesichtspunkte aus wurde auch die Qualifikation der Lehrer 
beurteilt und danach bei ihrer Absetzung und Anstellung Verfahren. 
Zwar blieb der Religionsunterricht noch der Muttersprache der 
Kinder als Lehrsprache vorbehalten, und diese durfte auch noch in 
den untersten Klassen der Landvolksschulen angewandt werden; in 
den höheren Klassen jedoch und in allen Schulen etwas höherer 
Ordnung mußte das Russische als Unterrichtssprache unweigerlich 
eingeführt werden. Ten Landgemeinden wurde gleichzeitig nahe ge­
legt, ihre unter dem nicht aufgehobenen Gesetz von 1875 stehenden 
„Gemeindeschulen" in sogenannte „Ministerschulen", denen alle Für. 
sorge der Regierung zuteil ward, umzuwandeln und sich so der Gunst 
der sie ausschließlich leitenden Beamtenlrelt zu versichern. Tas ge­
schah denn auch mehrfach, was angesichts der so von Grund aus 
veränderten Gemeindeschulen und aller durch die Umwandlung in 
ministerielle Schulen erzielbaren Vorteile (wie namentlich Geld­
unterstützungen zum Bau neuer und zur Erweiterung bestehender 
Schulen) auch kaum Wunder nehmen darf. 

So war ein unheilbarer Riß in das Volksschulwesen und ein 
Dualismus in seine Verwaltung hineingebracht worden, die jede er­
folgreiche Schularbeit ausschlössen und den zwölfjährigen raschen Aufstieg 
in ein ebenso schnelles Hinabgleiten verwandelten. Ein klassisches 
Beispiel hierfür ist der Bericht, den nach der Revolution von 1905 
das Ministerium dem Kaiser abstattete, in dem der Rückgang 
des Volksschulwesens nach Schülerzahl und Leistung offen anerkannt 
wurde. 

Unendlich schwer ward es der evangelischen Geistlichkeit und den 
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Ritterschaften, von einem Arbeitsgebiet sich völlig zurückdrängen zu 
lassen, auf dem sie Jahrhunderte lang gewirkt hatten. 

Trotzdem es auf der Haud lag, daß die von allen höheren 
Regierungsstellen unterstützte und bevorzugte bureaukratische Neben­
verwaltung die Autorität der bisherigen Schulkommissionen völlig 
untergraben mußte, wurden diese doch noch lange, und in Kurland 
bis zuletzt, beibehalten, und Geistlichkeit und Ritterschaft suchten durch 
ihr Mittuu wenigstens die schlimmsten Folgen der Neuordnung Zu 
paralysieren. Das gelang aber doch nur in immer sich verringerndem 
Maße und wurde aussichtslos, nachdem auch die ritterschastlichen 
Seminare nach ihrer Rnssisizierung und Unterstellung unter die 
Beamtenwelt ihren ehemaligen Charakter verloren hatten und von den 
Ritterschaften, deren einzige Befugnis auf das Geldhergeben beschränkt 
worden war, aufgelöst wurden. 

Die Lehrerwelt, die nun aus den russischen Seminaren und 
aus Schulen aller Gattungen (nach Absolvierung eines speziellen 
Tentamens in Riga) an Stelle der alten Seminaristen trat, kannte 
in der Mehrzahl ihrer Glieder als Schulausgabe nur die eine: 
die Verbreitung einer oberflächlichen Kenntnis der Reichssprache 
und wirkte, vom revolutionären Geiste der russischen Schulen infiziert, 
in jeder Hinsicht auflösend und zerstörend. Tie Revolution von 
1905 hatte in den Baltenlanden in den Lehrern, wie in den Ge­
meindeschreibern zum großen Teil ihre geistigen Förderer aus dem 
Laude und in der unreifen Schuljugend ihre Mannschaften. 

Einen ähnlichen Gang ging auch das höhere Schulwesen. — 
Das grundlegende Gesetz für alle drei Provinzen war das Schul­
statut von 1820. Es hatte für alle Kategorien von Lehranstalten 
eine einheitliche Verwaltung geschaffen mit dem Kurator und dem 
kuratorischen Konseil in Dorpat an der Spitze, dem die Gouvernements­
schuldirektoren Zu je einem für Liv-, Est- und Kurland unterstellt 
waren, die ihrerseits an einer Anzahl von an Schulen als Lehrer 
tätigen Inspektoren ihre Gehilfen hatten. In diesem speziell für 
die baltischen Provinzen gegebenen Gesetze war Lehrmethode und 
Lehrziel der Gymnasien, wie auch der niederen Schulen bestimmt 
und ihr deutscher Charakter voll anerkannt, der sich namentlich 
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dadurch ausdrückte, daß die Unterrichtssprache durchweg bis zur 
deutschen Universität Dorpat hinauf die deutsche war, und daß das 

Russische nur eines der Hauptlehrfächer bildete. 
Dem deutschen Schulwesen galt nun von altersher die Fürsorge 

auch der Ritterschaften, denen in Gestalt von Ehrenkuratoren an 
den Gymnasien auch Mitwirkung an dem Schulleben gestattet war. 
Neben den staatlichen Gymnasien entstanden in den 60er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts auch noch von den Ritterschaften gegründete 
und erhaltene, wie diejenigen von Birkenruh und Fellin in Livland 
und zu Goldingen in Kurland, während die estländische Ritterschaft 
ihre alte,Domschule zu Reval immer weiter ausbaute. Auch den 
geringeren Schulen in den kleinen Städten, die als sogenannte 
Kreisschulen zwischen den Elementarschulen und Gymnasien standen 
und vielfach durch fakultativen Unterricht in den alten Sprachen 
den Schülern den Uebergang in letztere vermittelten, mußten die 
Ritterschaften bei der Mittellosigkeit der städtischen Kassen materiell 
helfend beistehen uud gewannen dadurch auch hier einen gewissen 
Einfluß. Ihr Bestreben ging dahin, eine richtige Stufenfolge im 
Unterrichtswesen herzustellen, die es selbst dem Bolksschüler ermög­
lichte, den Aufstieg über Kirchspiels- resp. Jahresschule und Kreis­
schule biZ zur Universität hin zu machen. Auf solchem Wege sind 
denn auch zahlreiche Bauernsöhne in die gebildeten Berufsstände 
der Prediger, Aerzte, Lehrer und Advokaten hineingelangt, und sie sind 
in älterer Zeit dann auch vollständige Deutsche geworden. — In 
der Beilage 2 gebe ich für Kurland (leider fehlen mir die Daten 
für Livland und Estland) eine Aufstellung der von der Ritterschaft, 
resp. (seit 1866) der „Ritter- und Landschaft" zu Schulzweckeu von 
Triennium zu Triennium beschlossenen Willigungen, die im Höchstmaß 
(1912 bis 1914) einen Betrag von 343,190 Rbl. oder fürs Jahr 
114,396 Rbl. erreichten, eine Snmme, die für nur 490 Rittergüter 
und bei einem Gesamtbudget vou 555,000 Rbl. pro Triennium 
Wohl ein beredtes Zeugnis für das Interesse der Ritterschaft an dem 
Fortbestehen des Deutschtums iu geistiger Beziehung ablegen dürfte. 

Doch auch dieser Entwicklung setzte die Russifizierung unter 
Alexander IU ein Ziel. Sie begann zunächst in den staatlichen 
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Lehranstalten, deren Lehrer aufgefordert wurden, von nun ab russisch 
zu unterrichten. Ein Teil von ihnen ging in der Hoffnung, dadurch 
doch noch etwas vom Geiste der Schule zu retteu, daraus ein, ein 
großer Teil jedoch hielt solches mit dem Gewissen des deutschen 
Pädagogen unvereinbar und zog es vor, unter Aufgabe der gesicherten 
Lebensstellung seinen ferneren Unterhalt als Privatlehrer oder auch 
in anderen Berufen sich zu suchen. — Noch kurze Zeit boteu die 
Privatschulen und namentlich die ritter- und landschaftlichen Gym­
nasien den deutschen Kindern eine Zufluchtsstätte, bis 1889 ein 
Allerhöchst bestätigtes Reichsratsgutachten die Einführung der rus­
sischen Unterrichtssprache auch für diese forderte. 

Das stellte die Schulfrage von neuem auf den ersten Plan der 
ritter- und landschaftlichen Verhandlungen, und wer diese mitgemacht 
und namentlich auch die dreitägigen Debatten des livländischen 
Schullandtages mit angehört hat, konnte erkennen, welch tiesgreifende 
Bedeutung in allen deutschen Herzen die Schulfrage gewonnen, und 
wie schwer die Entscheidung den führenden Standschaften wurde. 
Blieben doch, wenn die Ritterschaften ihre Lehranstalten schlössen, 
nur jene staatlichen noch nach, deren ganzer Geist, wie das sich aus 
den niederen und fremdnationalen Elementen rekrutierende Schüler-
Material unter russischen Lehrern, für die Kinder der deutschen Ober­
schicht geistige und sittliche Gefahren heraufbeschworen, die schließ­
lich zum Verlust der gesamten deutsch-evangelischen Kultur führen 
mußten. Und doch vermochten ihre Vertreter es nicht über sich zu 
bringen, ständische und landschaftliche Schule» der Russisikatiou 
preiszugeben und damit selbst, alle geschichtliche Tradition und 
Ausgabe verleugnend, an dem Vernichtungswerke teilzunehmen. — 
Nach dem Fehlschlagen aller Eingaben und Vorstellungen an die 
Staatsregierung schlössen daher die baltischen Ritterschaften schweren 
Herzens ihre Schulen. Nun blieb als Ausweg aus dieser furchtbaren 
Lage nur noch nach: die Unterstützung von einzelnen, von Privat-
Personen gegründeten Schulen, deren Leiter und Lehrer doch noch 
sür die möglichste Aufrechterhaltuug deutschen Geistes Gewähr boten, 
und ferner die Unterstützung und Förderung eines deutschen Haus­
unterrichtes, dessen Organisation und Leituug aber immer schwieriger 
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wurde, je fauatischer uud wachsamer die Beamtenwelt jede Umgehung 
der staatlichen Schulvorschriften zu verhindern lernte. Es begann 
jene schwierige Periode der privaten Unterrichtskurse, die, in Privat­
familien für Knaben und Mädchen durch Hinzunahme fremder 
Kinder zu den eigenen eingerichtet, die fehlenden deutfcheu Schulen 
wenigstens für die unteren Gymnasialklassen und so hoch hinauf 
als irgend möglich ersetzen uud der deutscheu Muttersprache als 
Lehrsprache doch noch eine Zufluchtsstätte bewahren sollten. Ter 
heftigste Kampf entbrannte dabei um die Definition und Unterschei­
dung von „Schule" und „Hausunterricht", und die immer stärkere 
Einengung des letzteren durch kuratorische uud ministerielle Vor-
schristen machte auch dieses letzte Auskuuftsmittel zu einem, das nur 
einer geringen Anzahl deutscher Kinder unter den erdenklichsten 
Schwierigkeiten zugänglich blieb. 

Das war ein Ringen des deutschen Wesens dieser Lande um 
seine heiligsten Güter, wie es schwerer und zugleich aussichtsloser 
kaum noch jemals hier stattgehabt hatte. Es schien doch nur eiue 
Frage der Zeit, wann das im Kampfe eng zusammengeschlossene 
und umzingelte Häuflein Deutscher der gewaltigen Uebermacht er­
liegen müßte! 

Da brach die Revolution aus. — Das grelle Licht ihrer Schaden­
feuer beleuchtete auch das Schulfeld des Baltikums so hell, daß selbst 
die Staatsregierung die Schäden erkannte, die ihre rücksichtslose 
Schulpolitik angerichtet hatte. Für eine kurze Spanne Zeit ging 
die Erkenntnis auf, daß im Deutschtum die Treue gegen sich selbst 
die Kaiser- und Staatstreue nicht ausschloß, sondern ihre Voraus­
setzung bildete, und daß die Umsturzwellen nirgends im ganzen 
weiten Reiche festere Dämme gefunden hatten, als die Institutionen 
der verrufenen, verleumdeten Deutschbalten. 

Es ward die deutsche Sprache als Lehrsprache für Privatschuleu 
wieder freigegeben. — Nun säumten auch die Ritterschaften mit 
Wiedereröffnung ihrer Schulen nicht länger. Es hinderten sie die 
Verwüstungen, die die Revolution auf ihren Besitzungen angerichtet, 
nicht, die Arbeit der Wiederaufrichtung von der ideellen Seite her 
zu beginnen. Es war, als ob die Worte, die einst Friedrich 
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Wilhelm III nach Preußens Niederlage bei Gelegenheit der Gründung 
der Universität Berlin sprach, für sie gesagt seien: wir wollen aus 
geistigem Gebiete wiedergewinnen, was wir aus materiellem verloren 
haben! — Die ritterschaftlichen Throngesuche um Wiedereröffnung 
resp. Neuerrichtung der Landesghmnasien mit deutscher Unterrichts­
sprache fanden die Allerhöchste Bestätigung, und Kurland rief deren 
gleich zwei ins Leben, das alte klassische Gymnasium zu Goldingen 
und ein neues mit realen Parallelklassen zu Mitau. Der alle 
wohlbegründeten Bedenken materieller Art bei Seite setzende Eiser, 
das Schulwesen wieder aufzurichten und auszubauen, hatte aber 
nicht nur die baltischen Ritterschaften ergriffen, sondern ebenso die 
anderen deutschen Bevölkerungsschichten. In einer Eile und in einem 
Umfange, die Staunen erregen, entstanden in allen drei Provinzen 
die deutschen Vereine, die richtig erkannten, daß es allein mit jenen 
höheren Lehranstalten für die deutsche Kinderwelt der gebildeten 
Stände noch nicht getan sei, sondern daß es gelte, deutschen Geist 
und deutsches Selbstbewußtsein auch in die tieferen uud breiteren 
Bevölkerungsschichten hinein zu tragen und dem Deutschtum auch 
der kleinen Leute, das von dem aufbegehrenden und das Wirtschafts­
leben beherrschenden Lettentum völlig unterdrückt zu werden Gefahr 
lief, von neuem zum Leben und zur Widerstandskraft zu verhelfen. 
„Zusammenschluß aller Deutschen" war das Panier und „Gründung 
von Elementar- und Bürgerschulen" das Losungswort, mit dem diese 
Vereine ihre hingebende Tätigkeit eröffneten — und sie war wahr­
lich nicht erfolglos, so kurz die Zeit auch war, die das Geschick ihrem 
Bestehen gewährte — kaum acht Jahre! 

In Kurland waren, außer dem mit Livland gemeinsam in Mitau 
gegründeten und erhaltenen Lehrerseminar, 22 Vereinsschulen nnt 
890 Schülern (459 Knaben und 431 Mädchen) gegründet worden, 
uud das Gesamtbudget der Einnahmen und Ausgaben für 1912/13 
balancierte mit 91700 Rbl., während das Vermögen des „kurlän-
dischenVereins der Deutschen" (in erworbenen Immobilien und Wert­
papieren) ein Aktivum von 259 922 Rbl. 35 Kop. aufwies, worin 
eine testamentarische Stiftung eines Mitauschen Kaufmanns von 
160 202 Rbl. 31 Kop. mit enthalten war. 
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Bedeutend größer sind nun die entsprechenden Zahlen für 
Livland und vielleicht etwas kleiner diejenigen für Estland. Dem 

alljährlich für alle drei Provinzen gemeinsam erschienenen Vereins-
talender für 1914, in dem die Organisation der Vereine und 
sonst viel interessantes enthalten ist, entnehme ich die mir sonst im 
Augenblick unzugänglichen Daten der Brudervereine in Livland und 
Estland nicht, wohl aber so viel, daß die Ortsgruppe Riga allein 
6 Schulen mit 1345 Schülern gegründet und erhalten hat, darunter 
ein volles Gymnasium (die Albertschule, klassisch und real) mit 
424 Schülern. Die deutschen Frauen, die auch schon in den Vereinen 
selbst eine rege Mitarbeit leisteten, ließen sich daran noch nicht ge» 
nügen, sondern bildeten noch besondere Frauenbünde mit eigenen 
Kindergärten, Schulen und Kursen für praktische LebenSberufe und 
sorgten für die geselligen Unternehmungen nach besten Kräften. 

Es waren Sparkassen, Leih- und Darlehnskassen, Bureaus für 
Stellenvermittlung und Leihbibliotheken entstanden, und Wander­
vorträge mit und ohne Lichtbildern verbreiteten Aufklärung und 
boten belehrende Unterhaltung. 

Tie Ritterschaften als politische Standschaften mußten sich aus 
nahe liegenden Rücksichten dem deutschen Vereinsleben fernhalten; 
um so regeren Anteil aber nahmen ihre einzelnen Glieder, und zu» 
mal die keine Rittergüter besaßen begrüßten nun die Gelegenheit, 
auch ihrerseits Opfer für die deutsche Sache der Heimat brmgeu 
zu können. 

Wie lange dieser Ausschwung durch Zusammensassen aller vor­
handenen Kräfte im Dienste des alten Kolonialgedankens bei Fort-
bestand des Friedens gedauert und zu welchen weiteren Erfolgen er 
geführt hätte — wer vermag's zu sagen?! Tie von der Revolution 
1905 hervorgerufene liberale Aera nahm ja zu bald und zu viel 
von den ihr gegensätzlichen Strömungen in sich auf, als daß der 
Optimismus bezüglich der Zukunft sich dauernd hätte erhalten lassen. 
Tie Verbindung der nationalen Leidenschaften mit der wieder er­
starkenden Beamtenherschaft hätte nur zu leicht das vorhandene 
Mißtrauen in offene Feindschaft zu verwandeln und dem Weiter 
schreiten die Wege zu versperren vermocht. Jedenfalls bereitete der 
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ausbrechende Weltkrieg der ganzen mit so großem Opfermut und so 
hingebender Begeisterung begonnenen Kulturarbeit ein jähes Ende. 
Die Bereine mußten, um nicht staatlicherseits geschlossen zu werden 
und einer Konfiskation ihres Vermögens gewärtig zu sein, sich 
schleunigst auflösen und ihre Mittel den Statuten gemäß andern 
wohltätigen Zwecken dienstbar zu machen suchen — was ihnen aber 
keineswegs überall gelungen ist. 

Es kamen dann die Tage, da kein deutscher Laut mehr die 
Schwelle des Hauses und des engsten Familienkreises überschreiten 
durfte, da alles Deutschtum hier, vom Stachel des Nationalhasses 
getroffen, in Todesschlas verfiel und des Helden wartete, der es zu 
neuem Leben erweckte. 
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Verfassungsreform 

Auf keinem Gebiet war die Rückständigkeit der baltischen 
Provinzen, an modernen Begriffen gemessen, eine so augenfällige 
wie auf dem der Landesverfassungen. Hatten doch selbst die 
kulturell weit zurückstehenden inneren Gouvernements des russischen 
Reiches seit 1864 eine Landschaftsverfassung (die „Semstwo") und 
damit eine Selbstverwaltung erlangt, die nach westeuropäischen 
Vorbildern alle Klassen der Bevölkerung in Gemeinde-, Kreis- und 
Gouvernementsinstitutionen zur Selbsttätigkeit bezüglich der örtlichen 
wirtschaftlichen Interessen berief, und in den baltischen Provinzen 
dauerte der Zustand noch fort, daß (von der recht bedeutungslosen 
livländischen Kirchspielsorganisation abgesehen) nur eine Gruppe der 
Bevölkerung, die Rittergutsbesitzer, über die Landeswohlfahrt beriet 
und beschloß. Selbst die baltischen Städte waren nach Einführung 
der russischen Städteordnung 1870 von den engen historischen Ein­
richtungen der alten Rats- und Gildenverfassungen zu breiteren 
Lebensformen übergegangen, und nur das Land war in seiner diesbezüg­
lichen Entwicklung stehengeblieben! — Zwar war, wie wir gesehen, mit 
der Aufgabe des ausschließlich adligen Güterbesitzrechtes und mit 
Heranziehung auch der bürgerlichen Rittergutsbesitzer zur Landtags­
berechtigung die engste ständische Schranke für die Verfassungskörper 
gefallen; immerhin aber standen noch außerhalb derselben der ge-
samte, durch den Banernlandverkaus gebildete Kleingrundbesitz, wie 
auch alle übrigen Interessengruppen der Industrie, des Handels und 
Gewerbes und endlich auch die Städte. Das konnte unmöglich für 
immer so bleiben und drängte auch von innen her auf den Weg 

einer Fortentwicklung. 
Zwei Hanptrichtuugeu ließen sich für eine solche nur erblicken: 
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entweder der weitere Ausbau der historischen Verfassung (zum „er­
weiterten Landtag"), oder eine Neugründung von Wirtschafts- und 
Verwaltungsorganisationen neben den alten Landtagen. 

Bedenken und Gefahren gab es auf beiden Wegen. Wie ließ 

sich am ehesten bei allem zu erstrebendem Fortschritt in gemein­
samer Arbeit mit den übrigen, zur Selbstverwaltung zu berufenden 
Klassen der Bevölkerung dasjenige wahren und erhalten, wofür die 
Jahrhunderte vorher gearbeitet und gesorgt hatten: die deutsch­
evangelische Kultur des Landes? 

In den zu erweiternden Landtag hätten ja Elemente aufge­
nommen werden müssen, deren politische Gesinnung und deren natio­
nales Streben leicht nach anderen Zielen hinneigen konnten, als den 
bisher verfolgten, und die dann den Traditionen der Vergangenheit 
gegensätzlich gegenüber gestanden und eine schwer zu überwindende 
Opposition zu den zeitherigen Leitern der Landesgeschicke gebildet 
hätten. Wie sollte eine Sicherheit dafür in der Struktur der Ver-
waltungskörper und Landtage gefunden werden, daß wenigstens bei 
den Neuhinzutretenden nicht gar die Majoritäten sich bildeten, die 
den Charakter des Landes von Grund aus änderten? 

Es ließ sich für die Bemessung der politischen Rechte kaum ein 
anderer natürlicher Maßstab finden, als der Wert des Besitzes und 
seine Steuerleistung, und es erschien fraglich, wie das Verhältnis 
von Groß- und Kleingrundbesitz und von den übrigen, der Selbst­
verwaltungssteuer zu unterziehenden Objekten sich in dieser Hinsicht 
zu einander und zum bisher allein berechtigten Rittergutsbesitze ge. 
stalten würde. Sollte endlich auch der staatliche, ausgedehnte Grund­
besitz mit zur Steuerbasis herangezogen werden, so war auch dessen 
Vertretern der Anspruch aus Mitberatung schwer zu verweigern. 
Bedenken dieser Art, deren Konsequenzen sich leicht zu wahren 
Schreckbildern steigern ließen, verhinderten viele, diesen Weg auf 
seine Gangbarkeit auch nur näher ins Auge zu fassen, und drängten 
sie auf den anderen hin. 

Wie sah es denn nun aber hier aus? Wohl konnte der Ge­
danke bestechend wirken, die alte landtägliche Verfassung mit ihren 
Kompetenzen dadurch intakt zu erhalten, daß man für die rein 

6  v .  H o e r n e r ,  D i e  b a l t i s c h e n  R i t t e r s c h a f t e n  
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wirtschaftlichen Fragen eine Neuorganisation neben ihr ins Leben 
riefe. Und dennoch lagen Gefahren noch viel schwererer Natur ge­
rade aus diesem Wege. 

Von vornherein mußte es einleuchten, daß eine Neuorganisation 
des Landes auf viel breiterer Unterlage, als sie die Ritter- und 
Landschaft besaß, diese mit Notwendigkeit um den Anspruch: das 
Land und seine Interessen zu vertreten, bringen mußte. Keine noch 
so sorgfältige Scheidung und Verteilung der Aufgaben und der Rechte 
zwischen der alten und der neuen Selbstverwaltung konnten dann die 
ausschlaggebende Tatsache wegschaffen, daß eben die verschiedenen 
Interessen der Bevölkerungsgruppen nicht dort, sondern nur hier 
znr Erscheinung und Geltung gelangten. Es lag ferner auf der 
Hand, daß die Reform, wenn sie von dem weiteren Ausbau des 
vorhandenen absehen wollte, keine andere Aussicht auf Erfolg bei 
der Staatsregierung finden konnte, als in einer Bitte um Aus­
dehnung und Anpassung der Landschaftsinstitutionen des übrigen 
Reiches auch auf die baltischen Provinzen. Damit wäre aber ihre 
Eigenart in ihrer Betätigung auf dem wichtigen Gebiete der Selbst. 
Verwaltung von dem geschichtlichen, durch das Provinzialrecht gewähr­
leisteten Boden abgehoben und auf die Grundlage des allgemeinen 
Reichsgesetzes gestellt worden, auf der ihre Forterhaltung um so 
aussichtsloser erschien, als ja die Sonderstellung dieser Lande das 
Aergernis des Großrussentnms, und die Gleichheit aller Reichsteile 
das Ziel der Regierung darstellten. 

Es hätten drei das Land repräsentierende Gebilde: die „Kor­
poration der Ritterschaft", die „Ritter- und Landschaft" und der 
Selbstverwaltungskörper der russischen „Landschafsinstitutionen" un­
möglich nebeneinander über die Fragen der Landeswohlfahrt beraten 
und beschließen können, ohne innere Konflikte und ein Gegeneinander-
arbeiten der verschiedenen provinziellen Organe hervorzurufen. 
Höchstens für die „Ritterschaften" war ein Fortbestehen mit den 
alten, speziell ihnen zuerkannten politischen Rechten und namentlich 
mit denen der Gesetzesinitiative und der Eingabe von Petitionen auf 
Allerhöchsten Namen bei einer Neuordnung der provinziellen Selbst­
verwaltung denkbar, doch auch nur dann, wenn die Neuordnung im 
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Ausbau des bestehenden, provinziellen, vor sich ging, nicht aber 
wenn für die Selbstverwaltung die Ausdehnung des allgemeinen 
Reichsgesetzes stattfand. — Die Heranziehung des allgemeinen Reichs-
gesetzes mußte auch für die Ritterschaften verhängnisvoll werden, 
da es nur einen ganz anderen als den baltischen Adel kannte und 
unfehlbar die russische, noch von Katharina II herrührende Adels­
verfassung auch auf die baltischen Ritterschaften übertragen und 
ihnen damit den geschichtlichen Charakter und alle politischen Rechte 
genommen hätte. Hat doch der russische Adel, der seinem vorwiegenden 
Wesen nach ein (in erblichen und persönlichen Adel zerfallender) 
Dienstadel ist, aus seinen Versammlungen nicht einmal ein wirkliches 
Selbstbesteuerungsrecht, insofern die den Beschlüssen nicht zustimmenden 
Glieder von ihnen auch uicht betroffen werden. Das ist denn doch 
viel eher ein bloßes Recht zur Veranstaltung von Kollekten, als ein 
Recht der Besteuerung zu nennen. 

Wie begründet die für die Ritterschaften gehegten Befürchtungen 
waren, dafür legte 1899 ein Regierungsprojekt zur Reform der 
baltischen Selbstverwaltung beredtes Zeugnis ab, das von einer unter 
dem Vorsitz des Ministergehilfen Plewe im Ministerium des Inneren 
tagenden Kommission ohne jegliche Berücksichtigung der von den 
baltischen Provinzen gemachten Vorschläge ausgearbeitet war und 
eine rein bureaukratische Verwaltung der provinziellen Angelegen­
heiten und eine Unterstellung auch der baltischen Ritterschaften unter 
das für den Adel Rußlands geltende Reichsgesetz empfahl. — Lediglich 
die allzu großeu Schwierigkeiten, die die so völlig abtreichend sich 
entwickelt habenden baltischen Verhältnisse einer sofortigen Einführung 
dieses Projektes entgegenstellten, wandten die Gesahr noch ab. 

In Kurland, wo, wie wir sahen, ein Teil der Landesangelegen­
heiten, die sogenannten Gonvernementsprästanden, allmählich in die 
Hände der Beamtenwelt schon übergangen waren, lag der innere An­
trieb zur Verfassungsänderung noch näher als in Livland und Estland. 

In Kurland nahmen denn auch die Verhandlungen darüber 
ihren Anfang. Schon in den 70er Jahren hatte der Landtag eine 
Kommission niedergesetzt, die die Lage des Landes erwägen und ihre 
bezüglichen Vorschläge zur Reform der Ritter- uud Landschaft unter­
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breiten sollte. Gleich hier trat die Gegensätzlichkeit der Anschauungen 
nach den beiden gekennzeichneten Hauptrichtungen zutage und knüpste 
sich an die führenden Persönlichkeiten des ehemaligen ersten Vertreters 
der Ritterschaft, Baron E. von der Recke, und des derzeitigen Landes­
bevollmächtigten, Grafen H. Keyserling. Während ersterer einzig 
den Weg der Ausgestaltung des bestehenden sür gangbar und die 
hierbei drohenden Gefahren für vermeidbar hielt, glaubte letzterer 
der Ritter- und Landschaft die Annahme des russischen Landschafts­
gesetzes empfehlen zu sollen. Auf der Konferenz des Jahres 1878 
kamen diese so stark divergierenden Meinungen zum Austrag, 
und die vollzählig versammelte Ritter- und Landschaft lehnte mit 
übergroßer Majorität das Projekt ihrer derzeitigen Vertretung ab, 
die sich dadurch zum Rücktritt vom Amt veranlaßt sah. Es folgten 
während der kritischen Zeit als Landesbevollmächtigte: Baron E. 
Manteuffel (von 1879—1882), Baron A. Heyking (1882—1894), 
Graf H. Keyserling (1894—1903), Fürst G. Lieven (1903—1909). 
Erneute Kommissionsarbeiten begannen, wonach der kurländische 
Landtag von 1882/3 zu der Entschließung kam: I) als vorbereitende 
Maßnahme weiteren Ausbaues zunächst aus Grund des Rechtes der 
Ritterschaft zu autonomer Ordnung ihrer inneren Angelegenheiten 
für die Ritter- und Landschaft beschließende Kreiskörper zu schaffen, 
die sich aus Delegierten der Kirchspielsversammluugen zusammen­
setzten, und 2) die Landesvertretung zu instruieren, mit den Ver­
tretern der Schwesterprovinzen zu gemeinsamen Beratungen zusammen­
zutreten, um wenn irgend möglich eine Verständigung zu erzielen, 
damit die der Staatsregierung zu machenden Vorschläge bezüglich der 
von ihr angeregten Frage einer event. Ausdehnung des Reichsgesetzes 
der Landschaftsinstitutionen (Semstwos) auf das Baltikum im wesent­
lichen übereinstimmend ausfielen. Als Richtlinien für die von den 
knrländischen Delegierten zu vertretenden Anschauungen wurden fest­
gesetzt: die Ablehnung des Reichsgesetzes, das sich auch in den übrigen 
Teilen des Reiches so wenig bewährt habe, daß die Regierung zu 
seiner Reorganisation eben eine Kommission im Ministerium des 
Innern eingesetzt habe, deren Elaborate doch zum mindesten abzu­
warten seien, ehe an eine Einführung dieses Gesetzes auch in Liv-, 
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Kur- und Estland gedacht werden könne. — An Stelle dessen aber 
unter Vermeidung eines zahlreichen teuren Verwaltungsapparates 
und großer Wirtschastsparlamente eine Kreis- und Kirchspielsordnung 
vorzuschlagen, deren Grundzüge sich dahin Zusammensassen lassen, 
daß die bisherigen Kirchspielsversammlungen durch von den Gesindes­
eigentümern und allen Personen, die im Kirchspiele steuerzahlende 
Grundstücke von einer gewissen Minimalgröße besitzen, in Vor- resp. 
Wahlbezirksversammlungen erwählte Delegierte (oder Stimmführer) 
erweitert würden. Hierbei sollte der Grundsatz der Parität der so 
hinzukommenden Stimmberechtigungen mit den zeitherigen (des Ritter­
gutsbesitzes) ausgestellt werden. Das so erweiterte Kirchspiel bewählte 
dann die sür die Selbstverwaltung der wirtschaftlichen Angelegen­
heiten maßgebenden Kreisversammlungen, die ihrerseits eine einheit­
liche Zusammenfassung in den zeitherigen, durch erwählte Kreis­
delegierte (Kassarevidenten) verstärkten Landesvertretungen finden 
sollten. Tie vom ehemaligen Landesbevollmächtigten C. von der Recke 
hierzu verfaßten „Erläuterungen" enthalten neben einer eingehenden 
Kritik des Semstwogesetzes und seiner verfehlten Wirkungen im Reiche 
Zugleich die Befürwortung einer auf das einfachste und notwendigste 
beschränkten Reform, die wohl geeignet schien, die tatsächlichen Be­
dürfnisse, wie die berechtigten Ansprüche der übrigen Bevölkerungs­
schichten zu befriedigen und die unabsehbaren Gefahren für die 
kulturellen Güter zu vermeiden. 

In Riga trat darauf 1883 die erste sogenannte „baltische Kon­
ferenz" der provinziellen Vertreter zusammen.— Wenn auch zunächst die 
dortigen Verhandlungen noch starke Abweichungen in den Auffassungen 
hervortreten ließen, Livland des zentralen, größeren Wirtschafts­
körpers nicht entraten zu können meinte, während Estland im Gegensatz 
hierzu nicht über eine bloße Kirchspielsordnung hinausgehen wollte, 
so führte die erkannte Notwendigkeit möglichst einheitlichen Vorgehens 
doch schließlich zu einer in allen wesentlichen Punkten erzielten Vereinba­
rung Livlands und Kurlands auf Grund der mitgebrachten kurländischen 
Projekte; Estland aber ging nur bis zu dem Unterbau einer mit 
weiteren Kompetenzen zu versehenden Kirchspielsorganisation mit 
und blieb bei der Ablehnung der Kreisordnung. 
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Mit solchen Resultaten der interprovinziellen Beratungen traten 
daranf die Delegierten an ihre Standschasten heran, und der kurländische 
Landtag von 1884/5 nahm ein dementsprechend im einzelnen aus­
gearbeitetes Projekt der Kreis- und Kirchspielsordnung einstimmig 
an, das dann der Staatsregierung mit eingehender Motivierung 
vorgestellt wurde. Auch Livland brachte das Projekt an die Regierung, 
doch scheint es, daß es dort vom Gouverneur jahrelang zurück­
gehalten und den höheren Regierungsinstanzen bis 1889 noch garnicht 
in Vorstellung gebracht worden ist. — Jedenfalls reagierte die Re­
gierung in keiner Weise darauf, voraussichtlich weil man mit den 
Erfahrungen bezüglich der russischen Landschastsinstitntionen, die der 
höheren Beamtenwelt genug Sorgen und Unbequemlichkeiten verur­
sacht hatten, unzufrieden war und vor allem an eine Umgestaltung 
dieser selbst dachte. Eine solche ersolgte denn auch 1890 in durch­
greifender Weise durch ein neues Gesetz betreffend die Gouvernements­
und Kreislandschaftsinstitutionen (Semstwos). 

Tie wesentlichsten Unterschiede zum alten Semstwogesetz von 1864 
lassen sich kurz dahin charakterisieren, daß der Selbstverwaltung 
die Freiheiten der Selbstbestimmung zugunsten bureaukratischer All­
gewalt so bedeutend verkürzt wurden, daß der Volksmund sür die 
Neuorganisation die zutreffende Bezeichnung: „die Gouverneurs-
semstwo" sand. Dem Gouverneur gebührte laut ß 6 des Gesetzes 
„die Aufsicht über die Ordnung und Gesetzmäßigkeit der Handlungen 
der Landschaftsinstitutionen", eine Kompetenz, die ihre Bedeutung 
erst dadurch gewinnt, daß nicht nur die Ungesetzlichkeit oder Ordnungs­
widrigkeit von Landschaftsbeschlüssen den Grund Zur Eiusprache und 
zu ihrer Aushebung abgibt, sondern auch die individuelle Anschauung 
des Gouverneurs, daß die Beschlüsse .nicht dem allgemeinen Nutzen 
oder den Bedürfnissen des Reiches entsprechen, oder aber offenbar 
den Interessen der örtlichen Bevölkerung zuwiderlaufen" (H 87). 
Dem Gouverneur zur Seite ward unter seinem Vorsitz eine besondere 
„Gouvernementskommission für Landschafts-nndStädteangelegenheiten" 
ins Leben gerusen, die sich hauptsächlich aus Beamten verschiedener 
Ressorts zusammensetzte und eine Abteilung der Gouvernements­
regierung bildete, deren Entscheidungen aber gleichfalls jederzeit vom 
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Gouverneur beanstandet und vor den Minister des Innern gebracht 
werden konnten. Minister und Gouverneur waren demnach die all­
mächtigen Leiter und ausschlaggebenden Faktoren der Selbstverwaltung 
geworden, gegen deren Willkür es zwar noch das Schutzmittel der 
Klage an den dirigierenden Senat sür die Landschastsversamm-
lungen gab, das nur in den seltensten Fällen eine Aussicht aus 
Ersolg, um so sicherer aber diejenige einer dauernden Verstimmung 
der schließlich doch maßgebenden Bnreaukratie darbot. War und 
blieb sie es doch immer, von der die Bestätigung nicht nur aller 
landschaftlichen Beschlüsse und Maßnahmen, sondern auch aller land­
schaftlichen Wahlen abhing! — Ein zweiter charakteristischer und 
von der Semstwo 1864 abweichender Zug im neuen Landschasts-
gesetze war die Wiederaufrichtung des ständischen Prinzips. Wenn 
auch sür die Wahlen der Landschaftsdeputierten das System der 
drei Kurien des früheren Gesetzes beibehalten war, so wurden die 
Wahlkurien selbst völlig und von ständischem Gesichtspunkte aus 
gewandelt. 

Ein Grundbesitz von gesetzlich für jeden Reichsteil bestimmter 
Größe und von festgelegtem Steuerwerte berechtigte auch hier zur 
direkten Wahl der Landschafsdeputierten, während die unter diesem 
Zensus Zurückbleibenden Grundbesitzer in Vorversammlungen erst 
Wahlmänner zu wählen hatten. Diese Wahlkurien wurden nun­
mehr ständisch gesondert. Der Adel, sowohl der erbliche wie der 
persönliche, bildete die erste Kurie der Grundbesitzer und selbst in 
den Vorversammlungen der zu kleinen Grundbesitzer ward eine be­
sondere adlige Abteilung unter Vorsitz der Kreisadelsmarschälle ge­
bildet. Dieser Adelskurie gegenüber stand diejenige des Bauern­
standes, die sich aus den aus der Wahl der Landgemeinden hervor­
gegangenen Wahlmännern zusammensetzte, nnd zwischen diesen rein 
ständischen Gruppen stand die Wahlknrie der nichtadligen Grund­
besitzer. Die besondere Vertretung der Städte und der Handels­
und Jndustriekreise mit bestimmtem Geschästsumsatz des früheren 
Gesetzes war gänzlich in Wegfall gekommen. Dem Adel war durch 
die vom Gesetze festgelegte Anzahl von Deputierten für jede Kreis­
landschaftsversammlung, die ihrerseits die Wahlkörper für die 
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Gouvernementslandschaftsversammlung darstellten, ein enormes Ueber. 
gewicht verliehen, indem von vereinzelten Ausnahmen für einzelne 
Kreise abgesehen, dem Adel die Hälfte und vielfach mehr als die 
Hälfte aller Deputiertensitze vorbehalten waren, und außerdem noch 
die Kreisadelsmarschälle Sitz und Stimmrecht in der Gouver­
nementsversammlung erhielten, endlich auch noch die Adelsmarschälle 
die Landschaftsversammlungen als geborene Vorsitzende zu leiten 
hatten. In dieser auffallenden Bevorzugung des Adels fand gleich­
zeitig auch das bureaukratische Streben seine Befriedigung, denn der 
russische Adel war und ist in seiner ganz überwiegenden Mehrzahl 
ein Dienst- und Verdienstadel. Verlieh doch z. B. bis vor kurzem 
die unterste 4. Klasse des Wladimirordens schon den erblichen Adels­
stand! In die ausführenden Organe, die Landämter, durften auch 
nur Personen gewählt werden, die sich für den Staatsdienst quali­
fizierten, und solche Qualifikation besaß wiederum vorzugsweise der 
Adel. Solange sie im Amte waren, wurden die vom Minister resp. 
Gouverneur im Amt zu bestätigenden Vorsitzenden und Glieder 
der Gouvernements-- und Kreisämter als im Staatsdienst stehend 
betrachtet und rangierten mit ihrer Dienstklasse in die allgemeine 
Beamtenhierarchie hinein. So stellte sich denn in Wahrheit der 
Apparat der angeblichen Selbstverwaltung als nichts anderes dar als 
eine weitere Verzweigung der einen allmächtigen Bureaukratie, deren 
Ausdehnung auf die baltischen Provinzen den Tod ihrer lebensvollen 
Eigenart bedeutet hätte. 

Ein solcher Tod war ihnen, wie bereits erwähnt, schon einmal 
durch das Projekt der sogenannten Pleweschen Kommission zugedacht 
gewesen, bei dessen Durchführung jede Spur einer Selbstverwaltung 
verloren gegangen wäre, sodaß auch die alten historischen Ritterschaften 
ihre Verfassungen eingebüßt und ihre Umwandlung in einen 
russischen Adel erfahren hätten. Es war damals den Vertretern ge­
glückt, diese äußerste Gefahr zu beschwören, hauptsächlich durch die 
unwiderleglichen Hinweise aus die so völlig abweichenden Verhältnisse 
dieser Reichsteile, wie daraus, daß es denn doch angebrachter wäre, 
einzelnes im Reiche, wie namentlich die Adelsverfassung, die dort 
seit 1785 in ihrer Entwicklung stehen geblieben war, nach bewährtem 
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baltischem Muster zu reformieren, als jene überlebten Formen auch 
hierher zu übertragen. Man sah in der Kommission des Mini­
steriums des Innern doch den ganzen Umfang der geplanten Zer­
störung als einen zu weit gehenden und durch das Verhalten der 
Ostseeprovinzen in keiner Weise gerechtfertigten ein und schreckte vor 
der Durchführung des Pleweschen Projektes zurück. 

Es folgte nun eine Zeit der Ruhe für die Verfassungsfrage. 
Die Regierung mochte wohl erst abwarten, wie die Neuordnung der 
Semstwo von 1890 in den 34 Gouvernements ihrer Einführung 
von der Bevölkerung aufgenommen und in Wirksamkeit gesetzt werden 
würde, und die Ritterschaften, durch die gemachten Erfahrungen abge­
schreckt, hatten keine Veranlassung, in einer Periode der mit Hochdruck 
betriebenen Russifikation und staatlichen Gleichmacherei die Frage 
von sich aus aufs neue anzuregen. Erst 1897 lebte sie wieder 
dadurch auf, daß an die Gouverneure die von ihnen an die Ritter­
schaften weitergegebene Frage von Petersburg her gestellt ward, wie 
die Prästandenverwaltung umzugestalten sei. Auf der kurtändifchen 
Konferenz des Jahres 1897 beschloß nun die Ritter- und Landschaft 
ein neues Projekt, das sich, die eingeschränkte, nicht mehr auf die 
Ausdehnung des Landschastgesetzes aus das Baltikum gerichtete 
Frage zunutze machend, von der Konstruktion jeglicher Wirtschafts­
parlamente absah und lediglich Kreisämter und ein Landamt in 
Vorschlag brachte, in denen die verschiedenen Interessengruppen ihre 
Vertretung durch schon vorhandene Repräsentanten fanden. In der 
Abstandnahme von größeren beschließenden Versammlungen und in der 
Reduzierung der Reform auf eine nur verbesserte und von der 
Alleinherrschaft der Staatsbeamten befreite Verwaltung konnte die 
Ritter- und Landschaft sich auch auf das sonst so verderbliche Re­
gierungsprojekt Plewes berufen, das den baltischen Provinzen gleich­
falls nur Verwaltungskommissionen zugedacht hatte, und konnte am 
ehesten hoffen, daß bei Einschränkung der Kompetenzen dieser neuen 
Verwaltungsorgane auf die rein wirtschaftlichen Angelegenheiten 
die alte ritter- und landschaftliche Verfassung neben ihr ihren Fort­
bestand und ihre Bedeutung wahren könnte. — Nicht zu vermeiden 
war freilich, daß in den Motivierungen dieses Projektes sich Wider-
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spräche zu denjenigen ergaben, die einst das Projekt von 1885 ge­
stützt hatten, und daß der Staatsregierung hieraus Handhaben 
erwuchsen, auch diesen Vorschlag als unannehmbar zu verurteilen 
und ihn unberücksichtigt zu lassen. — Es blieb weiter alles beim 
alten und in solcher Fruchtlosigkeit aller bisherigen Arbeiten lag 
dennoch ein Segen, den erst der Rückblick aus die Zeitperiode des aus­
gehenden 19. und des beginnenden 20. Jahrhunderts voll zu erkennen 
vermag. Nur dadurch war es möglich geworden, daß das baltische 
Deutschtum, das sonst aus allen Lebensgebieten vom Russentum, vom 
Lettentum und von der staatlichen Nivellierung gänzlich verdrängt worden 
war, noch einen Zufluchtsort behielt, wo es in deutscher Sprache im 
alten Kolonialgedanken fortleben und seinen Einfluß, wenn auch in 
stets sich verengerndem Maße und meist nur in abwehrender Hinsicht, 
zur Geltung zu bringen vermochte. — Vor allem aber: es war 
noch da, als mit der Revolution von 1905 ganz neue Ideen im 
Staatsleben entsesselt wurden. Tie deutsche Ritter- und Landschast 
vermochte nun den neuen Wind (so lange er anhielt) in die alten 
Segel zu lenken und namentlich auf dem Schulgebiete noch großes 
für die deutsche Sache zu schaffen. Auch die Verfassungsfrage erhob 
sich von neuem aus der Asche des Revolutionsbrandes. 

Zunächst in Provinzialräten, zu denen unter Vorsitz der 
Gouverneure Vertreter der Ritter- und Landschast, der Städte und 
des Bauernstandes zur Beratung vereinigt wurden, und danach 
in einer für alle baltischen Provinzen gemeinsam znsammenbernsenen 
Konserenz unter dem Präsidium des Generalgouverneurs wurden 
Projekte der Selbstverwaltung der Provinzen ausgearbeitet und der 
höheren Staatsregierung in Vorschlag gebracht. In den wesentlichsten 
Bestimmungen richteten sich diese Projekte nach dem ursprünglichen 
Semstwogesetz von 1864. Auch das System der drei Wahlkurien, 
resp. „Wahlverbände", ward beibehalten, wenn auch ihre Zusammen­
setzung Abweichungen auswies. So sollten zum ersten „Wahlverband" 
sämtliche Besitzer der Rittergüter (also die zeitherige „Ritter- und 
Landschaft") und die Besitzer landwirtschaftlicher Immobilien gehören, 
die für die Erhebung der Landschaftssteuern auf nicht weniger als 
15,000 Rbl. geschätzt waren und in einer Hypothekeneinheit einen 
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Umfang von nicht weniger als 200 Tessätinen (Hektar) aufwiesen. — 
Zum zweiten Wahlverbande sollten gehören: Besitz . nicht land­
wirtschaftlicher Immobilien mit einem Minimalsteuerwerte von 750 Rbl. 
und ferner Besitzer von Handelsunternehmungen 1. und 2. Kategorie 
und industrieller Unternehmungen 1.—5. Kategorie. Zum dritten 
Wahlverbande endlich: a) die Besitzer aller landwirtschaftlichen 
Immobilien, die ihren Besitzern nicht das Stimmrecht im ersten 
Wahlverbande gewähren und b) die Pächter unabgeteilter Banern-
landgesinde. Tiefer dritte Wahlverband umfaßte demnach die land­
besitzliche Bauernschaft. 

Um das Verhältnis der Deputiertenanzahl jeder dieser Wahlver­
bände zu einander gab es begreiflicherweise Meinungsverschiedenheiten, 
während die Gesamtzahl Deputierter, sowohl der Kreisversammlungen, 
wie der Gouvernementsversammlungen, wie endlich auch die Zahl 
städtischer Deputierter zur Bevölkerungszahl in Verhältnis gesetzt 
und vom Gesetz bestimmt werden sollte, und zwar sollte für die 
Kreiskörper auf je 2—4 Tausend Einwohner, sür den Provinzial-
körper auf 5—10 Tausend und für die Städte auf je 20,0(0 Ein­
wohner (Riga auf je 40,000) ein Deputierter kommen. Die Mehr­
zahl der Stimmen in der Konferenz bei dem Generalgouverneur 
einigte sich schließlich dahin, daß der erste und dritte Wahlverband 
die gleiche Anzahl Deputierter und zusammen aller haben sollte, 
während l/z dem zweiten Wahlverband überlassen blieb. 

Zwischen dem Provinzialkörper und dem Provinzialamt wurde 
in Abweichung vom Gesetz von 1864 noch ein Provinzialansschuß 
eingeschoben, der von den Provinzialversammlungen aus ihrer Mitte 
in einer festgelegten Anzahl Glieder (in Livland 16 -j- 2 städtische 
Deputierte; in Estland 12 und in Kurland 10) erwählt, in der 
Zwischenzeit der Provinzialversammlungen (Triennium) die Provinzial-
landschaft vertreten und alle für die Provinziallandschastsversamm-
lungen bestimmten Angelegenheiten prüfen und begutachten sollte. 
Auch stand es dem Ausschuß zu, das sür das Triennium bewilligte 
Budget aus die einzelnen Jahre zu verteilen und event. auch auf 
5"/o des Landschaftsbudgets beschränkte Bewilligungen von sich aus 
zu machen. Tie aus Wahlen der Kreis- und Provinzialversamm-
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lungen hervorgehenden Kreis- und Provinzialämter bestanden aus 
je einem Präsidenten und 2—4 Gliedern uud waren die ausführenden 
Organe der Landschaft. Dem die Aufficht über die Gesetzmäßigkeit 
der Beschlüsse und des Verfahrens der Selbstverwaltungen aus­
übenden Gouverneur waren Provinzialaufsichtsbehörden zur Seite 
gestellt, die sich zur Hälfte aus Beamten verschiedener Ressorts und 
aus gewählten Gliedern zusammensetzten, unter letzteren die bis­
herigen Landesvertreter (in Livland: der residierende Landrat; in 

Estland: der Ritterschaftshauptmann; in Kurland: der Landes­
bevollmächtigte) und die Stadthäupter der drei Provinzialstädte. Jede 
Meinungsverschiedenheit zwischen dieser Aufsichtsbehörde und dem ihr 
Vorsitzenden Gouverneur brachte die betreffende Sache vor den Senat. 

Nur einige bestimmte Dinge waren der Bestätigung durch die 
Gouvernementsobrigkeit vorbehalten, darunter freilich auch das Budget 
und die Repartition der Steuern, im übrigen wurde aber die Selbständig­
keit und Freiheit der Selbstverwaltungskörper ausdrücklich anerkannt 
und betont. Auch völlige Sprachfreiheit war für die Verhandlungen 
gewährleistet, und nur die Protokolle und der Verkehr mit den 
Staatsinstitutionen sollte russisch sein. 

Diese Vorschläge gingen nun nach Petersburg, aber Rußland 
war über Nacht ein konstitutioneller Staat geworden, dessen gesetz. 
gebender Körper erst selbst noch verschiedene Wandlungen durch­
machte und dann eine solche Fülle ungelöster Fragen im Riesenreiche 
vorfand, daß die baltischen Projekte nicht dranzukommen vermochten 
und bis heute der staatlichen Sanktion entbehren. 

Nicht ohne Bedenken sahen die Provinzen und ihre alten Ver­
tretungen deu diesbezüglichen Verhandlungen in der Duma entgegen, 
Bedenken, die sich mit dem Anwachsen der nationalistischen und 
demokratischen Strömung, bei gleichzeitiger Steigerung bureaukratischeu 
Machtstrebens, mehren mußten. 

Auf der Hand lag, daß die zeitherige Ritter- und Landschaft 
als solche mit ihrem Aufgehen in die neue erweiterte Landschaft 
keine Daseinsberechtigung mehr haben konnte, und daß nur noch die 
korporell geschlossenen, mit eignem Vermögen und Landbesitz aus­
gestatteten „Ritterschaften" auf einen Fortbestand und auf eine 
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gewisse politische Bedeutung auf Grund der ihnen speziell laut 
Provinzialrecht gewährleisteten Rechte noch hoffen konnten. — Durch 
alle Befürchtungen und Hoffnungen aber zog der Weltkrieg seinen 
blutig roten Strich, und laut verkündete das russische Reich seine 
Absicht, den Vernichtungskampf nicht nur gegen die feindlichen Staaten, 
sondern gegen das gesamte Deutschtum auch innerhalb seiner eignen 
Reichsgrenzen zu führen. Wie diese Absicht durchgeführt worden, 
ist bekannt. 

Verstummt war jeder deutsche Laut auf allen Wegen und 
Stegen des öffentlichen Lebens, und ein letzter Machtfpruch der selbst 
der Katastrophe entgegeneilenden Zarenherrschaft befahl gleich im 
Kriegsbeginn die Einführung der russischen Geschäfts- und Verhand­
lungssprache auch in die ritter- und landschaftliche Selbstverwaltung. 

Zu Ende auch schien alles zu sein, was der Ritterschaften 
Lebensaufgabe und -zweck gewesen war.-

Werfen wir zum Schluß noch einen Blick auf das wirtschaftliche 
Leben der baltischen Provinzen, so sind es auch hier die Ritterschaften, 
die auf dem Gebiete der Landwirtschast und ihren Nebenzweigen 
mit ihrem Großgrundbesitz vorangeschritten sind und der Entwicklung 
Deutschlands zu folgen gesucht haben. Auf ihre Initiative und 
unter ihrer Mitwirkung sind die Kreditanstalten, ökonomischen Gesell­
schaften, Konsumvereine und gar manche andere Gemeinschaftsgebilde 
wie Vieh- und Pserdezuchtvereine, Molkereien, Ackerbauschulen ;c. n'. 
entstanden und fortgeführt worden. 

Wenn trotzdem der wirtschaftliche Zustand die Kulturhöhe 
Deutschlands nicht zu erreichen vermocht hat, so liegt das in der 
Hauptsache daran, daß der Gesamtstaat hier nicht wie dort die 
Mittel zur Kultivierung im großen (Entwässerungen, Verkehrs­
wege usw.) zur Versügnng gestellt hat, die doch die unumgängliche 
Vorbedingung der Arbeit im einzelnen und die Voraussetzung 
wirtschaftlichen Aufblühens im allgemeinen darstellen. 

Ich bin am Schluß der Aufgabe, die ich mir gestellt: den 
Lesern im deutscheu Mutterlande in kurzen, charakteristischen Zügen 
das Wesen der baltischen Ritterschaften in ihrer Betätigung auf den 
wichtigsten Lebensgebieten vor Augen zu führen. 
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Fast ist mir's, als hätte ich einen „Nachruf" geschrieben, und 
ich hoffe nur, nicht allzusehr in den häufigen Fehler eines solchen 
verfallen zu fein: dem .äs uiortuis uil ui8i bene" so weit zu 
huldigen, daß das „uil uisi vere' dabei zu kurz kommt. 

Schicksalsentscheidend ist die große weltgeschichtliche Stunde, in 
der wir stehen, ja zweifellos auch für die baltischen Ritterschaften. 
Jbre unveränderte Fortdauer nach Form und Inhalt kann 
keine menschliche Voraussicht annehmen, — wie immer auch ihr 
Los in Zukunft falle — ob sie vereint oder getrennt werden, 
ob sie als Haushalter dem Mutterlande Rechenschaft ablegen, oder 
als im voraus verurteilte Verbrecher vor dem Richterstuhl der 
Slaveuwelt stehen werden — immer wird es einen Abschluß ihrer 
Geschichte bedeuten, — Erfüllung oder Untergang! Wird es nach 
Gottes Ratschluß „Erfüllung", uud schreitet die Vorsehung über allen 
menschlichen Kleinmut und Unverstand hinweg zu ihren großen 
Zielen auch sür Deutschland, dann wird für die baltischen Ritter­
schaften gelten, was ein kurläudifcher Dichter sagt: 

„Es hat das rollende Rad der Zeit 
Tie Rechte des Adels vernichtet, 
Geblieben ist das Wort bis heut', 
Das Wort: der Adel verpflichtet." 

Und lange vor ihm schrieb ein livländischer Edelmann, einer 
der Hanptsührer in der Zeit der Bauernbefreiung, unter sein Bild: 
„Nicht die Rechte, die jemand ausübt, sondern die Pflichten, die er 
sich auferlegt, geben ihm den Wert." — Etwas bleibt also immer 
und überdauert die Veränderung der Lebensformen, das ist die 
Pflicht. Aus ihrer Erfüllung den anders gearteten Aufgaben der 
ersehnten Zukunft gegenüber werden fich auch wieder Rechte, wenn 
auch ungeschriebene, ergeben, und die Nachkommen der alten baltischen 
Geschlechter werden sich ihres Adels und seines nur in steter Neu­
erwerbung fortbestehenden Wertes bewußt bleiben. Jeder tiesere 
Blick in ihre Geschichte wird sie lehren, daß für die wunderbare 
Kraft der Ausdauer ihrer Vorfahren nicht so sehr die verbrieften 
Rechte und geschlossenen Verträge, die oft genug genommen und ge­
brochen wurden, das eigentlich entscheidende gewesen sind, sondern 
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die sittlichen, geschichtlichen Aufgaben, die als ideeller Inhalt die 
alten Formen erfüllten. Konservative Elemente im Staatswesen 
sind sie stets gewesen und haben sie sein müssen, aber sie haben in 
Zeiten, da ihnen vorübergehende Bewegungssreiheit gegeben war, 
doch auch erkannt, daß konservativ sein in Wahrheit nicht stillstehen 
bedeutet, sondern fortschreiten, um zu erhalten, und erhalten, damit 
der Fortschritt Entwicklung und nicht Umsturz werde, und solche 
Erkenntnis muß wachsen mit dem Fortsall all der bisherigen 
Hemmungen und Gefahren und angesichts des sich austuenden weiten 
Feldes der Betätigung für ein großes, wiedergewonnenes Vaterland. 
Dieses aber wolle in Beurteilung seines alten Koloniallandes die-
jenige Nachsicht und Geduld walten lassen, die aus vertieftem Ein­
blick in seine Geschichte und aus näherem Vertrautwerden mit den 
maßgebenden Faktoren seines zeitherigen Lebens hevorgehen muß, 
und es wird dann — so hoffen wir zuversichtlich — in der un­
leugbaren Rückständigkeit der äußeren Verhältnisse doch zugleich auch 
Dinge ausbewahrt vorfinden, die zum ideellen und unveräußerlichen 
Vermögen des deutschen Wesens gehören und die auf dem Markte 
des Geschäfts» und Erwerbslebens und im aufreibenden Konkurrenz­
kämpfe der Welt im deutschen Reiche sast verloren schienen, bis die 
den Untergrund aufbrechende Pflugschar des Weltkrieges sie auch dort 
von neuem ans Tageslicht gebracht hat. 

So kann es eine Wiedervereinigung werden, in der hüben das 
beseligende Bewußtsein: nicht mehr vaterlandslos zu sein, alle Tat­
kraft erwecken wird — und in der drüben die Erkenntnis impon-
derabiler, über bloßen Landerwerb hinausgehender Werte vor gleich­
machender Uebereilung bewahren wird — eine Wiedervereinigung, 
innerlich und äußerlich, zur Ehre Gottes und zu Schutz und Heil 
des großen, siegreichen Deutschland. 
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N a c h w o r t  

In eigenem Zweifel darüber, ob meine unter so erschwerenden 
Umständen entstandene Arbeit der Veröffentlichung und des Druckes 
auf dem rar werdenden Papiere wert sei, habe ich sie längere Zeit 
ruhen lassen. Nun aber reden mir Freunde doch zu, dem Angebot 
des jungen Verlages, der sich in dankenswertem Eifer unserer bal­
tischen Interessen annimmt, Folge zu geben und sie vom Stapel zu 
lassen. — Großes und bedeutungvollstes ist inzwischen geschehen. 
Der mächtigste Staat des Ostens ist zerfallen und hat unter Frei­
gabe und Verlust seiner Randgebiete mit den Mittelmächten Frieden 
geschlossen. Zum, so Gott will, letzten entscheidenden Schlage hat 
im Westen der Friedenskaiser das Siegfriedschwert erhoben, und 
gleich die ersten, den unversöhnlichsten Feind niederschmetternden 
Siege der deutschen Heldenscharen unter ihren genialen Führern 
lassen die Hoffnung zur Zuversicht werden, daß es nun wirklich 
bald zum ersehnten Frieden kommt, der ein dauernder Weltfriede 
nur sein kann, wenn er ein kraftvoller, deutscher Friede wird! — 
Auch den baltischen Landen naht nach Schreckenstagen die Erlösung 
und in Angliederung an das alte, in Siegen ohnegleichen neugeborene 
Mutterland die Erfüllung ihrer Geschichte. — Für Kurland sehlt 
es nur noch an dem formellen Abschluß, damit es das sei und bleibe, 
was seine allständische Landesvertretung einmütig als ihren Wunsch 
und Willen kundgetan uud Sr. Majestät dem deutschen Kaiser und 
Könige von Preußen als ihre untertänigste Bitte unterbreitet hat: 
ein Herzogtum in Personalunion mit der Kaiserlichen und Königlichen 
Krone der Hohenzollern und in Realunion mit dem mächtigen 
deutschen Reiche. In den jubelnden, aus Gewissensnot befreiten 
Kurländerherzen aber lebt neben dem Danke zu Gott und zn ihren 
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Befreiern die unzerstörbare Hoffnung, daß die Macht und Logik 
der unaufhaltsam fortschreitenden weltgeschichtlichen Ereignisse alle 
noch vorhandenen Bedenken und Einwände eines undeutschen Klein­
muts überholen und auch die Schwesterprovinzen Livland und Est­
land auf demselben Wege zu gleichem Ziele führen wird. 

Unter diesen Auspizien mögen denn meine „Baltischen Ritter­
schaften" vor Deutschlands Leserwelt hintreten, berechtigte Kritik nicht 
scheuend, wenn sie nur das eine bewirken, über Wesen und Bedeutung 
der die Ostseelande bis hierher politisch geführt habenden Stand­
schaften einiges aufklärende Licht zu werfen. 
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B e i l a g e  1  

Die noch heute zu recht bestehende Organisation ist die folgende: 
In Kurland führt die Landesgeschäfte das Ritterschaftskomitee, 

das unter Vorsitz des „Landesbevollmächtigten" aus 3 in Mitau 
residierenden, von der Gesamtheit der Stimmberechtigten erwählten 
„Kreismarschällen" und dem die Kassen verwaltenden „Obereinnehmer" 
besteht. Für jeden der 10 Kreise ist ein örtlicher Kreismarschall 
vom Kreise erwählt. In wichtigeren Fragen werden auch diese 
örtlichen Kreismarschälle zu sogenannten „Plenarversammlungen des 
Ritterschaftskomitees" nach Mitau einberufen. Diese von der im Pro-
vinzialrecht aufgeführten etwas abweichende Organisation ist von 
der Ritterschaft in Grundlage des ihr zustehenden Rechtes der auto­
nomen Regelung ihrer korporellen Angelegenheiten in den 60er Jahren 
geschaffen worden. — Jedem der 33 politischen Kirchspiele steht ein' 
„Kirchspielsbevollmächtigter" vor. 

In Livland entsprechen dem: der „residierende Landrat" mit 
der Ritterschaftskanzlei, ferner die 12 Landräte unter Vorsitz des 
residierenden (das „Landratskollegium") und die wenigstens zweimal 
jährlich zusammentretenden „Adelskonvente", auf denen 12 Kreis-
deputierte (je 3 der 4 Doppelkreise) unter Vorsitz des „Landmarschalls" 
und unter Beteiligung der Landräte und der 2 Kassendeputierteu 
^letztere mit beratender Stimme) die wichtigeren Fragen in der 
Zwischenzeit der Landtage (3 Jahre) entscheiden. 

In den Kreisen sind es die Oberkirchenvorsteherämter, die über 
die kirchlichen Fragen hinausgehend, die Landesangelegenheiten ver­
walten und die Oberinstanz für die Kirchspielsorganisation sind. 
Sie bestehen aus einem vom Kreise aus den 3 Landräten gewählten 
„Oberkirchenvorsteher", und einem weltlichen und einem geistlichen 
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Beisitzer. Im Kirchspiel endlich sührt die lausenden Geschäste der 
„Kirchspielvorsteher" und sein Substitut, der auch den, aus breiterer 
Grundlage,mit Zuziehung bäuerlicher Elemente organisierten „Kirch-
spielskirchen- und Schulkonventen" präsidiert. 

In Estland steht an der Spitze und sührt die lausenden Ge­
schäste mit den Ritterschaftssekretären und der Kanzlei der „Ritter­
schaftshauptmann", ihm zur Seite steht der „Ritterschastsausschuß", 
der sich aus je Z sür die Kreise gewählten „Kreisdeputierten" zu­
sammensetzt. Ganz ähnlich wie in livland fungiert ein „Landrats­
kollegium" während der Landtage als alle Borlagen begutachtende 
Instanz, und dieses Landratskollegium war auch bis zur Einführung 
der russischen Justizresorm das oberste (und zugleich das älteste) 
Landesgericht, das über 600 Jahre seines Amtes gewaltet hat. 
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B e i l a g e  2  

Von der turländischen Ritter- und Landschaft zu Schulzwecken 
bewilligte Mittel seit 1875: 
1875/78 Parochialschule Rbl. 4 416 

„ 2 Stipendien für Studierende der Theologie „ 2 400 
Jrmlau — Lehrerseminar „ 4(00 

„ Gymnasium — Goldingen „ 22 000 
„ Polytechnikum — Riga 8 000 
„ Elementarschule — Jlluxt 2 000 
„ Gymnasium, Goldingen — Zulage. ... „ 12000 

1879/81 2 Stipendien für Letten (theolog.) . . , . „ I 800 
Jrmlau — Lehrerseminar „ 9 983 

„ Gymnasium — Goldingen „ 25 500 
Mittelschulen 15000 
Polvtechnikum — Riga 6 000 
Schule - Jllurt 1 500 

1882/84 Jrmlau — Lehrerseminar „ 14 407 
„ Gymnasium — Goldingen „ 40 500 

Mittelschulen „ 15 000 
„ Polytechnikum — Riga 6 000 

Schule — Jllurt „ 1 500 
„ 2 Theologen-Stipendien 1800 

1885/87 Jrmlau — Seminar „ 12 0V0 
„ 2 Theologen-Stipendien „ 1800 
„ Gymnasium — Goldingen 36 000 

Schule — Jllurt 1500 
„ Polytechnikum — Riga „ 6 000 
„ Mittelschulen „ 30 000 

1888/90 Jrmlau — Seminar „ 12 000 
„ 2 Theologen-Stipendien „ 1800 

Gymnasium — Goldingen 36 000 

Schule — Jlluxt „ 1 500 
„ Polytechnikum — Riga „ 6 (X 0 

Mittelschulen .. 30000 
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1891/93 Jrmlau — Seminar Rbl. 12 090 
„ Oberlandschulkommission „ 7 800 
„ Polytechnikum — Riga „ 6 000 
„ Gymnasium — Goldingen „ 36 000 

Mittelschulen - . . . . „ 30000 
„ Theologen-Stipendien „ 1800 
„ Jesus-Kirchenschule in Petersburg .... „ 600 

1894/96 Jrmlau — Seminar „ 22 000 
„ Theologen-Stipendien „ 1800 
„  O b e r l a n d s c h u l k o m m i s s i o n  . . . . . . .  „  7 8 0 0  
„ Polytechnikum — Riga „ 6 000 

Jesus-Kirchenschule in Petersburg .... „ 600 
„ Mittelschulen „ 90 000 

1896/99 Theologen-Stipendien „ 1800 
„ Jrmlau — Lehrerseminar „ 17100 
„ Oberlandschulkommission „ 8 700 
„ Polytechnikum — Riga „ 6 000 
„ Jesus-Kirchenschule in Petersburg .... „ 600 
„ Mittel zu Bildungszwecken 108 900 

1800/02 Theologen-Stipendien „ 1 800 
„ Jrmlau — Seminar 5 588 
" Mittel zu Bildungszwecken „ 137 550 

1903/05 Theologen-Stipendien „ 1800 
„ Mittel zu Bildungszwecken „ 114 250 

1906/08 Theologen-Stipendien „ 1 950 
„ Zu Schulzwecken „ 80 300 
„ Gymnasien — Mitau und Goldingen. . . „ 100 000 

1909/11 desgl. und andere Schulzwecke „ 277 330 
1912/14 Für Schulzwecke „ 343 190 
1915/16 desgl - - - ^ ll^77l8 

Rbl. 2 030 129 
Ankauf eines Grundstücks zum Bau eines Gymna­

siums in Mitau Rbl. 30 000 
Zum Bau des Gymnasiums bewilligt Rbl. 170 000 

davon verausgabt „ 8 760 

Rbl. 38 760 
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Ver lag  von  Fr i t z  Wür tz ,  Ber l in ,  Le ipz ig ,  R iga  

Kurland und Litauen 
in deutscher Hand 
Von vr. Paul Michaelis 

4. Auflage. Preis gebunden 6 Mark 

Mit 8 mehrfarbigen Vollbildern nach Gemälden und Aquarellen 
von Baronesse G. Korff, Heinz Becherer, E. W. Müder, Gerd Paul 
und A. Paul Weber und 25 Seiten mit ganz- und halbseitigen 
Bildern nach künstlerischen Originalausnahmen von Meta Lohding, 

Johann von Vnlhak u. a. 

„Ein schon durch die äußere Aufmachung ansprechendes Buch. Der Verfasser 
findet mit glücklichem Blick das wesentliche und charakteristische heraus und stellt 
es klar, schlicht und leicht saßlich dar. Er urteilt einsichtsvoll und maßvoll und 
erkannte bereits im Frühjahr 1916, daß das russische Reich im Zerfall begriffen war, 
und daß sich die „FremdviZlker", den Troßrussen fremd, von ilim loszulösen begannen. 
Seine Kriegsberichte verdienten — in Buchform weiteren Kreisen zugänglich gemacht — 
umso nachhaltiger zu wirken." (Die Grenzboten) 

Kurze Geschichte Kurlands 
Von Oberlehrer V. Von Wilpert, Mitau 

3. Tausend — Preis 60 Pfg. 
„Zn dieser kleinen Schrift sind die Schicksale und Wechselfälle des Herzogtums 

Kurland übersichtlich geschildert". (Kreuzzeitung) 

Durch  sämt l i che  Buchhand lungen zu  bez iehen 



Ver lag  von  Fr i t z  Wür tz ,  Ber l in ,  Le ipz ig ,  R iga  

Elisabeth Goercke 
Nicht untergehen 
Gedichte einer Kurländerin 

Geschenkausgabe 4 Mark 

„Und eine junge Baltin sei hier rühmend genannt: Elisabeth Goercke, jedem 
Kurländer bekannt, hat uns in dem Bande „Nicht untergehen" eine reife Frucht ihrer 
großen Kunst geschenkt. Hier sind unbeschreiblich schöne Perlen anzutreffen. Ein 
Talent, ein wirklich künstlerisches Empfinden sprechen aus diesem Buch. Ich wünsche 
ihm viel mehr Verbreitung. („Kelle und Schwert." Evang. Kirchenblatt) 

Führer durch Msa mit Stadtplan 
Text von Or. W. NeuMttNN, Direktor des städt. Kunstmuseums 

2. verbesserte und erweiterte Auflage 
Preis 50 Pfg. 

Inhalt: Aufenthalt und Verkehr — Geschichtliches — Sehens­
würdigkeiten — Straßenverzeichnis — Stadtplan 

Kaisers Geburtstag in Riga 
Ein Erinnernngsbüchlein, im Austrage und zum besten der 
Vereinigung „Deutsche Kriegerhilse" in Riga herausgegeben von 

vi. Heinrich Oellers 
Preis gebunden und aus feinstes holzfreies Papier gedruckt 2,40 Vi. 

Durch  sämt l i che  Buchhand lungen zu  bez iehen 



Ver lag  von  Fr i t z  Wür tz ,  Ber l in ,  Le ipz ig ,  R iga  

Litauische Bücherei 
Die Kenntnis von dem an der deutschen Grenze gelegenen 
Litauen, das auf eiue weltgeschichtliche Vergangenheit und aus eine 
alte Kultur zurückblicken kann, ist leider so gering, daß selbst 
auch die meisten gebildeten Menschen in Teutschland oft Kurland 
und Litauen, Letten und Litauer verwechseln. Durch Herausgabe 
dieser Sammlung soll erreicht werden, daß dieses Gebiet, das eine 
große Zukunft hat, in Deutschland besser erkannt und mehr ge­

würdigt werde. 
Kulturbilder aus Kitauen. Ein Beitrag zur Erkenntnis des 

litauischen Volkstums. Von Victor Jungfer. Preis ge­
bunden Mk. 2,70 (Bd. 1) 

Wilna. Von Or. Paul Fechter. Mit vielen Abbildungen. 
(Bd. 2) 

Au« dem befreiten Litauen. Erlebnisse und Entdeckungen von 
Feldgrauen. (Bd. 3) 

Alt-Kitauen. Land und Leute, Sitten und Gebräuche, dargestellt 
v o n  V i c t o r  J u n g f e r .  ( B d .  4 )  

Ferner erscheinen in meinem Verlage folgende unter Mitwirkung 
der deutschen Verwaltungsbehörden herausgegebene Adreßbücher: 

Amtliches Baltisches Adreßbuch 
(2. Ausgabe IS1M9) 

Amtliches Adreßbuch von Riga 
Adreßbuch von Litauen 

Baltisches Güter - Adreßbuch 
Durch  sämt l i che  Buchhand lungen zu  bez iehen 


